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1 .  E i n l e i t u n g  

1 . 1  R e l e v a n z  d e s  Fo r s c h u n g s g e g e n s t a n d e s  u n d  d e r  

F r a g e s t e l l u n g  

 

Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) vom 27.04.2002 fordert die Barriere-

freiheit fu r Menschen mit Beeintra chtigungen ein. Dies gilt nicht nur fu r physische 

Barrieren, sondern auch fu r sprachliche. 2011 wurde das BGG deshalb durch die 

Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung erga nzt. Diese regelt den Internet-

auftritt des Bundes und gibt eine standardisierte Leichte Sprache1 fu r ebendiese We-

bauftritte vor. Auch die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von 2008 for-

dert die Gleichberechtigung aller Menschen in allen Lebensbereichen. Diese Forde-

rung ero ffnet die Notwendigkeit, Informationen fu r alle versta ndlich aufzubereiten. 

 

1 Leichte Sprache ist der Eigenname des Sprachkonzeptes. Das Netzwerk Leichte Sprache emp-
fiehlt zur unmissverständlichen Darstellung, diese besondere Schreibweise zu verwenden. Deshalb 
wird im Rahmen dieser Arbeit das Konzept Leichte Sprache mit Großbuchstaben geschrieben. 
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Die Verwendung Leichter Sprache als Varieta t des Standarddeutschen ist eine Mo g-

lichkeit, Texte zu vereinfachen. Spa testens seit 2014 ist das o ffentliche Interesse an 

Leichter Sprache gestiegen. Unterschiedliche Medien wie die ZEIT oder der Tages-

spiegel berichteten von ihr. Die Bundeszentrale fu r politische Bildung widmete ihr 

ein eigenes Themenheft; Wahlinformationen sowie aktuelle Meldungen werden 

seither in Leichter Sprache verbreitet. Die Ausbreitung der Leichten Sprache ist vor-

teilhaft fu r all diejenigen, die fu r ihre eigene Selbstvertretung und fu r ein eigensta n-

diges Leben auf versta ndliche Informationen angewiesen sind (Maaß 2015: 20-22). 

 

Ein Blick auf die Entwicklung der Leichten Sprache zeigt, dass sich vor allem zwei 

Regelwerke etabliert haben. Nach dem Vorbild der finnischen „Selkokieli“, die sich 

seit den 1970ern als Leichte Sprache in Finnland festigte, entwickelten  viele La nder 

eine leicht versta ndliche Variante der Standardsprache. Belgien, Norwegen, die Nie-

derlande, Schweden und Estland gelten hierbei als Vorreiter. Doch auch im englisch-

sprachigen Raum entwickelte sich die Leichte Sprache als sogenannte Plain Langu-

age oder Easy-to-Read-Language.  

 

2009 entwickelte Inclusion Europe, die europa ische Vereinigung von Menschen mit 

geistiger Behinderung und ihren Familien, ein ausfu hrliches Regelwerk, dessen Qua-

lita tsstandards einheitliche Richtlinien zur U bersetzung unterschiedlicher Sprachen 

in Leichte Sprache anbieten. Ziel dieser U bersetzungsregeln ist es, Menschen mit Be-

eintra chtigungen u ber versta ndliche Texte gesellschaftliche Teilhabe und Selbstver-

tretung der eigenen Interessen zu ermo glichen. Diesem Ziel hat sich auch die People-

First-Bewegung verschrieben, die in den Jahren 1997 bis 2001 mit dem Projekt „Wir 

vertreten uns selbst!“ den Fokus auf Leichte Sprache als Hilfe, Informationen weiter-

zuleiten, verbreitete. Gemeinsam mit Betroffenen und U bersetzerInnen2 traten sie 

in Austausch, um Informationsmaterialien fu r Menschen mit Beeintra chtigungen zu 

entwickeln. Schilder, die mit dem Satz: „Halt! Leichte Sprache“ gekennzeichnet wa-

ren, dienten dazu, dass AdressatInnen leichtsprachiger Texte auf Sprachbarrieren 

 

2 Aus zeitökonomischen Gründen wird in dieser Arbeit das Binnen-I als Form des Genderns ge-
wählt, wenngleich selbstverständlich alle Geschlechter gemeint sind. 
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aufmerksam machen konnten. Dadurch sollten die Versta ndlichkeit und die Qualita t 

leichtsprachiger Texte erho ht werden.  

2006 schloss sich das Netzwerk Leichte Sprache dem Projekt an, um anhand der Er-

kenntnisse der People-First-Bewegung ein Regelwerk fu r Leichte Sprache zu entwi-

ckeln (Maaß 2015: 18-20).  

 

2009 wurden die Regeln fu r Leichte Sprache des Netzwerkes zum ersten Mal auf der 

Homepage des Netzwerkes vero ffentlicht.  

2013 publizierte das Bundesministerium fu r Arbeit und Soziales die Regeln als Bro-

schu re. Seither sind sie in der Praxis der deutschsprachigen U bersetzungen weiter 

verbreitet als die Regeln der Inclusion Europe (Maaß 2015: 27-28). Mit seinem Re-

gelwerk setzt das Netzwerk Leichte Sprache die Standards fu r das Verfassen leichter 

Texte.  

 

2014 stellte die Sprachwissenschaftlerin Bettina M. Bock fest, dass die Mehrheit der 

Texte in Leichter Sprache unter Ru ckbezug auf den Regelkatalog des Netzwerkes 

Leichte Sprache entstehen, was angesichts dessen, dass das Regelwerk bisher nicht 

ausreichend u berpru ft wurde, nicht unproblematisch ist (Bock 2014: 19). 

 

Mit der Einhaltung der UN-BRK sind deutsche Schulen dazu verpflichtet, inklusiven 

Unterricht zu gestalten. Versteht man Sprache als Schlu ssel zu einer gelungenen ge-

sellschaftlichen Teilhabe, ist eine fachu bergreifende sprachliche Fo rderung unab-

dingbar. Im Dezember 2019 hat die Kultusministerkonferenz mit der Empfehlung 

„Bildungssprachliche Kompetenzen in der deutschen Sprache sta rken“ la nderu ber-

greifende Grundsa tze der sprachlichen Bildung definiert. Sie legt fest, dass Sprach-

fo rderung im gesamten Bildungsprozess und fa cheru bergreifend gesta rkt werden 

soll. Auf diese Weise kann die Perso nlichkeits- und Wertentwicklung der Schu lerIn-

nen ganzheitlich unterstu tzt werden (KMK 2019: 2-6). Im Rahmen schulischer Bil-

dungsprozesse wa chst daher das Interesse an der Durchfu hrung sprachsensiblen 

Fachunterrichts. Fu r das Fach Gesellschaft und Politik legt der Bremer Bildungsplan 

beispielsweise fest, dass die Fo rderung einer umfassenden Sprach- und Lesekompe-

tenz ein wesentlicher Bestandteil politischer Bildung ist, da diese zur Entwicklung 
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der Urteilsfa higkeit und Handlungskompetenz sowie zur demokratischen Teilhabe 

beitragen (Bremer Bildungsplan GuP 2010: 4-5). Die Anwendung Leichter Sprache 

im Politikunterricht ist somit zugunsten der Inklusion und Sprachfo rderung durch-

aus erwu nscht. 

 

Doch fu r den Unterricht wurden bisher kaum leichtsprachige Materialien entwickelt 

(Riegert/Musenberg 2017: 388). Schulbuchverlage wie Westermann oder Klett ver-

suchen zwar, auf die Bedu rfnisse eines sprachsensiblen Fachunterrichts einzugehen, 

und verfassen differenzierte sowie einfache Ausgaben ihrer Schulbu cher. Doch 

Leichte Sprache wird hierbei nicht verwendet. Somit sind die FachlehrerInnen und 

Sonderpa dagogInnen gezwungen, selbst leichtsprachige Materialien fu r ihren Un-

terricht zu erstellen, was aufgrund mangelnder Expertise eine große Herausforde-

rung darstellt. Derzeitige Hilfsmittel sind nicht geeignet, um mit den fachwissen-

schaftlichen Anforderungen mitzuhalten. Fu r den sprachwissenschaftlichen Laien 

gibt es derzeit nur unzureichend geeignete Regelsysteme, Grammatiken, Wo rterbu -

cher und fachbezogene Terminologiedatenbanken. Dies hat zur Folge, dass die Qua-

lita t der leichtsprachigen Texte stark schwankt (Maaß 2015b: 3-6). 

 

Nicht nur aus sprachwissenschaftlicher, sondern auch aus politikdidaktischer Sicht 

ergibt sich daher die Notwendigkeit, die Regeln fu r Leichte Sprache in Bezug auf ihre 

Anwendungspraxis zu evaluieren. Im Rahmen dieser Arbeit soll deshalb eruiert wer-

den, welche Potenziale und Grenzen die Anwendung der Regeln fu r Leichte Sprache 

bei der Entwicklung von Unterrichtsmaterialien fu r den inklusiven Politikunterricht 

mit sich bringt. 

 

 

 

 

1 . 2  Fo r s c h u n g s s t a n d  
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Obwohl das o ffentliche Interesse an Texten in Leichter Sprache zunimmt und die 

Schaffung wissenschaftlich fundierter Hilfsmittel fu r die U bersetzung durchaus er-

wu nscht ist, gibt es bisher kaum wissenschaftliche Publikationen zu Leichter Spra-

che. Die Wirksamkeit typischer Merkmale von Leichter Sprache, beispielsweise die 

Auswirkungen der repetitiven Syntax, des Großdrucks, der farbigen Illustrationen 

und der optischen Worttrennung sind noch nicht systematisch u berpru ft (Bock 

2014: 19). Ausgenommen einiger Abschlussarbeiten und kleinerer Aufsa tze gibt es 

bisher nur zwei gro ßere Publikationen, die sich der wissenschaftlichen Analyse 

Leichter Sprache widmen.  

 

„Leichte Sprache – Das Regelbuch“ erschien 2015 als Versuch, den wissenschaftli-

chen Diskurs mit der beruflichen Praxis zu verbinden (Maaß 2015: 5). Die Autorin 

des Regelwerks, Christiane Maaß, Begru nderin der Forschungsstelle Leichte Spra-

che der Universita t Hildesheim, versucht mit ihrer kritischen Analyse unterschiedli-

cher Regelwerke, Leichte Sprache aus sprachwissenschaftlicher Perspektive einzu-

ordnen und den U bersetzerInnen ein Regelwerk auf dieser Grundlage zu pra sentie-

ren. Das Werk der Forschungsstelle fu r Leichte Sprache dient im Rahmen dieser For-

schungsarbeit als wesentliche Richtlinie zur Erstellung der Analysekriterien und ist 

richtungsweisend fu r die sprachwissenschaftliche Analyse der Leichten Sprache.  

 

Ebenso relevant fu r die Ebene der Sprachwissenschaften ist der Sammelband 

„‘Leichte Sprache‘ im Spiegel theoretischer und angewandter Forschung“, der 2017 

von Bettina M. Bock, Ulla Fix und Daisy Lange vero ffentlicht wurde. Er ergru ndet vor 

allem die Zusammenha nge zwischen dem Gebrauch Leichter Sprache, ihrer gesell-

schaftlichen Bedeutung und spezifischer sprachlicher Pha nomene, welche die 

Leichte Sprache charakterisieren. Deshalb dienen die Aufsa tze des Sammelbandes 

hierbei vor allem der Einordnung der Leichten Sprache in einen gesamtgesellschaft-

lichen Zusammenhang und dem Herausbilden charakteristischer Merkmale der 

Leichten Sprache. 

 

Wa hrend die gesellschaftlichen Einsatzmo glichkeiten und Grenzen der Leichten 

Sprache bereits gut erfasst sind, ist die didaktische Dimension des Konzeptes bisher 
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kaum theoretisch aufgearbeitet und reflektiert erforscht (Riegert/Musenberg 2017: 

388). Lediglich drei Aufsa tze des Sammelbandes „Didaktik der inklusiven politi-

schen Bildung“, der 2015 von der Bundeszentrale fu r politische Bildung vero ffent-

licht wurde, widmen sich der Leichten Sprache in diesem speziellen Kontext. Nadine 

Ru stow und Bettina Zurstrassen hinterfragen in Bezug auf die politische Bildung das 

Konzept der Leichten Sprache und ihre Auswirkungen auf Mu ndigkeit und gesell-

schaftliche Teilhabe. Ihre kritische Perspektive ist maßgeblich, um die Anspru che, 

die der Politikunterricht an Leichte Sprache stellt, herauszuarbeiten. Fu r eine um-

fassende Bewertung der Leichten Sprache sind ihre Ausarbeitungen allerdings nicht 

tiefgreifend genug. Deshalb werden zur Evaluation der Regeln fu r Leichte Sprache 

grundsa tzlichere politikdidaktische Prinzipien, Kompetenzmodelle des Politikun-

terrichts und der Beutelsbacher Konsens herangezogen. Sie dienen der tieferen Her-

leitung der Anforderungen, welche die Politikdidaktik an leichtsprachige Regel-

werke stellt. 

 

 

1 . 3  Vo r g e h e n  

 

Zur Beantwortung der Fragestellung sowie zur Analyse und Evaluation des Regel-

werkes ist es notwendig, zuna chst die Leichte Sprache in Abgrenzung zu anderen 

Sprachkonzepten zu definieren und die wichtigsten Merkmale der Leichten Sprache 

herauszustellen. Da sich diese Arbeit mit der Leichten Sprache im inklusiven Politik-

unterricht befasst, soll an dieser Stelle auch das vorliegende Versta ndnis von Inklu-

sion offengelegt werden. Ab dem dritten Kapitel werden eine na here, theoriegelei-

tete Auseinandersetzung mit der bisherigen sprachwissenschaftlichen und politik-

didaktischen Forschung zur Leichten Sprache sowie Regeln fu r Leichte Sprache be-

schrieben. Zuna chst wird hier die gesellschaftliche Inklusion durch Leichte Sprache 

hinterfragt und darauffolgend die Verwendung der Leichten Sprache im inklusiven 

Politikunterricht aus wissenschaftlicher Perspektive kritisch beleuchtet. Hierbei soll 

herausgestellt werden, inwiefern Inklusion durch Leichte Sprache mo glich ist und 

welche sprachlichen Anspru che an Materialien in Leichter Sprache gestellt werden.  
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Im Anschluss daran sollen die Regelwerke der Leichten Sprache beschrieben und 

das hierbei evaluierte Regelwerk in den Gesamtkontext eingeordnet werden. An-

schließend werden die Potenziale und Grenzen der leichtsprachigen Regelwerke aus 

sprachwissenschaftlicher Sicht erla utert. Um die politikdidaktische Perspektive her-

zuleiten, werden im Kapitel 3.3.6 die sprachwissenschaftlichen Aspekte und die bis-

herige politikdidaktische Kritik an der Leichten Sprache zusammengefu hrt und zu-

sammen mit den wichtigsten Maximen der politischen Bildung als Grundlage fu r die 

Regelwerkanalyse zusammengefasst.  

 

Der letzte Teil der theoretischen Auseinandersetzung bezieht sich explizit auf die 

Regeln der Leichten Sprache. Basierend auf den bisherigen Erkenntnissen und der 

aktuellen Forschung werden hierbei wesentliche Kritikpunkte aus sprachwissen-

schaftlicher Sicht erla utert und Vorabannahmen fu r die politikdidaktische Perspek-

tive herausgestellt. Auf dieser Basis werden die sprachwissenschaftlichen und poli-

tikdidaktischen Erkenntnisse zu einem Kategoriensystem zusammengefasst, das die 

Grundlage fu r die Analyse des Regelwerks bildet. 

 

Der empirische Teil dieser Arbeit beginnt im vierten Kapitel. Darin sollen zuna chst 

der Feldzugang und die Entstehungssituation der Interviews beschrieben und die 

Auswahl der befragten Personen begru ndet werden.  Anschließend folgen Beschrei-

bungen der Datenerhebungsmethode und der Besonderheiten des problemzentrier-

ten Experteninterviews sowie die Herleitung des Interviewleitfadens anhand der 

theoretischen Grundlage. Daran anschließend wird die hierbei verwendete qualita-

tive Inhaltsanalyse nach Mayring als Datenauswertungsmethode beschrieben. An-

hand dieser Ausfu hrungen finden anschließend die Analyse der Interviews und die 

Auswertung der Ergebnisse statt.  

Im fu nften Kapitel dieser Arbeit werden die in den Interviews herausgestellten Be-

funde in Bezug auf die Theorie interpretiert. Hierzu werden zuna chst die Schnitt-

stellen zwischen Theorie und schulischer Praxis sowie ihre Diskrepanzen herausge-

arbeitet und anschließend bewertet. Im Fazit werden die Ergebnisse im Hinblick auf 

die Fragestellung dieser Arbeit zusammengefasst. 
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2 .  D e f i n i t i o n e n  

2 . 1  L e i c h t e  S p r a c h e  

 

Das Netzwerk Leichte Sprache definiert die Leichte Sprache auf seiner Homepage 

wie folgt (Netzwerk Leichte Sprache 2020): 

 

Leichte Sprache ist eine sehr leicht versta ndliche Sprache. Man kann sie sprechen und schrei-
ben. Leichte Sprache ist vor allem fu r Menschen mit Lern-Schwierigkeiten. Aber auch fu r an-
dere Menschen. Zum Beispiel fu r Menschen, die nur wenig Deutsch ko nnen. Fu r Leichte Spra-
che gibt es feste Regeln. (Zeilensprünge von Verf. entfernt) 

 

Grundsa tzlich benennt die Beschreibung des Netzwerkes Leichte Sprache wesentli-

che Merkmale der Leichten Sprache. Sie ist leicht versta ndlich, die AdressatInnen 

sind Personen, die sprachliche Barrieren haben, und es gibt Regeln fu r Leichte Spra-

che. Die Merkmalsbeschreibung des Netzwerkes ist hinsichtlich der Komplexita t der 

Leichten Sprache allerdings zu simpel. Sie la sst beispielsweise die sprachliche Re-

duktion auf Wort-, Satz-, Text-, Layout- und Bildebene, die Anwendungsbereiche und 

eine Einordnung der Leichten Sprache in das Feld der deutschen Sprache vo llig au-

ßer Acht. Auch was die Verwendung Leichter Sprache angeht, besteht ein Wider-

spruch. Im sprach- und u bersetzungswissenschaftlichen Kontext gibt es einen Kon-

sens daru ber, dass Leichte Sprache vornehmlich im schriftlichen Sprachgebrauch zu 

finden ist (Linz 2017: 148). An dieser Stelle ist die Definition des Netzwerkes Leichte 

Sprache fehlerhaft. Denn die Definition des Netzwerkes zeigt auch, dass es schwierig 

ist, Leichte Sprache treffend zu definieren. Weder im Kontext der Sprachwissen-

schaft noch in der U bersetzungswissenschaft ist dies bisher einheitlich gelungen. 

Ha ufig ist unsicher, wo Leichte Sprache im Feld des Standarddeutschen eingeordnet 

werden kann, weshalb sie oft in Abgrenzung zu anderen Konzepten vereinfachter 

Sprache betrachtet wird. Um fu r diese Arbeit eine Definition der Leichten Sprache 

herauszustellen, wird diese im Folgenden zuna chst mit a hnlichen popula ren Kon-

zepten wie der einfachen Sprache, der bu rgernahen Sprache und der Easy-to-Read-

Language verglichen. Anschließend folgt - basierend auf den Forschungsarbeiten 

von Bettina M. Bock und Christiane Maaß - eine Darlegung der wesentlichen 
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Merkmale Leichter Sprache. Da unterschiedliche Regelwerke verschiedene Charak-

teristika fu r leichtsprachige Texte festlegen, werden hierbei nur die ga ngigsten 

Merkmale Leichter Sprache benannt. Anhand der Abgrenzung Leichter Sprache zu 

anderen Konzepten und der Benennung wesentlicher Merkmalsauspra gungen soll 

schließlich das Konzept der Leichten Sprache fu r diese Forschungsarbeit definiert 

werden.  

 

2 . 1 . 1  L e i c h t e  S p r a c h e  –  A b g r e n z u n g  z u  e i n f a c h e r  S p r a -

c h e ,  b ü r g e r n a h e r  S p r a c h e  u n d  E a s y - t o - R e a d  

 

Leichte Sprache grenzt sich im Wesentlichen von drei weiteren Sprachformen ab, die 

ebenfalls Kommunikationsbarrieren aufbrechen sollen: der einfachen Sprache, der 

bu rgernahen Sprache und dem Leichten Lesen (Easy-to-Read). Einfache Sprache 

zeichnet sich - verglichen mit der Leichten Sprache - durch einen komplexeren 

Sprachstil aus. Ihre Formulierungen sind durch weniger strenge Gestaltungsnormen 

reglementiert. Fu r Texte in einfacher Sprache gibt es kein Regelwerk. Die Offenheit 

der Textgestaltung la sst es - anders als bei Leichter Sprache - zu, dass die Original-

texte und ihre Paralleltexte sich sehr a hneln. Der Sprachstil der einfachen Sprache 

ist komplexer als jener der Leichten Sprache. Zwar werden auch hierbei Fremdwo r-

ter vermieden, doch ist der Gebrauch von Haupt- und Nebensatzkonstruktionen zu-

la ssig. Alltagssprachliche Begriffe werden als bekannt vorausgesetzt. Auch der Auf-

bau der Texte ist anspruchsvoller als jener der Leichten Sprache. Zwar soll auch in 

einfachen Texten darauf geachtet werden, dass das Layout des Textes u berschaubar 

ist, jedoch sind die Ausgestaltung der Absa tze und das optische Erscheinungsbild 

hierbei nicht so streng geregelt. Der Adressatenkreis fu r Texte in einfacher Sprache 

ist noch weiter gefasst als jener fu r Leichte Sprache. Zum Adressatenkreis der Texte 

in einfacher Sprache geho ren - neben geistig und ko rperlich beeintra chtigten Perso-

nen sowie SprachlernerInnen - auch Touristen oder Personen ohne Sprachbarrieren 

(Bock 2014: 21-22; Kellermann 2014: 7). Einfache Sprache kann sowohl in fach-

sprachlichen als auch in alltagssprachlichen Situationen verwendet werden. Sie 
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findet sowohl bei der U bersetzung standardsprachlicher Texte als auch bei der Er-

stellung neuer Texte Verwendung. (Bock 2014: 26). 

 

Bu rgernahe Sprache ist eine Varieta t der Rechts- und Verwaltungssprache. Seit 1966 

gibt es einen linguistischen Redaktionsstab im Deutschen Bundestag, der von der 

Gesellschaft fu r deutsche Sprache betrieben wird. Dieser Stab soll vornehmlich die 

Versta ndlichkeit der Gesetzestexte u berpru fen. Seit 2009 gibt es auch im Bundesjus-

tizministerium einen Redaktionsstab fu r Rechtssprache. Dieser steht als Beratung 

im Gesetzgebungsprozess zur Verfu gung (Bock 2014: 22-13). Bu rgernahe Sprache 

zeichnet sich durch eine unspezifische und weite Adressatengruppe aus. Sie be-

schra nkt sich fachlich auf den justiz- und verwaltungssprachlichen Gebrauch. Durch 

diesen reglementierten Diskurs unterliegt sie stark normierten Kodifizierungen, um 

die Formelhaftigkeit der Rechts- und Verwaltungssprache beizubehalten. Dabei fin-

det die bu rgernahe Sprache eher Verwendung in der Erstellung neuer Texte als in 

der U bersetzung bereits vorhandener (Bock 2014: 26). 

 

Texte fu r Easy-to-Read richten sich an Menschen mit Lernschwierigkeiten. Sie sind 

in Anlehnung an den Gemeinsamen Europa ischen Referenzrahmen fu r Sprachen in 

unterschiedliche Kompetenzstufen gegliedert. Die Stufen A1, A2 und B1 bilden die 

Fo rderbedarfe der jeweiligen Zielgruppe ab (Bock 2014: 20-21). Wie alle leichtspra-

chigen Materialien werden leicht lesbare Texte mit dem Easy-to-Read-Logo der In-

clusion Europe kenntlich gemacht. Die Nutzung dieses Logos ist an die europa ischen 

Regeln fu r leicht lesbare Informationen gebunden. Dies soll - nebst U berpru fung der 

Texte durch mindestens eine Person mit geistiger Behinderung - die Qualita t der 

Texte garantieren (Inclusion Europe 2016). 

2 . 1 . 2  M e r k m a l e  L e i c h t e r  S p r a c h e  

 

Obwohl Leichte Sprache u ber keine Sprechergemeinschaft verfu gt, bezeichnet 

Christiane Maaß sie als geplante Varieta t des Deutschen. Geplant ist Leichte Sprache 

deshalb, weil sie - anders als die Standardsprache - lediglich zur U bersetzung von 

Texten im Bereich des Schriftsprachlichen Anwendung findet. In der Regel werden 



 

12 

 

leichtsprachige Texte gema ß den Bedu rfnissen ihrer AdressatInnen entwickelt. Der 

U bersetzungsprozess bedarf daher einer besonders intensiven Auseinandersetzung 

mit den RezipientInnen und den Regeln der Leichten Sprache, weshalb ein sponta-

ner Gebrauch dieser Sprachvarieta t quasi ausgeschlossen ist. (Maaß 2015: 12). Ne-

ben der AdressatInnenorientierung bestimmen deshalb auch a ußerliche Faktoren 

das Verfassen von Texten in Leichter Sprache. Beispielsweise ko nnen die fu r das Ver-

fassen des Textes zur Verfu gung stehende Zeit, die Schreibsituation und ihre sozio-

kommunikativen Merkmale oder die mediale Schriftlichkeit Einflussfaktoren im 

Schreibprozess sein (Bock 2014: 36-37). 

 

Neben dem hohen Grad der Planung ist, so Maaß, die Einseitigkeit der intralingualen 

U bersetzung ein weiteres Merkmal der Leichten Sprache als geplante Varieta t des 

Deutschen. Wa hrend es im mu ndlichen sowie im schriftsprachlichen Gebrauch des 

Standarddeutschen weitestgehend mo glich ist, sowohl als RezipientInnen als auch 

als ProduzentInnen zu kommunizieren, sind die AdressatInnen der Leichten Spra-

che in der Regel keine ProduzentInnen leichtsprachiger Texte, sondern gelten als 

RezipientInnen der leichtsprachigen U bersetzungen (Maaß 2015: 12). 

 

Die Adressatenschaft leichtsprachiger Texte ist sehr vielfa ltig. Sprachbarrieren, die 

zu einem Bedarf an versta ndlich aufbereiteten Texten fu hren, ko nnen unterschied-

liche Ursachen haben. So za hlen - dem Netzwerk Leichte Sprache folgend - nicht nur 

Menschen mit Lernschwierigkeiten, sondern auch Demenzkranke, SprachlernerIn-

nen, funktionale Analphabeten und Menschen mit geringem Bildungsstand zu den 

AdressatInnen der Leichten Sprache. Texte zu verfassen, die den Bedu rfnissen die-

ser weitgefassten und heterogenen Adressatengruppe gerecht werden, ist - in logi-

scher Konsequenz - eine große Herausforderung (Bock 2014: 19). 

 

Immer wieder wird diskutiert, ob Leichte Sprache als Sprachvarieta t des Deutschen 

zu den kontrollierten Sprachen geza hlt wird. Ku nstliche Sprachformen werden 

meist fu r einen bestimmten technischen Kommunikationsbereich verwendet. Sie 

unterliegen sprachlichen und typografischen Regeln, die das Ziel haben, Textproze-

duren zu vereinfachen. Mithilfe kontrollierter Sprachen soll die O konomisierung der 
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Sprache vorangetrieben und Missversta ndnisse sollen vermieden werden. Die Ver-

einfachung und Technologisierung der Sprache la sst sich in allen textrelevanten 

Ebenen des Sprachgebraus wiederfinden. Zu den Ebenen za hlen: der Wortschatz, 

Phrasen, Satzstrukturen, Interpunktion, Textstruktur und das Layout des Textes. 

Zwar ist die Leichte Sprache ebenso stark reglementiert und auf allen Ebenen ver-

einfacht, doch beschra nkt sie sich nicht nur auf bestimmte technische Kommunika-

tionsbereiche. Vielmehr sind Multifunktionalita t und die Verwendung der Leichten 

Sprache in mo glichst vielen Kommunikationszusammenha ngen wesentliche An-

spru che an Leichte Sprache. Somit ist die Zugeho rigkeit der Leichten Sprache zu den 

kontrollierten Sprachen infrage zu stellen (Bock 2014: 27; 30-35). 

 

Leichte Sprache zeichnet sich ebenfalls durch eine systematische Reduktion in Satz-

bau und Wortschatz aus. Dies hat zur Folge, dass auch das zum Verstehen beno tigte 

Welt- oder Vorwissen geringer sein kann als zum Nachvollziehen standard- oder 

fachsprachlicher Texte. Leichte Sprache wird beispielsweise dadurch charakteri-

siert, dass keine Satzgefu ge und keine Nominalstrukturen verwendet werden. Infor-

mationen werden hierbei in einzelnen Aussagen und Aktivsa tzen wiedergegeben. 

Auf Konnektoren, die einzelne Sa tze oder Textteile verbinden, wird weitestgehend 

verzichtet. Die Wortwahl lehnt sich an den Grundwortschatz des Standarddeutschen 

an und Fachbegriffe werden erga nzt, durch Synonyme ersetzt oder erla utert. Die Er-

la uterungen anhand von Beispielen sowie die Reduktion des Satzbaus und des Wort-

schatzes dienen der sachlichen Erleichterung, weil kaum Vorwissen fu r das Verste-

hen der Texte vorausgesetzt wird (Maaß 2015: 12-13). 

 

Um trotz der sprachlichen Reduktion Textzusammenha nge herstellen zu ko nnen, 

soll die visuelle Aufbereitung leichtsprachiger Texte die fehlenden Konnektoren aus-

gleichen, Zusammenha nge verdeutlichen und die Versta ndlichkeit des Textes fo r-

dern. Fu r das Layout gibt es unterschiedliche Regeln und global geltende Vorschrif-

ten. In der Regel zeichnet sich die Optik leichtsprachiger Texte beispielsweise durch 

eine große Schrift, Einru ckungen, Zwischenu berschriften und Bebilderungen aus. 

Besonders auffa llig ist aber die Trennung von Kompositionen in ihre Einzelbestand-

teile durch den Mediopunkt oder durch einen Bindestrich (Maaß 2015: 13-14). 
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Fu r das Versta ndnis der Leichten Sprache in dieser Arbeit genu gt es, die wesentli-

chen Charakteristika dieser Sprachvarieta t kurz zusammenzufassen. Leichte Spra-

che ist auf Grundlage der vorangegangenen differenzierten Merkmalsbeschreibung 

eine reglementierte und geplante Varieta t des Standarddeutschen. Eine sprachliche 

Reduzierung und Vereinfachung der Ausgangstexte findet im Rahmen einer intralin-

gualen U bersetzung und hauptsa chlich auf Wort-, Satz-, Text-, Layout- und Bildebene 

statt. Leichte Sprache findet zu unterschiedlichen und multifunktionalen Kommuni-

kationsanla ssen sowie vornehmlich im schriftlichen Sprachgebrauch Anwendung. 

Außerdem werden leichtsprachige Texte fu r eine heterogene Adressatenschaft ver-

fasst, um Sprachbarrieren zu lo sen. 

 

2 . 2  I n k l u s i o n  

 

Bezu glich des Begriffs „Inklusion“ gibt es ebenfalls unterschiedliche Definitionen. Al-

len Inklusionsversta ndnissen ist gemeinsam, dass sie Zugang, Teilhabe und Selbst-

bestimmung fordern. Dabei unterscheiden sie sich allerdings fundamental darin, 

wem, auf welche Weise und in welchen Bereichen sie diese zusprechen. Im Kleinsten 

bietet Inklusion prima r Menschen mit Behinderung gesellschaftliche Partizipations-

mo glichkeiten. Andere Definitionen von Inklusion o ffnen dieses Versta ndnis und be-

ziehen auch Menschen ein, denen aufgrund unterschiedlicher sozialer und kulturel-

ler Herkunft, unterschiedlichen Geschlechts oder sexueller Orientierung Teilhabe-

hindernisse entgegengebracht werden (Besand/Jugel 2015: 46-48). 

 

Die UN-BRK fordert in Bezug auf Bildungsinstitutionen, dass Menschen mit Behin-

derungen ermöglicht wird, einen integrativen Unterricht zu erfahren (Art. 24 UN-

BRK). Mit ihrer Empfehlung für eine inklusive Bildung für Kinder und Jugendliche 

mit Behinderungen in Schulen, die im Oktober 2011 veröffentlicht wurde, spricht 

sich die Kultusministerkonferenz für eine Erweiterung der Integration beeinträch-

tigter SchülerInnen zugunsten einer allumfassenden Inklusion aus. Inklusive Bil-

dungsangebote sollen, so die Kultusministerkonferenz, SchülerInnen mit 
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Behinderungen oder mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf einen gleichbe-

rechtigten Zugang zu allen Unterrichtsangeboten der verschiedenen Bildungsgänge 

und somit ein gleichberechtigtes Schulleben ermöglichen (KMK 2011: 8).  

 

Das Verständnis von Inklusion greift demnach weiter als das bloße Einbeziehen von 

Menschen mit Beeinträchtigungen in die Gesellschaft und in die Institution Schule. 

Inklusion zielt - anders als Integration - darauf ab, die Gesellschaft dergestalt zu öff-

nen, dass Differenzen und Heterogenität als selbstverständlich verstanden werden. 

Dementsprechend gilt es, die Forderung der UN-BRK zu erweitern. Für die Schule 

bedeutet das, dass beeinträchtigte Personen nicht nur betreut und für die Gesell-

schaft passend erzogen werden, sondern dass alle Menschen selbstverständlich in 

institutionelle und gesellschaftliche Prozesse einbezogen werden sollen. Menschen 

sollen nicht an gesellschaftliche Normen angepasst werden. Vielmehr geht es bei der 

Inklusion im schulischen Kontext darum, institutionalisierte Sonderbehandlungen 

aufzulösen und Unterschiede anzuerkennen. Dieses weit gefasste Inklusionsver-

ständnis bedeutet aber auch, dass die Anerkennung unterschiedlicher Bedarfe nicht 

nur für Menschen mit Behinderungen, sondern für alle Menschen gleichermaßen 

gilt (Kronauer 2015: 19-20). 

 

Das durch die UN-BRK begru ndete Versta ndnis von Inklusion ist fu r den Diskurs in-

klusiver politischer Bildung pra gend. Inklusion ist demnach ha ufig mit der Anforde-

rung verbunden, die uneingeschra nkte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 

zu ermo glichen (UN-Behindertenrechtskonvention.Info 2019). Diesbezu glich for-

dert sie eine allumfa ngliche gesellschaftliche Teilhabe und den Einbezug von Men-

schen mit Behinderungen in die Gesellschaft (Art. 3 UN-BRK). Die UN-BRK bezieht 

sich allerdings nur auf die Differenzdimension Behinderung.  

 

Anja Besand und David Jugel, deren Forschungsschwerpunkt die Didaktik der inklu-

siven politischen Bildung ist, fordern allerdings, gerade im Bereich der politischen 

Bildung gruppenspezifische Dilemmata zu beseitigen, sodass allen Menschen, denen 

Zugang, Teilhabe und Selbstbestimmung erschwert werden, gleichwertige gesell-

schaftliche Partizipationschancen ermo glicht werden. Somit beziehen sich die 
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Anforderungen der Inklusion nicht ausschließlich auf Menschen mit Behinderun-

gen, sondern auf alle Menschen (Besand/Jugel 2015: 46-48). Alle Faktoren, die zu 

Ausgrenzung fu hren ko nnen - beispielsweise das Geschlecht, das Alter, kulturelle 

und ethnische Zugeho rigkeit, Sprache oder sozioo konomisches Kapital - mu ssen be-

ru cksichtigt werden, um eine allumfassende Inklusion zu fo rdern. Um Chancen-

gleichheit und gleichwirksame demokratische Teilhabe zu befo rdern, muss jedem 

Menschen zugestanden werden, gleichermaßen an politischen Prozessen teilneh-

men zu ko nnen. Das Zentrum fu r inklusive politische Bildung o ffnet deshalb das In-

klusionsversta ndnis und definiert Inklusion als einen „gesamtgesellschaftlich inter-

aktive[n] Transformationsprozess, der darauf abzielt, diskriminierende soziale 

Konstruktionen aufzulösen und für alle Menschen Teilhabe zu ermöglichen.“ (Zent-

rum für inklusive politische Bildung 2019). Diesem Verständnis nach bezieht sich In-

klusion nicht ausschließlich auf Personen mit körperlichen oder geistigen Beein-

trächtigungen, sondern auf alle Menschen, deren Teilhabe aufgrund interner oder 

externer Einflussfaktoren behindert wird. Barrieren jeglicher Art führen zum Aus-

schluss betroffener Personen. Beispielsweise aus der Gesellschaft, vom Arbeits-

markt oder aus dem sozialen Umfeld. Diese Exklusion widerspricht dem Gedanken 

einer demokratischen Gesellschaft, weshalb vorhandene und entstehende Barrieren 

gelöst werden müssen. Um allen Menschen Geltungsmacht über das eigene Leben 

und bezüglich der Formung des Gemeinwesens zukommen zu lassen, müssen indi-

viduelle, soziale und materielle Barrieren immer wieder überwunden werden 

(Kronauer 2015: 22-23). 

 

Das Inklusionsverständnis dieser Arbeit schließt sich an die Definition des Zentrums 

für politische Bildung an. Inklusion ist demnach im gesellschaftlichen und schuli-

schen Rahmen ein Prozess, um sozial konstruierte und persönliche Barrieren aufzu-

lösen und allen Menschen - unter Wertschätzung ihrer Unterschiede - gleichberech-

tigte Teilhabe zu ermöglichen. 

 

3 .  T h e o re t i s c h e r  Te i l  
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3 . 1  G e s e l l s c h a f t l i c h e  I n k l u s i o n  d u r c h  L e i c h t e  S p r a -

c h e  

 

Grundlagen fu r die Inklusion betroffener Personen sind auf gesellschaftlicher Ebene 

sowohl in der UN-BRK als auch im BGG verankert. Die UN-BRK fordert vor allem die 

Bereitstellung versta ndlicher Informationen, welche die gleichberechtigte Teilhabe 

am politischen und gesellschaftlichen Leben fo rdern sollen. Beispielsweise sollen 

barrierefreie Zuga nge zu Wahlen, Wahlverfahren und Wahlinformationen geschaf-

fen werden (Art. 29 UN-BRK). Neben diesen wahlspezifischen Texten fordert das Be-

hindertengleichstellungsgesetz dazu auf, beho rdliche Texte in einer leichten und 

versta ndlichen Sprache zu verfassen. Tra ger der o ffentlichen Gewalt sind dazu auf-

gefordert, Informationen aus beho rdlichen Bescheiden, Allgemeinverfu gungen und 

o ffentlich-rechtlichen Vertra gen in Leichter Sprache bereitzustellen. Um dieser An-

forderung gerecht zu werden, ist die Bundesregierung dazu veranlasst, die Ausbil-

dung kompetenter U bersetzerInnen fu r Leichte Sprache sicherzustellen (§ 11 des 

BGG). 

 
 

Auch wenn die rechtliche Grundlage die Schaffung transparenter und versta ndlicher 

Informationen vorsieht, um die gesellschaftliche Inklusion beeintra chtigter Perso-

nen zu fo rdern, bestehen innerhalb aktueller politischer und gesellschaftlicher Dis-

kurse nach wie vor Teilhabebarrieren. Gerade was den Zugang zu Informationen an-

belangt, sieht der Erziehungswissenschaftler Hendrik Trescher eine klare Benach-

teiligung von Menschen mit Behinderungen. Er kritisiert, dass es betroffenen Men-

schen oft nur sehr schwierig oder gar unmo glich ist, am politischen und gesellschaft-

lichen Leben teilzuhaben. Das la ge beispielsweise daran, dass Nachrichtensendun-

gen in deutscher Verbalsprache produziert werden. Informationen in Geba rdenspra-

che oder in Leichter Sprache wu rden nur in Ausnahmefa llen genutzt werden. Zudem 

stellten vor allem große Parteien ihre Wahlprogramme in Leichter Sprache oder 

durch audiovisuelle Medien dar. Informationen u ber die Programme kleinerer Par-

teien sind zumeist unzuga nglich (Trescher 2018: 165-169). Mit Treschers Kritik 

geht die Forderung nach einer Erweiterung der Anwendungsbereiche fu r Leichte 
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Sprache einher, da sie als wichtiges Instrument dafu r gilt, gesellschaftliche Partizi-

pation von beeintra chtigten Personen zu fo rdern. Informationen in Leichter Sprache 

sollen Ausgrenzung vermeiden. Folgt man der Auffassung, dass Demokratie auf der 

Teilhabe aller beruht, schwa cht eine Ausgrenzung bestimmter Gruppen und Minder-

heiten die Demokratie an sich. Zudem werden demokratische Entscheidungen durch 

die Teilhabe der Bevo lkerung legitimiert. Folglich verletzt ein Ausschluss bestimm-

ter Gruppen die Legitimation politischer Prozesse, was dazu beitragen kann, die Ge-

sellschaft zu spalten (Meyer/Hilpert 2018: 346). 

 

Doch die Dichotomie zwischen standarddeutscher und Leichter Sprache begru ndet 

auch Zweifel an einer mo glichen Inklusion durch Leichte Sprache. Aufgrund dessen, 

dass sich Leichte Sprache an eine bestimmte Gruppe - vornehmlich an Menschen mit 

Lernschwierigkeiten - richtet, gilt sie als Sondersprache. Somit ist eine deutliche 

Trennung der Rezipienten Leichter Sprache von den Nichtnutzern dieser Sprache 

mo glich. Dieses exklusive Moment widerspricht dem Inklusionsgedanken (Bock 

2014: 29). Ebenso ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen der Einfachheit der Leich-

ten Sprache und ihrem Ansehen. So erleben ausgebaute Sprachen weitaus mehr 

Prestige als reduzierte Sprachen wie die Leichte Sprache. Kritiker der Leichten Spra-

che empfinden diese als stark simplifizierte und unzureichend detailliert ausformu-

lierte Sprache, deren oberfla chlichen Inhalte all diejenigen erreiche, die kein kom-

plexeres Versta ndnis aufbringen ko nnen bzw. wollen. Das negative Image der Leich-

ten Sprache begru ndet sich auch auf die unterschiedliche Qualita t der Texte (Bock 

2014: 30-35). Mit der Schaffung einer exklusiven Sprachvarieta t, die sich vornehm-

lich auf Menschen mit Beeintra chtigungen bezieht, wird die Distinktion u ber Spra-

che versta rkt. Die Ablehnung der Leichten Sprache durch diejenigen Personen, die 

nicht auf sie angewiesen sind, erschwert die Inklusion und die gleichberechtigte 

Teilhabe (Oeftering 2015: 139). 

 

Es la sst sich als Zwischenfazit zusammenfassen, dass sich die gesellschaftliche In-

klusion anhand Leichter Sprache vor allem durch die Bereitstellung versta ndlicher 

Informationstexte auszeichnet, die der politischen und gesellschaftlichen Partizipa-

tion dienlich sind. Zwar ist Leichte Sprache dadurch ein wichtiges Instrument, um 
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die Teilhabe beeintra chtigter Menschen zu fo rdern, jedoch birgt sie durch ihr gerin-

ges Prestige und ihren Status als Sondersprache auch Potenziale, betroffene Perso-

nen auszuschließen, was einen deutlichen Widerspruch zum Versta ndnis der Inklu-

sion darstellt und deshalb zu vermeiden gilt. 

 

3 . 2  I n k l u s i o n  d u r c h  L e i c h t e  S p r a c h e  i m  P o l i t i k u n -

t e r r i c h t  

 

Nadine Ru stow, eine U bersetzerin fu r Leichte Sprache, fordert, dass politische Bil-

dung sowohl emanzipatorisch als auch einbeziehend sein soll. Darunter versteht sie, 

dass sie dazu befa higen soll, sich an allen Bereichen unserer demokratischen Gesell-

schaft zu beteiligen. Politik besitzt, so Ru stow, eine sprachliche Eigenkultur, die nicht 

von jedem verstanden werden kann. Somit weist sie ausschließende Tendenzen auf. 

Diese exkludierenden Momente sollen durch Informationen in Leichter Sprache zu-

ga nglich gemacht werden (Ru stow 2015: 121). An dieser Stelle ist erkennbar, dass 

nicht nur im gesellschaftlichen, sondern auch im schulischen Kontext die Bereitstel-

lung leichtsprachiger Informationen wegweisend fu r die Inklusion beeintra chtigter 

Personen ist.  

 

Analog zur Schaffung einer eigenen Sprache und zur Kritik des exklusiven Moments 

der Leichten Sprache auf gesellschaftlicher Ebene, gilt es auch im Rahmen des Un-

terrichts, eine Sensibilita t fu r den Ausschluss der betroffenen Schu lerInnen aus der 

Sprechergruppe des Standarddeutschen und der spezifischen Fachsprache zu wah-

ren. Sowohl die Prinzipien der Leichten Sprache als auch die Regeln der Leichten 

Sprache sehen einfache fachliche Texte nicht vor, obwohl der Gebrauch Leichter 

Sprache in mo glichst allen Kommunikationskontexten - inklusive fachwissenschaft-

licher Diskurse - die Etablierung einer leichten Fachsprache fordert (Bock 2014: 38). 

Inklusion im Politikunterricht kann nur gelingen, wenn durch die Verwendung und 

Erkla rung von Fremd- und Fachwo rtern die Schu lerInnen dazu befa higt werden, am 

Fachdiskurs teilzunehmen. Wenn fachgerechte Sprache, wie es das Konzept der 

Leichten Sprache vorsieht, nicht im Wortschatz der Schu lerInnen etabliert wird, 
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wird die Exklusion der betroffenen Schu lerInnen gefo rdert (Oeftering 2015: 140). 

Eine O ffnung des Konzeptes der Leichten Sprache fu r fach- und bildungssprachliche 

Begriffe ist deshalb fu r die schulische Inklusion sowie fu r die Sprachfo rderung un-

abdingbar. 

 

Aus fachdidaktischer Perspektive stellt die Verwendung der Leichten Sprache eine 

besondere Herausforderung dar. Leichtsprachige Texte sollen Zuga nge zu komple-

xen, fu r die AdressatInnen schwer versta ndlichen Sachzusammenha ngen ermo gli-

chen. Eine inhaltliche Verknappung ist dabei unumga nglich (Ru stow 2015: 121-

123). Das fu hre, so Dorothee Meyer und Wolfram Hilpert, deren gemeinsamer For-

schungsschwerpunkt die Sonderpa dagogik in der politischen Bildung ist, zu einer 

fehlenden Multiperspektivita t in leichtsprachigen Texten. Das sei darauf zuru ckzu-

fu hren, dass die standardisierte Bildsprache nur eindimensional auf behinderte 

Menschen fokussiert ist. Zudem werden, so Meyer und Hilpert, kaum Kontroversen 

aufgezeigt, was vor allem daran liegt, dass bewertende Aussagen die urspru nglich in 

den Ausgangstexten verfestigten Argumentationen ersetzen. Beispielsweise werden 

Informationstexte zu Appelltexten, die dazu tendieren, Handlungsanweisungen be-

reitzustellen. Deswegen fordern Meyer und Hilpert, dass gerade im Bereich der po-

litischen Bildung wertende Aussagen vermieden und Kontroversen aufgegriffen 

werden (Meyer/Hilpert 2018: 354). Nur so ist es mo glich, dass mithilfe der Leichten 

Sprache eine fach- und sachgerechte Bearbeitung komplexer Themen gelingt und 

ein umfassendes Verstehen trotz einer starken inhaltlichen Begrenzung auf zentrale 

Themenstra nge gefo rdert wird (Meyer/Hilpert 2018: 349). 

 

Des Weiteren mu ssen die Bedu rfnisse der AdressatInnen erfasst und bei der Erar-

beitung leichtsprachige Materialien beru cksichtigt werden. Anders als im gesamtge-

sellschaftlichen Kontext, wobei die AdressatInnen leichtsprachiger Texte zu einer 

Gruppe zusammengefasst werden, soll im inklusiven Unterricht jeder Schu ler/jede 

Schu lerin individuell gefo rdert werden. Um in diesem Rahmen die Qualita t und die 

Versta ndlichkeit leichtsprachiger Texte zu pru fen, schla gt Ru stow vor, die NutzerIn-

nen leichtsprachiger Materialien in den Bearbeitungsprozess einzubeziehen 

(Ru stow 2015: 121-123). 



 

21 

 

 

Analog zum gesellschaftlichen Kontext ist die Bereitstellung leichtsprachiger Infor-

mationen im Unterricht fu r die Inklusion und die individuelle Fo rderung der Schu -

lerInnen wesentlich. Auch hierbei ist es wichtig, dass der sprachliche Sonderstatus 

durch die Verwendung und Erla uterung fach- und bildungssprachlicher Begriffe im 

Rahmen der leichtsprachigen Texte u berwunden wird, damit sie nicht zum Aus-

schluss der Schu lerInnen aus dem fachlichen Diskurs fu hren. Fu r den Politikunter-

richt ist es zudem besonders wichtig, vereinfachte fachliche Inhalte trotz Verwen-

dung der Leichten Sprache kontrovers und sachgerecht darzustellen. Diese Forde-

rung beinhaltet allerdings einen besonderen Anspruch, teilweise abweichend vom 

ga ngigen Konzept der Leichten Sprache, an Materialien, die fu r den Politikunterricht 

konzipiert werden, was eine besondere Herausforderung fu r alle U bersetzerInnen 

in diesem Kontext darstellt. 

 

3 . 3  R e g e lw e r k e  i n  L e i c h t e r  S p r a c h e  

 

Mit Berufung auf das Recht nach versta ndlichen Informationen, das in der UN-BRK 

zugrunde gelegt ist, entstanden unterschiedliche Regelwerke fu r Leichte Sprache. 

Diese sind vornehmlich in der Anwendungspraxis der Leichten Sprache entstanden, 

was zur Folge hat, dass sie zumeist nicht wissenschaftlich fundiert sind. Dennoch 

sind sie fu r das Verfassen leichtsprachiger Texte maßgeblich und definieren durch 

ihre Verbreitung die Merkmale der Leichten Sprache. Das erste Regelwerk - aus dem 

Jahr 2009 - umfasst die Regeln der Inclusion Europe. Die Broschu re „Informationen 

fu r alle. Europa ische Regeln, wie man Informationen leicht lesbar und leicht ver-

sta ndlich macht.“ richtet sich an Menschen mit Lernschwierigkeiten sowie an Perso-

nen mit geistiger Behinderung. Andere Personen werden zwar auch als potenzielle 

AdressatInnen benannt, aber nicht na her erla utert. Insgesamt vero ffentlichte Inclu-

sion Europe Regeln in 16 verschiedenen Sprachen. Das deutsche Regelwerk ist eine 

U bersetzung des englischsprachigen. Es benennt sehr ausfu hrlich unterschiedliche 

Regeln fu r das Verfassen leichtsprachiger Texte. Außerdem wird der Versuch unter-

nommen, die Regeln selbst in Leichter Sprache zu verfassen, was aufgrund einer zu 
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komplexen Sprachwahl und eines zu umfangreichen Satzbaues allerdings nicht ge-

lingt. Nichtsdestotrotz ist die Broschu re der Inclusion Europe wegweisend fu r wei-

tere Regelwerke, beispielsweise die Regeln der Anlage 2 der Barrierefreien-Infor-

mationstechnik-Verordnung (BITV 2.0), die Regeln des Netzwerkes Leichte Sprache 

oder fu r das Regelwerk der Forschungsstelle Leichte Sprache, das große Parallelen 

zum Regelwerk der Inclusion Europe aufweist (Maaß 2015: 26-27). 

 

Die gro ßte politische Bedeutung hat die BITV 2.0. Die Erste Fassung der Regeln zur 

Leichten Sprache in der Barrierefreien-Informationstechnik-Verordnung wurden 

bereits 2002 als Erga nzung zum BGG verabschiedet. Seit 2007 wurde an der neuen 

Fassung der Regeln gearbeitet. Seit 2011 ist die BITV 2.0 richtungsweisend fu r die 

Gestaltung des barrierefreien Werbeauftritts und bei der Erstellung barrierefreier 

Internetangebote von Bundesbeho rden. Damit soll der seit dem 31.12.2005 gelten-

den Forderung nachgegangen werden, alle Werbeauftritte von Bundesbeho rden 

barrierefrei zu gestalten.  

 

Fu r Angebote auf La nderebene gelten allerdings andere Richtlinien. Neu am 

BITV 2.0 ist, dass Leichte Sprache als Mittel der Wahl angesehen wird. Beispiels-

weise werden nunmehr auch partei- und wahlspezifische Informationsmaterialien 

in Leichter Sprache bereitgestellt. Die Regeln selbst sind eher unsystematisch und 

unvollsta ndig aufgelistet, sodass sie den U bersetzerInnen nur wenig Unterstu tzung 

bieten. Dennoch sind sie aufgrund ihrer weiten Verbreitung im Rahmen politischer, 

juristischer und bundesbeho rdlicher Texte fu r den Durchbruch der Leichten Spra-

che bedeutend (Maaß 2015: 28). 

 

In der U bersetzungspraxis sind die Regeln des Netzwerks Leichte Sprache am wei-

testen verbreitet. Das Netzwerk wurde 2006 gegru ndet und vero ffentlichte seine Re-

geln 2009 zum ersten Mal auf seiner Homepage. 2013 wurde es in a hnlicher Form 

vom Bundesministerium fu r Arbeit und Soziales als Broschu re vero ffentlicht. Weil 

es im Internet frei zuga nglich ist, besitzt es eine große Reichweite (Maaß 2015: 27-

28). Die Bindung des Netzwerks an das Bundesministerium fu r Arbeit und Soziales 

sowie die hohe Reichweite des Regelwerks geben dem Netzwerk Leichte Sprache 
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das Definitionsmonopol fu r Leichte Sprache. Hinter dem Netzwerk stehen zentrale 

Organisationen der Sozialwirtschaft, beispielsweise die Arbeiterwohlfahrt oder die 

Lebenshilfe. Diese Institutionen sind lobbystarke Akteure im Rahmen der Wohl-

fahrtspflege. Sie schreiben der Leichten Sprache durch die Benennung einer breiten, 

heterogenen Adressatenschaft große gesellschaftliche Relevanz zu. Die heterogene 

Adressatenschaft und die o ffentliche Verbreitung der Regeln fu r Leichte Sprache 

fu hren zu einer erho hten Nachfrage nach Dienstleistungen in Bezug auf die Erstel-

lung leichtsprachiger Materialien. Dazu geho ren beispielsweise die Inanspruch-

nahme der Angebote von U bersetzungsbu ros oder Fortbildungsinstitutionen, die 

sich auf Leichte Sprache spezialisiert haben. Auf diese Weise wird die O konomisie-

rung der Leichten Sprache vorangetrieben, was vor dem Hintergrund der Merkmals-

bildung leichtsprachiger Texte und ihrer schulischen und gesellschaftlicher Verwen-

dung nicht unbedenklich ist (Zurstrassen 2015: 131-132). Eine weitere Besonder-

heit der Regeln fu r Leichte Sprache ist, dass die Regeln in Leichter Sprache verfasst 

sind (Maaß 2015: 27-28). Außerdem haben bei der Entwicklung der Regeln fu r 

Leichte Sprache Menschen mit Lernschwierigkeiten ihre Rezeptionserfahrungen, -

interessen und -gewohnheiten einfließen lassen. Auch die Nutzermerkmale be-

stimmter Adressatengruppen wurden fu r die Gestaltung der Regeln zusammenge-

fasst (Ru stow 2015: 118). 

 

Auch die Regeln der Forschungsstelle fu r Leichte Sprache beziehen die Adressaten-

gruppe in die Evaluation vorhandener Regelwerke sowie in die Entwicklung ihres 

eigenen Regelwerks ein. Die Forschungsstelle der Uni Hildesheim ist die erste For-

schungsstelle, die sich auf sprach-, verstehens- und u bersetzungswissenschaftlicher 

Basis mit den Regelwerken der Leichten Sprache befasst. Unter Einbezug einer pra -

lingual geho rlosen Referenzgruppe u berarbeitet und pra zisiert die Forschungs-

gruppe die oben aufgefu hrten Regelwerke und verfasst anhand dieser U berarbei-

tung ihre eigenen, differenzierten Regeln fu r Leichte Sprache. 2015 vero ffentlichte 

die Leiterin der Forschungsstelle, Christiane Maaß, ihr Werk „Leichte Sprache. Das 

Regelbuch“, in dem sie die Ausfu hrung der Regeln und die Evaluation der anderen 

Regelwerke pra sentiert. Aufgrund des laufenden Forschungsprozesses ist das Sam-

meln der Regeln allerdings noch nicht abgeschlossen (Maaß 2015: 28-29). 
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3 . 3 . 1  P o t e n z i a l e  u n d  G r e n z e n  l e i c h t s p r a c h i g e r  R e g e l -

w e r k e  a u s  s p r a c h w i s s e n s c h a f t l i c h e r  P e r s p e k t i v e  

 

Aufgrund der Tatsache, dass Leichte Sprache einen kleinen Ausschnitt der sprachli-

chen Merkmale des Standarddeutschen u bernimmt, gilt sie als Subvarieta t des Stan-

darddeutschen. Durch die Reduzierung der textbildenden Mittel der Standardspra-

che auf syntaktischer und morphologischer Ebene ero ffnet die Leichte Sprache zwei 

Spannungsfelder, die vor dem Hintergrund der Textversta ndlichkeit und der Ange-

messenheit hinterfragt werden mu ssen. Es ergibt sich eine Kontroverse aus dem An-

spruch der sprachlichen Reduktion und der Multifunktionalita t leichtsprachiger 

Texte. Die Regelgebundenheit der Leichten Sprache und die sprachliche Reduktion 

des Sprachgebrauchs, die sich aus der Auswahl bestimmter sprachlicher Formen 

ergibt, stehen dem Anspruch entgegen, Leichte Sprache fu r mo glichst viele Kommu-

nikationszwecke zu gebrauchen. Aufgrund der sprachlichen Reduktion ist es eine 

Herausforderung, unterschiedliche Textfunktionen, beispielsweise die Appell-, In-

formations- und Vermittlungsfunktion, innerhalb leichtsprachiger Texte zu beru ck-

sichtigen, auch wenn es die Textsorte, beispielsweise Wahlprogramme, eigentlich 

verlangt. Zudem ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen der Einfachheit der Leich-

ten Sprache und ihrem Ansehen (Bock 2014: 30-35).  

 

Auch die Gestaltung und Bebilderung der leichtsprachigen Texte birgt Stigmata. Bil-

der und Piktogramme visualisieren die Inhalte der Texte, vereinfachen und unter-

stu tzen schwierige Textpassagen und stellen Zusammenha nge dar, weshalb sie dem 

Lernprozess dienlich sind. Bilder ko nnen Vorwissen aktivieren und das Behalten der 

Textaussagen unterstu tzen. Ebenso werden sie von den Leserinnen zumeist positiv 

wahrgenommen und wecken das Interesse der LeserInnen, was sich positiv auf die 

Lesemotivation auswirkt (Wu nsche 2017: 329). Allerdings la sst die Optik einfacher 

Texte auch den Anschein erwecken, dass die AdressatInnen weniger intelligent wa -

ren als Personen, die nicht auf Leichte Sprache zuru ckgreifen. Leichte Sprache, so 

die Kritiker, versto ßt gegen verbreitete Bildungs- sowie Sprachideale und verliert 
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deshalb an Prestige (Lasch 2017: 278). Das oftmals als kindlich empfundene, redu-

zierte sprachliche Inventar sowie die Abgrenzung der U bersetzerInnen von den Ad-

ressatInnen leichtsprachiger Texte versta rken die soziale Wertung der Leichten 

Sprache. Seitens der Sprachwissenschaft wird deshalb eine Erweiterung der Regeln 

fu r Leichte Sprache eingefordert. Demnach sollen Regelwerke dahin gehend erga nzt 

werden, dass sie außer auf eine versta ndliche U bersetzung auch auf eine angemes-

sene textuelle und stilistische Ausgestaltung leichtsprachiger Texte eingehen und 

dabei helfen, das kindlich Klingende in den  Texten zu vermeiden (Linz 2017: 159). 

 

Christiane Maaß, Isabel Rink und Christiane Zehrer von der Forschungsstelle Leichte 

Sprache bema ngeln, dass sich der Ausgangs- und der Zieltext der leichtsprachigen 

U bersetzung an unterschiedliche RezipientInnen richten. Die Adressaten des Ziel-

textes haben, so die U bersetzungswissenschaftlerinnen, keine oder nur beschra nkte 

Mo glichkeiten, sich Zugang zum Ausgangstext zu verschaffen. Diese Asymmetrie 

bringt, so Maaß, Rink und Zehrer, drei Probleme mit sich. Zuna chst ist die hetero-

gene Adressatengruppe eine große Herausforderung bei der U bersetzung von Tex-

ten in Leichte Sprache. Zudem kritisieren Maaß, Rink und Zehrer, dass es keine sys-

tematische Anpassung der Regeln fu r Leichte Sprache an die Erfordernisse der Ad-

ressatInnen einerseits und andererseits an die Komplexita t der Ausgangstexte gibt. 

Beispielsweise werden Texte der Leichten Sprache weder den Bedarfen der Rezipi-

entInnen noch dem Informationsanspruch der Ausgangstexte gerecht (Maaß et al. 

2014: 55-56). Ohne die Ausgangstexte zu vera ndern, kann allerdings auch keine 

U bersetzung dieser in Leichte Sprache stattfinden. Sprachliche und inhaltliche Ver-

einfachungen ko nnen auf unterschiedliche Weise realisiert werden. Stilistische A n-

derungen ko nnen allerdings mit unterschiedlichen Konnotationen und Wertungen 

assoziiert werden. Die Regelwerke der Leichten Sprache befo rdern die Verwendung 

evaluativer Urteile, beispielsweise durch die Vorgaben zur Vermeidung von Passiv-

konstruktionen und der Aufforderung zu direktiven Sprechakten oder durch die Ver-

wendung von Aktivkonstruktionen und Modalverben. Deskriptive Informations-

texte werden auf diese Weise zu Appelltexten. Derartige Vera nderungen der Text-

form sowie die intransparente Beurteilung und Wertung der Informationen des Aus-

gangstextes verscha rfen die Asymmetrie zwischen U bersetzerInnen und 
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AdressatInnen. In Anbetracht der evaluativen Urteile seitens der U bersetzerInnen 

wird den AdressatInnen implizit die eigene Urteilsfa higkeit abgesprochen (Linz 

2017: 155-157). Der Sprachwissenschaftler Ju rgen Schiewe stellt deshalb die Forde-

rung nach einer Erstellung leichtsprachiger Texte, was dazu beitragen soll, die Asym-

metrie zwischen U bersetzerInnen und AdressatInnen einzuda mmen, damit eine 

U berwa ltigung der RezipientInnen vermieden wird. Es sticht hervor, dass die U ber-

setzerInnen eine große Verantwortung bei der U bersetzung leichtsprachiger Texte 

tragen. Sie sind, so Schiewe, dazu angehalten, ihre Texte bewusst reflektiert zu ge-

stalten, um den AdressatInnen differenzierte Informationen zur Verfu gung zu stel-

len. Dabei gilt es zu beachten, dass sprachliche Mittel so eingesetzt werden, dass sie 

die kommunikative Textfunktion des Ausgangstextes unterstu tzen. Die Wahl der 

sprachlichen Mittel muss, so Schiewe, unter Beru cksichtigung und Einbezug der Ad-

ressatInnen, des Textinhaltes, der Textfunktion und der Situation geta tigt werden 

(Schiewe 2017: 82-84).  

 

Doch durch die in den Regelwerken festgelegten sprachlichen Restriktionen sind die 

Textfunktionen leichtsprachiger U bersetzungen nicht immer zu erkennen. Durch die 

Regeln der Leichten Sprache werden viele wichtige sprachlich-stilistische Indikato-

ren, die typische Merkmale bestimmter Textfunktionen markieren, getilgt. Die Ad-

ressatInnen verfu gen nur u ber ein geringes Textmusterwissen. Deshalb werden 

ihnen durch die fehlenden Indikatoren das Verstehen und die Interpretation der 

Texte erschwert (Linz 2017: 153). Um den Verstehensprozess des Rezipienten zu 

unterstu tzen, mu ssen sowohl das Ziel des Textes als auch der Charakter der Texts-

orte erkennbar sein. Sowohl die Realisierung von Koha sionen als auch die Herstel-

lung von Koha renzen ko nnen das Verstehen fo rdern, indem sie Sa tze semantisch 

miteinander verknu pfen. Die Regelwerke begrenzen die Herstellung dieser Ver-

knu pfungen allerdings, indem sie den Wortschatz begrenzen und den Gebrauch von 

Konnektive nur geringfu gig erlauben. Nicht nur der Verzicht auf stilistische Indika-

toren, sondern auch die Vermeidung schwieriger Wo rter kann den Verstehenspro-

zess einschra nken. Einige Begriffe sind grundsa tzlich notwendig, um sich innerhalb 

und außerhalb der Leichten Sprache zurechtzufinden. Ein Verzicht auf diese Wo rter 
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kann den Zugang zu schwierigeren Texten und damit die gesellschaftliche Inklusion 

und Teilhabe erschweren (Fix 2017: 166-168). 

 

Eine Tilgung der Regel zur Verwendung einfacher und bekannter Begriffe ist den-

noch nicht sinnvoll. Leichte Sprache greift bei ihrer Auswahl an Begriffen auf proto-

typische Vertreter der jeweiligen Wortfelder zuru ck, was lexikalischen Schwierig-

keiten im Rahmen des Leseprozesses entgegenwirken kann. Diese entstehen vor al-

lem dann, wenn das Gelesene nicht mit dem mentalen Lexikon verknu pft werden 

kann. Die Prototypen sollen verhindern, dass unbekannte und unerwartete Begriffe 

die RezepientInnen irritieren. Die Verwendung bekannter Begriffe fo rdert somit die 

mentale Verknu pfung und das Verstehen (Bredel/Maaß 2017: 213). Wie die Ver-

wendung bekannter Begriffe gehen die Regeln zur Vermeidung von Passivkonstruk-

tionen, die Aufforderung, Negierungen zu vermeiden, die Strukturierung des Textes 

anhand unterschiedlicher Topikalisierungen sowie die Verwendung einfacher Satz-

strukturen konform mit dem Anspruch, das Leseverstehen zu fo rdern. So stellen 

Bettina M. Bock und Daisy Lange in ihrer Studie zur U berpru fung der Versta ndlich-

keit unterschiedlicher grammatikalischer Pha nomene zumindest fu r Personen, die 

eine geistige Behinderung haben, und/oder Menschen mit funktionalem Analpha-

betismus fest, dass die Verwendung der Regeln fu r die angefu hrten Pha nomene die 

Erschließung der syntaktischen Struktur und der Satzbedeutung unterstu tzen kann. 

Dabei weisen sie allerdings auch darauf hin, dass die Verwendung der Regeln immer 

im Kontext der Kommunikation einzuordnen ist. Beispielsweise gibt es Situationen, 

in denen Negationen versta ndlicher sind als positive Formulierungen. Bock und 

Lange pla dieren daher dafu r, das pauschale Verbieten verschiedener grammatikali-

scher Pha nomene durch die Regelwerke zu u berdenken (Bock/Lange 2017: 263-

268). Auch Alexander Lasch fordert eine Lockerung der Regeln, um Leichte Sprache 

abwechslungsreicher und ansprechender zu gestalten. Menschen mit kognitiven 

Einschra nkungen sind, so Lasch, durchaus in der Lage, Konstruktionsrealisierungen 

des Passivs sowie kausale und konditionale Satzgefu ge zu verstehen. Er pla diert des-

halb dafu r, die starren Regeln der Leichten Sprache aufzubrechen und sie an die Re-

geln des Standarddeutschen heranzufu hren (Lasch 2017: 294-298). 
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Einheitliche Regeln sowie die Bereitstellung sprachlicher Mittel durch die Regel-

werke ko nnen den verantwortungsbewussten Umgang mit der Leichten Sprache un-

terstu tzen. Doch Christiane Maaß, Isabel Rink und Christiane Zehrer von der For-

schungsstelle Leichte Sprache kritisieren vor allem die mangelhafte wissenschaftli-

che Fundierung leichtsprachiger Regelwerke. Vor diesem Hintergrund ist es umso 

problematischer, dass die Regeln einen Vorrat an sprachlichen Mitteln bieten, wel-

che die Verwendung Leichter Sprache wesentlich beeinflussen (Maaß et al. 2014: 

55). Oft fehlt den U bersetzerInnen das Wissen und die Expertise dafu r, Informatio-

nen anhand der Regelwerke adressatengerecht zu komprimieren und vereinfacht 

darzustellen. Die U bersetzungswissenschaft fordert deswegen explizit den Einbezug 

der AdressatInnen in den Erarbeitungsprozess leichtsprachiger Materialien 

(Ru stow 2015: 116).  

 

Aber auch regelkonforme U bersetzungen sind kein Garant fu r Versta ndlichkeit. 

Leichtsprachige Texte sind interpretationsoffen und interpretationsbedu rftig, wes-

halb fraglich ist, inwiefern komplexe Sachverhalte, auch unter Einbezug der Ziel-

gruppe in den Erarbeitungsprozess, angemessen in Leichte Sprache paraphrasiert 

werden ko nnen. Insbesondere unter Einbezug der starken Heterogenita t der Adres-

satengruppe ist fraglich, ob Experten und Pru ferInnen allen Bedu rfnissen und An-

forderungen der LeserInnen gerecht werden ko nnen (Antos 2017: 138-141). Die 

Pru ferInnen treffen lediglich Aussagen daru ber, wie einige Menschen mit kognitiver 

Beeintra chtigung die Texte bewerten. Die Pru fungen entsprechen keinesfalls den 

Standards einer objektiven wissenschaftlichen Evaluation. Ebenso repra sentieren 

die Pru ferInnen nur eine kleine Auswahl der sehr heterogenen Adressatenschaft, 

weshalb die Ergebnisse der Pru fungen nicht allgemeingu ltig sind (Lasch 2017: 277). 

Die Individualita t der AdressatInnen wird von den Regelwerken der Leichten Spra-

che kaum beru cksichtigt, weshalb ihre Wirkung in dieser Hinsicht noch zu untersu-

chen ist (Bock/Lange 2017: 271). 

 

3 . 3 . 2  S p r a c h w i s s e n s c h a f t l i c h e  A n a l y s e k r i t e r i e n  
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Anhand der sprach- und u bersetzungswissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 

leichtsprachigen Regelwerken lassen sich Anforderungen an diese festlegen, welche 

die Analyse der Regeln fu r Leichte Sprache leiten ko nnen. Das Verfassen leichtspra-

chiger Texte ist, so ist sich die Sprachwissenschaft einig, voraussetzungsvoll und 

eine Herausforderung fu r die meisten U bersetzerInnen. Der Schreibprozess kann 

durch Regelwerke, welche die sprachlichen und stilistischen Merkmale der Leichten 

Sprache beru cksichtigen, unterstu tzt werden. Bei der Wahl der sprachlichen Mittel 

mu ssen die unterschiedlichen Bedarfe der großen und heterogenen Adressaten-

gruppe, der inhaltliche Kern des Ausgangstextes und die unterschiedlichen Text-

funktionen und Kommunikationskontexte einbezogen werden (Schiewe 2017: 82-

84). Die AdressatInnen als PrüferInnen leichtsprachiger Texte einzubeziehen ist 

eine verbreitete Mo glichkeit, die Expertise der Zielgruppe Leichter Sprache zu nut-

zen. Aus sprach- und u bersetzungswissenschaftlicher Sicht gibt es hierbei allerdings 

Bedenken. Bisher repra sentieren die Pru ferInnen einen zu kleinen Teil der stark he-

terogenen Adressatenschaft. Die Beurteilung der Texte ist zudem stark interpretativ 

und subjektiv (Lasch 2017: 227). Es wird zu untersuchen sein, inwiefern ein Einbe-

zug der AdressatInnen in die U bersetzung sinnvoll ist, wenngleich gut verfasste Re-

gelwerke die Notwendigkeit der Pru fung vermindern ko nnen.  

 

Der Prozess des U bersetzens selbst weist eine starke Asymmetrie zwischen den 

ÜbersetzerInnen und den AdressatInnen leichtsprachiger Texte auf. Den Adres-

satInnen bleibt der Zugang zu den Originaltexten meist verwehrt, weshalb sie darauf 

angewiesen sind, dass ihnen differenzierte und reflektierte Texte zur Verfu gung ge-

stellt werden. Deutungsmacht und intransparente Wertungen innerhalb der U ber-

setzungen sowie die Reduzierung der Informationen in den Ausgangstexten be-

schra nken die Kontroversität und Multiperspektivität in leichtsprachigen Texten. 

Die evaluativen Interpretationen, welche die U bersetzung maßgeblich beeinflussen, 

und die sprachlich-stilistischen Reduktionen durch die Regelwerke unterstu tzen, 

dass den AdressatInnen ihr Urteilsvermo gen abgeschrieben wird (Linz 2017: 155-

157). Das fu hrt dazu, dass die Simplifizierung der sprachlichen Mittel sowie die Re-

duzierung des Inhaltes zur Überwältigung der LeserInnen leichtsprachiger Texte 

fu hren ko nnen. Deshalb soll untersucht werden, inwiefern das Regelwerk der 
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Leichten Sprache die Asymmetrie zwischen U bersetzerInnen und AdressatInnen 

versta rkt sowie die Reduzierung der Informationen vor dem Hintergrund von Kont-

roversita t, Multiperspektivita t und U berwa ltigung der LeserInnen beru cksichtigt.  

 

Leichte Sprache soll, so die Sprachwissenschaften, in mo glichst vielen Kommunika-

tionskontexten verwendet werden ko nnen, weshalb es wu nschenswert ist, dass Re-

gelwerke die Multifunktionalität leichtsprachiger Texte beru cksichtigen und Of-

fenheit fu r unterschiedliche Kommunikationskontexte bereithalten (Bock 2014: 30-

31). Doch die starren Regeln, welche die sprachliche Reduktion, die als wesentli-

ches Merkmal der Leichten Sprache gilt, leiten sollen, stehen im Widerspruch zur 

Multifunktionalita t. Dennoch sind sie wichtig, um die U bersetzungen zu strukturie-

ren. Die Regeln zur sprachlichen Reduktion dienen dazu, versta ndliche Texte zu for-

mulieren. Deswegen sollten Regelwerke immer ein wesentliches Augenmerk darauf 

legen, die U bersetzerInnen bei der sprachlichen Vereinfachung anzuleiten (Bock 

2014: 30-32). Regelwerke tilgen diesbezu glich ha ufig sprachlich-stilistische Mittel 

und begrenzen den Wortschatz fu r die U bersetzung. Das fo rdert einerseits das Ver-

stehen komplexer Texte, da die Verwendung bekannter Begriffe lexikalischen 

Schwierigkeiten vorbeugt und die mentale Verknu pfung unterstu tzt. Andererseits 

begrenzt die sprachlich stilistische Reduktion aber auch das Schreiben von Texten 

eines bestimmten Musters, was die Interpretation und das Verstehen der kommuni-

kativen Textfunktion erschwert (Bredel/Maaß 2017: 213). Merkmale der Leichten 

Sprache wie die vereinfachte Satzstruktur oder die Verwendung prototypischer Be-

griffe sowie eine gru ndliche Strukturierung des Textes fo rdern die Erschließung der 

syntaktischen Struktur und der Satzbedeutung. Aufgrund der in den Regelwerken 

beschriebenen sprachlich-stilistischen Reduktionen kann deshalb das Leseverste-

hen unterstu tzt werden, was den Zugang zu komplexen Informationen erleichtert 

(Bock/Lange 2017: 265-266). Deshalb ist zu untersuchen, welche Potenziale und 

Grenzen die sprachliche Reduktion im Hinblick auf die Multifunktionalita t sowie das 

Leseverstehen birgt und wie diese durch das Regelwerk fu r Leichte Sprache beein-

flusst werden.  
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Zu der sprachlich-stilistischen Reduktion durch Regelwerke geho rt neben der wo rt-

lichen, syntaktischen und textuellen Reduzierung auch, dass die Regeln Einfluss auf 

die Gestaltung von Bildern und Piktogrammen nehmen. Seitens der Sprachwissen-

schaft ist hierbei allerdings zu beachten, Bilder und Piktogramme angemessen zu 

verwenden und die Texte nicht zu kindlich zu gestalten. Deshalb sollen die Regeln 

fu r Leichte Sprache auch in Bezug auf eine angemessene visuelle Gestaltung hin-

terfragt werden. 

 

Die angemessene visuelle Gestaltung leichtsprachiger Texte soll verhindern, dass 

das negative Image der Leichten Sprache versta rkt wird (Linz 2017: 159). Dieses 

stu tzt sich auf die stark simplifizierte Sprache, die jeglichen bildungs- und standard-

sprachlichen Idealen widerspricht. Der Fokus der Leichten Sprache liegt auf Men-

schen mit Lernschwierigkeiten, denen ein geringes Bildungsniveau zugeschrieben 

wird, was dieses Stigma versta rkt. Versta rkt wird das negative Ansehen der Leichten 

Sprache dadurch, dass sie eine eigene sprachliche Kultur schafft, die - sofern keine 

sprachliche Fo rderung u ber das Niveau der Leichten Sprache hinaus stattfindet - zu 

einem Ausschluss aus dem standarddeutschen Diskurs fu hren kann (Zurstrassen 

2017: 62-65). Das Regelwerk der Leichten Sprache soll deshalb auch daraufhin un-

tersucht werden, inwiefern es die Exklusion anhand Leichter Sprache fo rdert 

oder dieser entgegenwirkt.  

 

3 . 3 . 3  P o l i t i k d i d a k t i s c h e  G r u n d l a g e  

 

Kern der politischen Bildung ist, so Martin Kronauer, den Menschen dazu zu befa hi-

gen, eigene politische Urteile bilden zu ko nnen. Neben dem Verstehen der Demokra-

tie ist die Sta rkung des politischen Urteilsvermo gens die zentrale Aufgabe politi-

scher Bildung. Mithilfe dessen soll eine gleich wirksame und gleichberechtigte Teil-

habe am gesellschaftlichen und politischen Leben ermo glicht werden. Die Chancen 

auf politische Partizipation sollen demnach fu r alle Menschen gleichermaßen vor-

handen sein. Doch dieser Anspruch steht im Widerspruch mit zahlreichen Men-

schen, die aus diversen gesellschaftlichen Bereichen ausgegrenzt werden. 
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Unterschiedliche sozioo konomische, kulturelle und individuelle Barrieren verhin-

dern ihre Beteiligung an politischen Prozessen. Sie fu hren dazu, dass betroffene Per-

sonen vom gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen werden. Diese Exklusion be-

trifft alle Lebensbereiche und ist Folge struktureller Diskriminierung. Demokratie 

zu leben bedeutet, eben diese Ausgrenzung zu beheben und die Menschen im Rah-

men einer inklusiven Gesellschaft sozial, politisch und materiell teilhaben zu lassen. 

Deshalb soll politische Bildung, so Kronauer, diejenigen, die durch Barrieren ge-

hemmt werden, dazu befa higen, gesellschaftsvera ndernd zu handeln und ihre Parti-

zipation in allen Bereichen der Gesellschaft zu fo rdern (Kronauer 2015: 18-19).  

 

Um die Mu digkeit der Schu lerInnen zu fo rdern, entwickelte die Politikdidaktik un-

terschiedliche Kompetenzmodelle und Prinzipien, anhand derer der Kompetenzer-

werb und die Mu ndigkeit im Politikunterricht manifestiert werden sollen. Bisher 

wurde noch nicht untersucht, inwiefern die Verwendung leichtsprachiger Materia-

lien oder leichtsprachiger Regelwerke mit den Konzepten eines guten Politikunter-

richts einhergehen. Dennoch ist es fu r die Bewertung der Regeln fu r Leichte Sprache 

im Kontext des Politikunterrichts unumga nglich, die wichtigsten Leitlinien fu r den 

Politikunterricht einzubeziehen. Die popula rsten Leitlinien der Politikdidaktik wer-

den deswegen im Folgenden beschrieben. Vor diesem Hintergrund ko nnen dann 

Ru ckschlu sse auf die Potenziale und Grenzen der Verwendung leichtsprachiger Ma-

terialien und Regelwerke im Politikunterricht geschlossen werden. 

 

Fu r den Politikunterricht werden unterschiedliche Kompetenzen festgeschrieben, 

die im Rahmen des schulischen Bildungsprozesses gefo rdert werden sollen. Als An-

spruch an einen guten Politikunterricht kann deshalb, folgt man Ulrich Hagemann, 

festgesetzt werden, dass die Schu lerInnen lernen,  

 

„im schulischen Kontext bisher unbekannte politische Sachverhalte [zu] erschließen, sich 
dazu Urteile [zu] bilden und daran ausgerichtet [zu] handeln, […] im außerschulischen Kon-
text politische Fragen und Kontroversen [zu] analysieren, [zu] reflektieren und innerhalb der 
mo glichen Handlungsoptionen autonome Entscheidungen [zu] fa llen.“ (Hagemann 2013: 
36). 
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Das im Zuge der PISA-Studie von 2000 entwickelte Modell der Gesellschaft fu r Poli-

tikdidaktik und politische Jugend- und Erwachsenenbildung (GPJE-Modell) formu-

liert unterschiedliche Teilkompetenzen fu r den Politikunterricht, die zusammenge-

nommen die Mu ndigkeit der Schu lerInnen fo rdern sollen. Auch wenn das 2004 ver-

o ffentlichte GPJE-Modell nicht unumstritten ist, dient es als Vorlage zur Ausarbei-

tung vieler Rahmenlehrpla ne in Deutschland. Es gilt derzeit als elaboriertestes und 

einflussreichstes Kompetenzmodell (Sander 2014: 117-119). Der Entwurf be-

schreibt, umrahmt vom konzeptuellen Deutungswissen, ein Wissen, das beim Ver-

stehen und Beurteilen politischer Sachverhalte gebraucht wird (Hagemann 2013: 

39), drei wesentliche Kompetenzen politischer Bildung: 

 

 Abb. 1: Kompetenzen politischer Bildung im GPJE-Entwurf 2004, Sander 2014: 118. 

 

Fu r die einzelnen Bundesla nder stellt das GPJE-Modell eine Grundlage zur Formu-

lierung und Weiterentwicklung spezifischer Kompetenzen und ihrer entsprechen-

den Standards, die es im Politikunterricht zu erlernen gilt, dar. Beispielsweise weitet 

das Berliner Kompetenzmodell den Entwurf der GPJE in den Bereichen der politi-

schen Urteils- und Handlungsfa higkeit aus, indem es einerseits die Orientierungs- 

und Analysekompetenz als Fa higkeit zum Verstehen und Deuten politischer und 

wirtschaftlicher Prozesse festlegt, andererseits die Handlungskompetenz in hetero-

genen Gruppen - mit der Fa higkeit, kriterien- und kategoriengeleitet zu urteilen 
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sowie Multiperspektivita t anzuerkennen - erga nzt (Berliner Bildungsplan Politik-

wissenschaft 2006: 9-10). 

 

Fu r die konkrete Planung des Unterrichts werden neben den fachspezifischen Kom-

petenzen und den in den Bildungspla nen festgelegten Bildungsstandards unter-

schiedliche politikdidaktische Prinzipien zugrunde gelegt. Diese basieren zumeist 

auf klassischen politikdidaktischen Konzeptionen und fließen in erheblichem Maße 

in die Planung und Reflexion von Unterricht ein (May 2014: 37-39). In Anlehnung 

an das GPJE-Modell sowie vor dem Hintergrund der Inklusion u ber leichtsprachige 

Texte sind insbesondere die politische Urteilsbildung als Prinzip, die Problemorien-

tierung, die Exemplarita t, die Handlungsorientierung und die Schu lerInnen-/Adres-

satenorientierung von besonderem Interesse. Diese zentralen politikdidaktischen 

Prinzipien erzielen die Partizipation der Schu lerInnen im Rahmen politischer Pro-

zesse, was dem Grundgedanken der Inklusion in und durch den Politikunterricht 

entspricht. 

 

Politische Urteilsbildung als Prinzip wurde vornehmlich von Bernhard Sutor defi-

niert. Demnach sollen die Schu lerInnen im Politikunterricht lebensweltlichen und 

politischen Entscheidungssituationen begegnen. Unter Einbezug von Sach- und 

Werturteilen sollen in diesem Rahmen rationale Urteile gefa llt werden. Die Problem-

orientierung begru ndet sich auf die politikdidaktische Konzeption Wolfgang Hilli-

gens. Demnach sollen reale gesellschaftliche oder politische Probleme Ausgangs-

punkt der politischen Bildung sein. Ausgehend von Problemen, unerwu nschten oder 

bedrohlichen Zusta nden bzw. eines Desiderates sollen die Schu lerInnen in die Lage 

versetzt werden, Probleme zu bearbeiten. Sie sollen unter Beru cksichtigung von Sa-

churteilen lernen, Probleme zu lo sen und zu beurteilen, welche Lo sung sie favorisie-

ren. Dies entspricht im Wesentlichen den Anforderungen an die Urteilskompetenz 

(May 2014: 38). Die im Unterricht eingefu hrten Probleme sollen - wie alle Themen 

innerhalb der schulischen politischen Bildung - exemplarisch sein. Die Exemplarita t 

als didaktisches Prinzip bringt mit sich, dass sich die Erkenntnisse, die im Laufe des 

Bildungsprozesses entstehen, verallgemeinern lassen. Die Schu lerInnen sollen auf 

dieser Grundlage dazu befa higt werden, ihr Wissen auch auf neue Probleme 
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anzuwenden (Pohl 2014: 189). Handlungsorientierung begru ndet sich auf Theodor 

Wilhelms Konzept. Die Schu lerInnen sollen innerhalb der politischen Bildung die 

Notwendigkeit erfahren, politisch ta tig zu werden. Innerhalb eines handlungsorien-

tierten Unterrichts sollen das kooperative und strategische Denken, das Handeln so-

wie die Partizipationsfa higkeit der Schu lerInnen ausgebildet werden. Das Prinzip 

der Schu lerInnen-/Adressatenorientierung sieht die Schu lerInnen als Ausgangs-

punkt politischer Bildung. Inhalte des Unterrichts sollen sich demnach immer auf 

die Lebenswelt der Schu lerInnen beziehen. So ko nnen, dem Konzept der Schu lerin-

nenorientierung von Rolf Schmiederer folgend, auch ihre (Vor-)Erfahrungen und Er-

wartungen in den Unterricht einbezogen werden, was den gemeinsamen Gestal-

tungsprozess des Unterrichts vorantreibt. Zudem fo rdert dieses Prinzip die Be-

wusstwerdung und das Einbringen eigener Interessen sowie die Selbstreflexion und 

die Partizipationsfa higkeit der Schu lerInnen (May 2014: 38). 

 

Die didaktischen Prinzipien sind die Grundlage jeglicher Unterrichtsplanung. Sie 

sollen dem Ziel der politischen Bildung - die Mu ndigkeit der Schu lerInnen - unter-

stu tzen. U ber jeglichen Planungsprozessen und der Durchfu hrung des Politikunter-

richts steht allerdings der Beutelsbacher Konsens. 1976 veranstaltete die Landes-

zentrale fu r politische Bildung Baden-Wu rttemberg eine Fachtagung in Beutelsbach. 

Ru ckblickend auf diese Veranstaltung formulierte Hans-Georg Wehling drei Grund-

prinzipien politischer Bildung – den Beutelsbacher Konsens. Dieser gilt seither als 

Grundlage der Politikdidaktik. Inhaltlich beschreibt er folgende drei Ge- und Ver-

bote: das U berwa ltigungsverbot, das Kontroversita tsgebot und die Schu lerInnenori-

entierung (Wehling 1977: 178-180). 

 

Das U berwa ltigungsverbot unterstu tzt den Prozess der Urteilsbildung, indem es der 

Lehrperson verbietet, die Lernenden mit einer erwu nschten Meinung zu u berrum-

peln. Im Sinne einer demokratischen politischen Bildung soll auf diese Weise In-

doktrination verhindert und die Mu ndigkeit der Schu lerInnen gesta rkt werden. 

Ebendieses Ziel verfolgt auch das Kontroversita tsgebot. Eine reflektierte politische 

Urteilsbildung bedarf unterschiedlicher Perspektiven. LehrerInnen sind dazu aufge-

fordert, kontroverse Sichtweisen und unterschiedliche Standpunkte sowie 
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alternative Denkweisen unabha ngig ihrer eigenen Meinung aufzuweisen, um eine 

lenkende Beeinflussung der Schu lerInnen zu vermeiden. So gilt es, Themen, die in 

der Politik und in der Wissenschaft kontrovers diskutiert werden, auch im Unter-

richt multiperspektivisch zu ero rtern. Im Rahmen der Urteilsbildung mu ssen, so 

Wehling, die Schu lerInnen in die Lage versetzt werden, politische Situationen in Be-

zug auf die eigenen Interessen zu analysieren. Dies soll die Grundlage fu r das politi-

sche Handeln der Schu lerInnen und Schu ler sein. Somit sind der Ausgangspunkt po-

litischer Bildung immer die Lernenden. Im Sinne der Schu lerInnenorientierung soll 

somit sichergestellt werden, dass Themen und Inhalte politischer Bildung an den 

Bedarfen der Lebenswelt der Schu lerInnen anknu pfen und sie dazu befa higen, ei-

gensta ndig politisch zu handeln (Wehling 1977: 179-180).  

 

3 . 3 . 4  P o t e n z i a l e  u n d  G r e n z e n  l e i c h t s p r a c h i g e r  R e g e l -

w e r k e  a u s  p o l i t i k d i d a k t i s c h e r  P e r s p e k t i v e  

 

Innerhalb der Politikdidaktik ist Leichte Sprache nicht unumstritten. Wie es auch fu r 

die Sprachwissenschaften gilt, gehen die großen Vorzu ge der Leichten Sprache auch 

immer mit Bedenken und Einschra nkungen einher. So gilt Leichte Sprache auch im 

Rahmen des Politikunterrichts als Mittel, den Schu lerInnen die sprachliche Eigen-

kultur der Politik zu vermitteln und ihnen somit Zuga nge zur Grundbildung und ge-

sellschaftlicher Partizipation zu verschaffen (Ru stow 2015: 121-123). Doch gerade 

bei der Erstellung eigener Materialien ist die Verwendung bisher ungepru fter Regel-

werke bedenklich, vor allem wenn Lehrkra fte keinerlei Expertise darin aufweisen, 

Informationen adressatengerecht und versta ndlich zu formulieren, und somit auf 

die Unterstu tzung qualitativ hochwertiger Regelwerke angewiesen sind (Ru stow 

2015: 116). Die Erstellung der Unterrichtsmaterialien ist zudem eher intuitiv und 

erfolgt ohne eine Pru fung durch die AdressatInnen. Mangels erwerblicher leicht-

sprachiger Materialien fu r den inklusiven Unterricht mu ssen LehrInnen immer situ-

ativ aktuelle Materialien fu r unterschiedlichste Themen erstellen (Riegert/Musen-

berg 2017: 388). Dabei ist sich die Fachdidaktik darin einig, dass sprachwissen-

schaftlich und soziologisch erforschte Regelwerke, welche die gesellschaftlichen 
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Auswirkungen leichtsprachiger Texte sowie ihren Beitrag zur politischen Partizipa-

tion und Mu ndigkeit der LeserInnen reflektieren, sowohl fu r die AdressatInnen als 

auch fu r die U bersetzerInnen von Vorteil sein ko nnen. Die Entwicklung didaktischer 

Leitlinien fu r die sprachliche Vereinfachung komplexer Texte ist seitens der Fachdi-

daktik erwu nscht (Riegert/Musenberg 2017: 389).  

Neben dem Gebrauch gepru fter Regelwerke bietet das Pru fen der leichtsprachigen 

Texte eine weitere Mo glichkeit der Qualita tssicherung. Somit ist es mo glich, be-

troffene Personen in den Erarbeitungsprozess von Unterrichtsmaterialien einzube-

ziehen. Dieses Vorgehen wu rde, so Nadine Ru stow, die Beteiligung und Inklusion der 

AdressatInnen unterstu tzen und eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den Tex-

tinhalten fo rdern (Ru stow 2015: 123). Auch im schulischen Kontext ist ein solches 

Vorgehen denkbar, um den Schu lerInnen Teilhabe an Lernprozessen zu ermo glichen 

und ihre Partizipation an der Gestaltung des Unterrichts zu unterstu tzen. 

 

Der Gebrauch der Leichten Sprache im inklusiven Politikunterricht unterscheidet 

sich in zwei Punkten fundamental von ihrer Verwendung im gesellschaftlichen Kon-

text. Einerseits richten sich leichtsprachige Texte - anders als in der Schule - im ge-

sellschaftlichen Rahmen an erwachsene LeserInnen, was die Regeln zur Wortwahl 

beeinflusst hat, da kindliche Sprache vermieden werden soll (Ru stow 2015: 117). 

Des Weiteren sollen alle Schu lerinnen individuelle Fo rderung erfahren und nicht nur 

Informationen erhalten. Dabei sollen sie weder u ber- noch unterfordert werden. Mit 

dem Anspruch, Unterricht individuell zu gestalten, geht einher, dass unterschiedli-

che Bedu rfnisse und verschiedene Leseniveaus bei der Erstellung leichtsprachiger 

Materialien bedacht werden mu ssen. Die Regelwerke der Leichten Sprache beru ck-

sichtigen diese Kompetenzunterschiede in keinster Weise. Sie setzen - trotz ihres 

einfachen Charakters - eine fundamentale Lese- und Sprachkompetenz voraus, u ber 

welche die Schu lerInnen nicht gleichermaßen verfu gen. Viele Schu lerInnen mit dem 

Fo rderschwerpunkt geistige Entwicklung verfu gen nicht u ber die Fa higkeit zum 

Schrift- bzw. Symbollesen, was die Reichweite der Leichten Sprache in der Schule 

begrenzt. Dennoch sieht die Fachdidaktik aufgrund der besonderen Stilistik der 

Leichten Sprache fu r den Bereich der Sprachbildung und bei der intermedialen Un-

terstu tzung des Unterrichts große Potenziale fu r viele Schu lerInnen mit 
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Fo rderbedarfen. So kann Leichte Sprache im Unterricht dabei helfen, Kommunikati-

onsbarrieren abzubauen und Zuga nge zu Informationen schaffen. Auf diese Weise 

kann die Teilhabe der Schu lerInnen gesta rkt werden. Hierzu fordert die Fachdidak-

tik, dass Leichte Sprache im Unterricht als Bru ckenvarieta t genutzt wird, um das 

Sprachniveau der Schu lerInnen von sprachlich vereinfachten bis sprachlich komple-

xen Texten sukzessive zu steigern (Riegert/Musenberg 2017: 389-392). Innerhalb 

des Sprachlernprozesses wa re es fatal, Leichte Sprache als Zielvarieta t und letzt-

mo gliches Entwicklungsstadium fu r alle Schu lerInnen mit Fo rderbedarf festzulegen, 

da sie den Schu lerInnen kein Entwicklungspotenzial fu r sprachliche Kompetenzen 

bietet. Leichte Sprache soll im Kontext der Sprachbildung vielmehr als Vermittlungs-

varieta t betrachtet werden, die den Aufbau der Sprach- und Lesekompetenzen 

schrittweise unterstu tzt. Der unflexible Regelkanon verhindert die kontinuale Kon-

zeptualisierung der Leichten Sprache allerdings in einem hohen Ausmaß, indem er 

ihr starre Merkmale vorschreibt. Diese Merkmalszuschreibungen lassen keine Frei-

heiten zur kontinualen Modellierung Leichtsprachiger Texte zu. Perspektivisch emp-

fehlen die Sprachdidaktiker Katrin Kleinschmidt und Thorsten Pohl deswegen, Zu-

satzangebote fu r Lernende zu schaffen, die oberhalb des sprachlichen Entwick-

lungsstandes liegen (Kleinschmidt 2017: 103). Ein Anpassen der sprachlichen An-

forderungen an den Lernstand der Schu lerInnen ist hierbei unumga nglich. Es ist be-

kannt, dass die standardisierten Texte der Leichten Sprache u ber- und unterfor-

dernd wirken und die Lesemotivation beeintra chtigen ko nnen. 

 

Im inklusiven Unterricht wird - im Gegensatz zum gesellschaftlichen Rahmen - eine 

individuelle Fo rderung der Schu lerInnen bevorzugt. Die Erarbeitung schu lerspezifi-

scher Materialien kann eine große Herausforderung fu r Lehrkra fte darstellen, die 

sie womo glich gar nicht leisten ko nnen. Zudem stellt Leichte Sprache kein pa dago-

gisch-didaktisches Konzept zur Fo rderung der Lesekompetenz dar (Zurstrassen 

2015: 129). Vielmehr stehen die Regeln der Leichten Sprache im Widerspruch zu 

ga ngigen Sprachlernkonzepten. Bisherige Strategien des lexikalisch-semantischen 

Lernens und der Wortschatzfo rderung zielen auf die Erweiterung lexikalisch-se-

mantischer Strukturen. Die Verwendung von Synonymen, Hyponymien, Hyperony-

mien und Antonymien soll im Rahmen des Bildungsprozesses Wortfamilien und 
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Wortbildungsstrukturen verdeutlichen. Die Regeln Leichter Sprache stehen im Wi-

derspruch mit diesem wortdidaktischen Ansatz, weshalb die Entwicklung eines 

schu lerInnenorientierten und angemessenen Sprachlernkonzeptes fu r die Leichte 

Sprache bisher aussteht (Kilian 2017: 201). 

 

Im Rahmen des Politikunterrichts soll das reflexiv-ideologiekritische Lesen erlernt 

werden, um die politische und gesellschaftliche Mu ndigkeit der Schu lerInnen zu fo r-

dern. Ziel ist es, die Schu lerInnen dazu zu befa higen, Inhalte und Argumente zu prob-

lematisieren und Informationen infrage zu stellen. Hierbei wird neben der literari-

schen Kritikfa higkeit auch die Perso nlichkeitsentwicklung der Schu lerInnen unter-

stu tzt, indem sie sich wa hrend des Leseprozesses ihrer eigenen Befangenheit und 

Sichtweisen bewusst und dazu angeregt werden, andere Perspektiven anzunehmen 

bzw. ihre eigenen zu hinterfragen und ggf. zu vera ndern. Die Kompetenz des reflexiv-

ideologiekritischen Lesens kann mit leichtsprachigen Texten allerdings nicht er-

reicht werden. Leichte Sprache ebnet nur eine elementare Lesefa higkeit und ein 

oberfla chliches Versta ndnis einfacher Texte. Diese entsprechen dem Fa higkeitsprofil 

der Kompetenzstufe I nach PISA. Demnach ermo glichen sie den betroffenen Schu le-

rInnen einen Umgang mit inhaltlich und formal vertrauten Texten, in denen die fu r 

die Leseaufgabe beno tigten Informationen gekennzeichnet werden mu ssen. Der 

Text tra gt nur eine relevante Information. Bei der Textgestaltung sind deshalb nur 

wenige konkurrierende Elemente erlaubt, damit auf keinen Fall von der Kernaus-

sage abgelenkt wird (Zurstrassen 2015: 133-135). 

 

Leichte Sprache schafft demnach einen eher niederschwelligen Zugang zu gesell-

schaftlichen und politischen Informationen. Dieser Effekt wird durch die begrenzen-

den Regelwerke versta rkt. Unterschiedliche Regeln, beispielsweise die Aufforde-

rung, Fach- und Fremdwo rter zu vermeiden, begrenzen die sprachlichen und kogni-

tiven Entwicklungschancen der AdressatInnen. Die spezifische Reglementierung der 

Leichten Sprache schafft eine eigene sprachliche Sozialisation der betroffenen Per-

sonen, was sowohl im gesellschaftlichen als auch im schulischen Kontext zu Aus-

schließung fu hren kann. Um die Lese- und Sprachkompetenzen der Schu lerInnen zu 

fo rdern und ihnen einen sprachlichen Zugang zu komplexen politischen Inhalten 
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sowie zu der Politik eigenen Fachsprache zu ermo glichen, empfiehlt Bettina 

Zurstrassen deshalb, einfache Sprache statt Leichte Sprache im Politikunterricht zu 

verwenden. Vorzu ge sieht sie hierbei vor allem in den Erla uterungen von Fremd- 

und Fachbegriffen sowie in ihrer Verwendung (Zurstrassen 2015: 130). Aus dieser 

Forderung la sst sich schließen, dass - bezogen auf die Verwendung von Fachbegrif-

fen - eine Erweiterung der Regelwerke fu r Leichte Sprache notwendig ist. Die Ver-

wendung fremd- und fachsprachlicher Begriffe ist auch vor dem Hintergrund der 

Aufnahme fachlichen Wissens nicht unerheblich. Die Kodierung fachlichen Wissens 

aus leichtsprachigen Texten unterscheidet sich von der Kodierung bildungssprach-

licher Texte. Somit ist auch das enkodierte Konzept beider Wissensbesta nde ver-

schieden. Unterschiedliche Konzepte ein und desselben Lerngegenstandes sind im 

Rahmen eines inklusiven und individuellen Unterrichts nicht ungewo hnlich, den-

noch mu ssen sie bei der Formulierung von Standards sowie Bildungszielen und der 

Bewertung von Schu lerInnenleistungen ebenfalls bedacht werden (Kilian 2017: 

200). 

 

Die Regeln der Leichten Sprache bieten auch hilfreiche Anleitungen und Richtlinien 

fu r das Erstellen versta ndlicher Informationstexte und leichter bildhafter oder gra-

fischer Darstellungen (Ru stow 2015: 115). Sie ermo glichen einen breiten Zugang zu 

komplexen Sachverhalten. Bei der Ausarbeitung leichtsprachiger Materialien sind 

die Lehrkra fte allerdings darauf angewiesen, Inhalte auf das Wesentliche zu redu-

zieren. Diese didaktische Reduktion kann zu einer Verknappung der Inhalte fu hren 

(Ru stow 2015: 123). Dabei bema ngeln Meyer und Hilpert vor allem die fehlende 

Multiperspektivita t leichtsprachiger Texte, die darauf zuru ckzufu hren ist, dass die 

standardisierte Sprache nur eindimensional auf behinderte Menschen fokussiert ist. 

Zudem werden kaum Kontroversen aufgezeigt, was vor allem daran liegt, dass be-

wertende Aussagen die urspru nglich in den Ausgangstexten verfestigten Argumen-

tationen ersetzen. Beispielsweise werden Informationstexte zu Appelltexten, die 

dazu tendieren, Handlungsanweisungen bereitzustellen. Die mit den Regeln der 

Leichten Sprache definierten Merkmale, die beispielsweise Passivkonstruktionen 

verbieten oder eine Ha ufung direktiver Sprechakte herbeifu hren, fo rdern die U ber-

wa ltigung der LeserInnen (Meyer/Hilpert 2018: 348). 



 

41 

 

 

3 . 3 . 5  P o l i t i k d i d a k t i s c h e  A n a l y s e k r i t e r i e n  

 

Unter Einbezug wesentlicher Leitlinien der politischen Bildung und auf Grundlage 

der kritischen Auseinandersetzung mit Leichter Sprache im politikdidaktischen Dis-

kurs lassen sich auch fu r den Politikunterricht Anspru che und letztlich Analysekri-

terien fu r leichtsprachige Regelwerke entwickeln. Es wurde versucht, mo glichst 

viele politikdidaktische Leitlinien mit der bisherigen Kritik zur Leichten Sprache in 

Verbindung zu bringen. Dabei entstand eine umfangreiche Liste an Analysekriterien 

fu r leichtsprachige Regelwerke.  

 

Im schulischen Kontext sind LehrerInnen und Lehrer hauptsa chlich fu r das Erstellen 

leichtsprachiger Materialien zusta ndig. Was das U bersetzen von Texten anbelangt, 

mangelt es ihnen oft an Expertise. Auch ist die didaktische Reduktion der Ausgangs-

texte an hohe zeitliche Ressourcen und einen großen perso nlichen Aufwand ge-

knu pft. Deshalb bieten Regelwerke in diesem Kontext die Mo glichkeit, eine Anlei-

tung fu r das U bersetzen bereitzustellen, einheitliche Richtlinien fu r leichtsprachige 

Texte zu schaffen und somit die Qualita t der Texte zu sichern, wenngleich sie keines-

falls als didaktische Leitlinie funktionieren ko nnen und die sprachliche Vielfalt stark 

eingrenzen (Ru stow 2015: 116; Zurstrassen 2015: 129). Vor diesem Hintergrund ist 

zu hinterfragen, inwiefern das Regelwerk in Anbetracht zeitlicher Ressourcen und 

mangelnder u bersetzungswissenschaftlicher Expertise im Politikunterricht ange-

wendet werden kann und wo die Praktikabilität der Regeln fu r Leichte Sprache in 

der schulischen Praxis Grenzen erfa hrt. 

 

Eine weitere Herausforderung beim Verfassen leichtsprachiger Texte fu r den Poli-

tikunterricht ist die angemessene Aufbereitung komplexer Informationen. Die di-

daktische Reduktion fu hrt zwangsweise zu einer Verknappung der Inhalte 

(Ru stow 2015: 123). Durch die Konzentration auf eine Kernaussagen wird den Le-

serInnen leichtsprachiger Texte ein breiter Zugang zu komplizierten Sachverhalten 

verwehrt. Leichtsprachige Texte sind oft zu eindimensional, um ein ausgepra gtes 
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konzeptuelles Deutungswissen aufzubauen (Sander 2014:118). Die starren 

sprachlichen Regulierungen fu hren dazu, dass die Argumentationen der Ausgangs-

texte oft durch bewertete Aussagen seitens der U bersetzerInnen ersetzt werden. 

Folglich werden informative Sachtexte dann zu Appelltexten, was zu einer U berwa l-

tigung der Schu lerInnen fu hren kann (Meyer/Hilpert 2018: 348). LehrerInnen ste-

hen vor der Aufgabe, dieser entgegenzuwirken, indem sie differenzierte und kontro-

verse Informationen bereitstellen, in denen unterschiedliche Perspektiven aufge-

griffen werden. Mit dem Verknappen der Inhalte geht zudem einher, dass den Schu -

lerInnen die Mo glichkeit genommen wird, ihre politische Urteilsfähigkeit auszu-

bauen. Auch hierfu r ist ein differenziertes konzeptuelles Deutungswissen funda-

mental (Sander 2014: 118). Deshalb steht durchaus infrage, inwiefern die Regel-

werke der Leichten Sprache dazu geeignet sind, innerhalb der didaktischen Reduk-

tion der Ausgangstexte Texte zu verfassen, die den grundsa tzlichen Maximen der Po-

litikdidaktik, das heißt dem Kontroversitätsgebot und dem Überwältigungsver-

bot (Wehling 1977: 178-180) entsprechen und den Schu lerInnen ein hinreichendes 

konzeptuelles Deutungswissen vermitteln, auf dessen Grundlage ihre politische Ur-

teilskompetenz gefo rdert wird. 

 

Leichte Sprache soll die Schu lerInnen dazu befa higen, an gesellschaftlichen Diskur-

sen teilzunehmen. Sie soll Sprachbarrieren abbauen und einen Zugang zu Informa-

tionen schaffen, welche die Basis einer zureichenden Grundbildung sind. Mithilfe 

dieses politischen Deutungswissens kann die politische Handlungsfähigkeit der 

Schu lerInnen und somit ihre gesellschaftliche Partizipation unterstu tzt werden 

(Sander 2014: 118; Kronauer 2015: 18-19). Die Verwendung Leichter Sprache kann 

diesen Anspru chen allerdings nicht gerecht werden. Vielmehr fo rdert die streng reg-

lementierte Sprache die gesellschaftliche und innerschulische Exklusion der Le-

serInnen dadurch, dass sie eine eigene sprachliche Sozialisation schafft. Besonders 

deutlich wird diese Problematik in Bezug auf die Verwendung von Fremd- und 

Fachwörtern. Die starre Reglementierung der sprachlichen Mittel steht im Wider-

spruch zu ga ngigen Methoden der Sprachfo rderung. Durch das Vermeiden von Fach- 

und Fremdwo rtern wird die Erweiterung der lexikalischen und semantischen Struk-

turen der Schu lerInnen erschwert. Fu r die Fo rderung der Sprach- und 
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Lesekompetenzen empfiehlt es sich deshalb, Leichte Sprache lediglich als Bru cken-

/Vermittlungsvarieta t zu verwenden und Fremd- und Fachbegriffe zu erla utern 

(Zurstrassen 2015: 130). Aus diesem Grund ist offenzulegen, inwiefern das Regel-

werk die In- und die Exklusion der Schu lerInnen fo rdert und ihnen mittels der Leich-

ten Sprache die Mo glichkeit zur politischen Teilhabe schafft. Ebenso ist zu kla ren, ob 

und inwieweit die Regeln fu r Leichte Sprache die Verwendung von Fachbegriffen 

und Fremdwo rtern zulassen. 

 

Grundsa tzlich sind jegliche didaktische U berlegungen an den Bedarfen der Schu le-

rInnen abzuleiten, weshalb die SchülerInnenorientierung auch beim Verfassen 

leichtsprachiger Texte eine wichtige Maxime fu r die politische Bildung ist (Wehling 

1977: 178-180). Das Bereitstellen schu lerInnenspezifischer Materialien ist ein we-

sentlicher Bestandteil der individuellen Fo rderung. Hierbei sind insbesondere die 

unterschiedlichen Leseniveaus sowie weitreichende Kompetenzunterschiede und 

die unterschiedlichen Bedu rfnisse einzelner Schu lerInnen bei der Erstellung leicht-

sprachiger Materialien zu beachten. Die Teilhabe der Schu lerInnen am Entstehungs-

prozess der Materialien ist ebenso denkbar. Als PrüferInnen erhalten sie die 

Chance, sich na her mit den Inhalten des Textes zu befassen (Ru stow 2015: 123). 

Deshalb ergibt sich die Notwendigkeit, die Regelwerke der Leichten Sprache darauf-

hin zu analysieren, ob sie die Schu lerInnenorientierung unterstu tzen und inwieweit 

die Schu lerInnen im Rahmen des Regelwerkes als Pru ferInnen der Materialien agie-

ren ko nnen. 

 

Wenngleich es interessant wa re, alle politikdidaktischen Prinzipien, sa mtliche As-

pekte des GPJE-Modells und das reflexiv-ideologiekritische Lesen spezifisch im Rah-

men der Evaluation zu beleuchten, kann aufgrund zeitlicher und personeller Res-

sourcen nur eine Auswahl der politikdidaktischen Grundlage in die Bewertung des 

Regelwerks einbezogen werden. Zudem la sst es das Forschungsdesign nicht zu, die 

Auswirkungen der Leichten Sprache auf sa mtliche politikdidaktische Leitlinien zu 

u berpru fen. Beispielsweise ist es nicht mo glich festzustellen, inwiefern die Regeln 

der Leichten Sprache die methodischen Fa higkeiten der Schu lerInnen fo rdern, ohne 

diese in die Evaluation einzubeziehen, weshalb die Methodenkompetenz keine 
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Beru cksichtigung bei der Analyse finden wird. Es kann außerdem vermutet werden, 

dass Exemplarita t zusammen mit der sprachlichen, inhaltlichen und didaktischen 

Reduktion der Ausgangstexte einhergeht, weshalb sie kein eigenes Analysekrite-

rium darstellt. Selbiges gilt fu r die Problemorientierung und das reflexiv-ideologie-

kritische Lesen. Sie ko nnen implizit in die politische Urteilsfa higkeit einbezogen 

werden. 

 

3 . 3 . 6  P o l i t i k d i d a k t i s c h e  u n d  s p r a c h w i s s e n s c h a f t l i c h e  

A n a l y s e k r i t e r i e n  

 

Betrachtet man die politikdidaktischen und sprachwissenschaftlichen Bewertungen 

der Leichten Sprache im Rahmen der jeweiligen Forschungszweige, stellt man fest, 

dass sich viele U berschneidungen feststellen lassen. Beide Bereiche hinterfragen das 

Konzept der Leichten Sprache grundsa tzlich vor dem Hintergrund der Inklusion. 

Dabei ist es besonders relevant herauszufinden, inwiefern die sprachliche Eigenkul-

tur der Leichten Sprache die innerschulische und gesellschaftliche Exklusion fo r-

dert. Andererseits sehen die beiden Disziplinen auch, dass Leichte Sprache die In-

klusion fo rdern kann. Durch ihre vielseitigen Anwendungsbereiche ko nnen die 

Handlungsfähigkeit und die gesellschaftliche Partizipation der LeserInnen 

leichtsprachiger Texte gefo rdert werden. Deswegen soll in der nachfolgenden Ana-

lyse des Regelwerkes herausgestellt werden, inwiefern der Faktor Inklusion durch 

die Regelwerke unterstu tzt oder gehemmt wird. Es soll eingescha tzt werden, ob 

Leichte Sprache die Schaffung einer eigenen Sprachwelt unterstu tzt und ob sie die 

politische Handlungsfa higkeit der Schu lerInnen sowie ihre gesellschaftliche Partizi-

pation fo rdern kann oder ob sie ihre Exklusion verscha rft. 

 

Eine weitere Schwierigkeit der Leichten Sprache ero ffnet sich im Hinblick auf die 

Reduzierung der Inhalte sowie einer angemessenen didaktischen Reduktion der 

Ausgangstexte. Die Bereitstellung versta ndlicher Informationen ist die Grundlage 

dafu r, einen individuellen und inklusiven Unterricht zu gestalten und die Kompeten-

zen aller Schu lerInnen zu fo rdern. Hierbei sind LehrerInnen - meist ohne 
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u bersetzungswissenschaftliche Expertise - auf gute Regelwerke angewiesen, die 

ihnen einen Leitfaden zur U bersetzung und Reduktion bereithalten. Im Rahmen die-

ser Arbeit soll deswegen hinterfragt werden, inwiefern die Regeln der Leichten Spra-

che die Reduzierung der Inhalte sowie die didaktische Reduktion unterstu tzen. 

 

Die sprachlichen Mittel der Leichten Sprache sind eine Mo glichkeit, die Inhalte der 

Ausgangstexte versta ndlich auszuarbeiten. In Bezug auf die Verwendung der Leich-

ten Sprache ist es deshalb sinnvoll zu eruieren, ob die Regeln der Leichten Sprache 

die sprachliche Reduktion auf Wort-, Satz- und Textebene hilfreich aufbereiten und 

an welchen Stellen die starren Regeln die Verwendung der Leichten Sprache er-

schweren. Denn bezogen auf die Sprachniveaufo rderung stellt die Politikdidaktik 

heraus, dass Fremd- und Fachbegriffe unumga nglich fu r die Teilnahme an inner-

fachlichen Diskursen sind, sodass eine O ffnung der Regeln diesbezu glich fu r den Fa-

chunterricht notwendig ist. Aufgrund dessen soll auch eruiert werden, ob ein Einbe-

zug von Fach- und Fremdsprache im Rahmen des Regelwerkes u berhaupt mo glich 

ist. Nicht allein die bildungssprachlichen Anspru che mu ssen in den Regelwerken 

verankert sein, es ist ebenso wichtig, dass die Regeln Leitlinien fu r eine angemes-

sene visuelle Gestaltung leichtsprachiger Texte bereitstellen. Diesbezu glich soll 

hinterfragt werden, welche Potenziale und Grenzen das Regelwerk fu r die Erstellung 

und Verwendung von Piktogrammen, Grafiken und Bildern darbietet. 

 

Bestimmt wird die angemessene Gestaltung leichtsprachiger Texte im Wesentlichen 

durch die SchülerInnenorientierung. Diese stellt eine maßgebend Maxime der po-

litischen Bildung dar und sollte die Basis der Erstellung der Materialien fu r den Po-

litikunterricht sein. Schu lerInnenorientierung bedeutet einerseits, dass sich die Pla-

nung des Unterrichts an den Kompetenzen der Schu lerInnen orientiert. Bezogen auf 

die Verwendung Leichter Sprache ist hierbei insbesondere die individuelle Fo rde-

rung des Leseverstehens und die Erweiterung des konzeptuellen Deutungswis-

sens zu beachten. Deshalb soll innerhalb der Regelwerksanalyse hinterfragt werden, 

inwiefern die Regeln des Netzwerkes Leichte Sprache Schu lerInnenorientierung er-

mo glichen und eine Grundlage dafu r bieten, Materialien zu verfassen, die das Lese-

verstehen fo rdern und somit ein fundiertes konzeptuelles Deutungswissen 
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bereitstellen, auf dessen Grundlage die Mu ndigkeit und die politische Urteilsfähig-

keit der Schu lerInnen gefo rdert werden kann. 

 

Auch leichtsprachige Regelwerke betonen die Notwendigkeit des Einbezugs der Ad-

ressatInnen in die Gestaltung der Texte. Eine Mo glichkeit bietet hierbei die U berpru -

fung der Materialien durch die LeserInnen. Ob die Schu lerInnen als PrüferInnen 

den Entstehungsprozess leichtsprachiger Materialien begleiten ko nnen, soll dabei 

eruiert werden. Zumindest bietet diese Art der Teilhabe am U bersetzungsprozess 

eine Mo glichkeit, der Asymmetrie zwischen AdressatInnen und U bersetzerInnen 

entgegenzuwirken. Den VerfasserInnen leichtsprachiger Texte kommt eine große 

Verantwortung bei der Deutung und Interpretation der Ausgangstexte zu. Diese 

Deutungsmacht kann zur U berwa ltigung der Schu lerInnen beitragen, was der Ein-

haltung des Beutelsbacher Konsenses und dem in ihm enthaltenen Überwälti-

gungsverbot widerspricht. Inwiefern die Einhaltung des U berwa ltigungsverbots 

anhand der Reglementierung der Leichten Sprache eingehalten werden kann, ist 

deshalb dringend zu erforschen.  

 

Mit dem U berwa ltigungsverbot geht zwangsweise die Maxime der Kontroversita t 

einher. Materialien des Politikunterrichts mu ssen, um die politische Urteilsfa higkeit 

der Schu lerInnen zu fo rdern, multiperspektivisch sein. Inwiefern stark reglemen-

tierte und vereinfachte Texte diesem Kontroversitätsgebot gerecht werden ko n-

nen, ist allerdings infrage zu stellen. 

 

Letztendlich stellt die Erstellung leichtsprachiger Texte anhand der Regelwerke eine 

hohe zeitliche, personelle und materielle Herausforderung dar, weshalb grundsa tz-

lich gekla rt werden muss, ob die Regeln des Netzwerkes Leichte Sprache fu r die Ver-

wendung im schulischen Kontext praktikabel sind. 

 

3 . 4  B e w e r t u n g  d e r  R e g e l n  f ü r  L e i c h t e  S p r a c h e  
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In der U bersetzungspraxis sind die Regeln des Netzwerks Leichte Sprache am wei-

testen verbreitet. Sie wurden 2009 zum ersten Mal auf der Homepage des Netzwer-

kes vero ffentlicht. 2013 wurden die Regeln fu r Leichte Sprache in a hnlicher Form 

vom Bundesministerium fu r Arbeit und Soziales als Broschu re publiziert. Weil sie 

im Internet frei zuga nglich sind, besitzen sie eine große Reichweite. Eine Besonder-

heit des Regelwerks ist, dass die Regeln in Leichter Sprache verfasst sind (Maaß 

2015: 27-28). Bei der Entwicklung der Regeln fu r Leichte Sprache haben Menschen 

mit Lernschwierigkeiten ihre Rezeptionserfahrungen, -interessen und -gewohnhei-

ten einfließen lassen. Auch die Nutzermerkmale bestimmter Adressatengruppen 

wurden fu r die Gestaltung der Regeln zusammengefasst (Ru stow 2015: 118). Auf 

38 Seiten fasst das Netzwerk Leichte Sprache insgesamt 12 Regeln in Bezug auf Wo r-

ter, 10 Regeln fu r Zahlen und Zeichen, drei Regeln fu r die Formulierung von Sa tzen, 

vier Regeln in Bezug auf das Verfassen von Texten, 17 Regeln fu r die Gestaltung und 

Verwendung von Bildern und fu nf Regeln fu r das Pru fen zusammen. Eine sprachwis-

senschaftliche Analyse der Regeln hat bisher nur die Forschungsstelle fu r Leichte 

Sprache der Universita t Hildesheim vorgenommen. Christiane Maaß, Isabel Rink 

und Christiane Zehrer kritisieren dort vor allem die mangelhafte wissenschaftliche 

Fundierung der Regeln fu r Leichte Sprache. Diese Diskrepanz zeigt sich, so die U ber-

setzungswissenschaftlerinnen, auf allen sprachlichen Ebenen. Außerdem verweisen 

sie auf den stark normativen Duktus der leichtsprachigen Texte (Maaß et al. 2014: 

55). Im Folgenden sollen diese und weitere wesentliche Kritikpunkte der sprachwis-

senschaftlichen Perspektive in Bezug auf die Regeln fu r Leichte Sprache herausge-

stellt werden. Zusammen mit den im vorherigen Kapitel hergeleiteten Analysekrite-

rien bildet die sprachwissenschaftliche Kritik eine Grundlage, um Hypothesen fu r 

die Analyse des Regelwerkes aus der politikdidaktischen Perspektive abzuleiten.  

3 . 4 . 1  K r i t i k  a u s  s p r a c h w i s s e n s c h a f t l i c h e r  P e r s p e k t i v e  

 

Schon fu r die Wortebene finden sich zahlreiche Schwierigkeiten bei der Anwendung 

der Regeln. Hier fordert die erste Regel dazu auf, einfache Wo rter zu benutzen (Netz-

werk Leichte Sprache 2013: 4), was aus sprachwissenschaftlicher Perspektive zwar 

eine gute Idee ist, in der U bersetzungspraxis allerdings eine große Herausforderung 
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sein kann. Die Regeln definieren na mlich keinesfalls, was ein einfaches Wort ist. Ein-

fachheit kann von unterschiedlichen AdressatInnen verschieden wahrgenommen 

werden, sodass bei der Auswahl des angemessenen Vokabulars ein Einbezug der Le-

serInnen unabdingbar ist. Aufgrund der stark heterogenen Adressatengruppe be-

schra nkt sich der Wortschatz der Leichten Sprache deshalb auf den Gebrauch eines 

morphologisch nicht komplexen Grundwortschatzes (Maaß 2015: 32). Die Verwen-

dung einfacher Worte scheint durch die fehlende Definition durchaus erschwert, so-

dass die Anwendung dieser Regel in der U bersetzungspraxis einer U berpru fung be-

darf. 

 

Die zweite Wortregel verlangt, Wo rter zu benutzen, die etwas genau beschreiben 

(Netzwerk Leichte Sprache 2013: 4). Diese Regel wird von Maaß als sehr vage ein-

gescha tzt. Hier wa re, so Maaß, eine Erla uterung von Fachbegriffen und Fremdwo r-

tern angemessener (Maaß 2015: 33). Ebendiese werden allerdings mit der dritten 

Wortregel verboten. Stattdessen sollen bekannte Wo rter verwendet werden (Netz-

werk Leichte Sprache 2013: 5). Zwar ist die Verwendung von Fach- und Fremdwo r-

tern voraussetzungsvoll, da Fachwo rter zumeist an ein Fachgebiet geknu pft sind, 

dessen Versta ndlichkeit ein weites Vorwissen abverlangt, und auch das Verstehen 

von Fremdwo rtern setzt eine ausgepra gte schulische Bildung voraus. Dennoch sind 

Fach- und Fremdwo rter unverzichtbar, da sie zumeist die zentrale Aussage des Tex-

tes transportieren (Maaß 2015: 34). Das Regelwerk empfiehlt deshalb, schwierige 

Wo rter zu erla utern (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 5). Diese komplexen Erla ute-

rungen ko nnen allerdings, so Maaß, Probleme bei den Pru ferInnen hervorrufen, da 

sie ein leichtes Wort durch ein schwierigeres ersetzen (Maaß 2015: 34). Die Verwen-

dung von Synonymen wird wiederum mit der vierten Wortregel verboten. Sie for-

dert dazu auf, die immer gleichen Begriffe fu r dieselben Dinge zu verwenden (Netz-

werk Leichte Sprache 2013: 5), was fu r die Versta ndlichkeit auf Wort- und Textebene 

durchaus sinnvoll erscheint, da Bezu ge somit eindeutiger hervorgehoben werden 

(Maaß 2015: 33-35). In Bezug auf die Verwendung und Erla uterung von Fach- und 

Fremdwo rtern ist das Regelwerk durchaus ambivalent, weshalb an dieser Stelle eine 

genauere Analyse der Praxisanwendung sinnvoll ist. 
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Die fu nfte Wortregel fordert dazu auf, kurze Wo rter zu benutzen (Netzwerk Leichte 

Sprache 2013: 6), was angesichts des Leseverstehens sinnvoll erscheint. Wo rter, die 

aus bis zu zwei Silben bestehen, haben eine niedrige Fixationszeit und sind somit 

leicht versta ndlich (Maaß 2015: 35). Fu r la ngere Begriffe empfiehlt das Regelwerk, 

die einzelnen Bestandteile der Komposita mit Bindestrichen zu trennen, um die 

Grenzen der unterschiedlichen Wortbestandteile sichtbar zu machen. Dies fu hrt, so 

Christiane Maaß und Ursula Bredel, zu drei wesentlichen Problemen, aus denen Le-

seschwierigkeiten resultieren ko nnen. Da die Verwendung der Bindestriche nicht 

der deutschen Orthografie entspricht, wird durch sie keine wesentliche Verste-

henserleichterung herbeigefu hrt. Vielmehr fu hrt sie dazu, dass die LeserInnen mit 

uninterpretierbaren Einzelausdru cken, beispielsweise „Schub-lade“, konfrontiert 

werden, in denen ihnen fu r einzelne Wortbestandteile die Assoziationen fehlen. Des 

Weiteren kann die Verwendung des Bindestriches innerhalb der Kompositionen zu 

U bertragungsproblemen außerhalb der Leichten Sprache fu hren. Die Funktion des 

Bindestriches im Rahmen der ga ngigen Orthografie kann fu r LeserInnen der Leich-

ten Sprache durchaus herausfordernd sein, wenn sie mit standardsprachlichen Tex-

ten konfrontiert werden. Andererseits kann die besondere Verwendung des Binde-

striches dazu fu hren, den Sonderstatus der Leichten Sprache zu verscha rfen, was 

dazu fu hrt, dass die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz der Leichten Sprache gefa hr-

det ist. Bredel und Maaß sprechen sich deshalb dafu r aus, statt der Bindestrichregel 

den Mediopunkt zur Trennung langer Wo rter zu verwenden. Dieser eignet sich vor 

allem deshalb, weil er kein fester Bestandteil des deutschen Orthografiesystems ist. 

Zudem pla dieren beide dafu r – anders, als es das Regelwerk vorgibt -, den zweiten 

Bestandteil des Wortes klein zu schreiben. So kann der Mediopunkt mo glichst intu-

itiv eingesetzt werden, ohne dass das Lesen von Einzelausdru cken gefo rdert wird. 

Die interne Gliederung des Wortes ha tte somit eine leseerleichternde Wirkung. In 

manchen Fa llen ist allerdings auch eine Kombination des Mediopunktes und des 

Bindestriches denkbar. Das gilt vor allem dann, wenn Zusammenha nge innerhalb ei-

nes Wortes kenntlich gemacht werden sollen. Dies ist beispielsweise bei mehrglied-

rigen Kompositionen wie bei „Umsatz·steuer-Tabelle“, der Fall. Hier wird verdeut-

licht, dass sich „Umsatz“ und „Steuer“ auf wortsemantischer Ebene näher stehen als 

„Umsatz“ und „Tabelle“ bzw. „Steuer“ und „Tabelle“. Die Verwendung des 



 

50 

 

Mediopunktes und des Bindestriches ist durchaus herausfordernd und sollte, so 

Bredel und Maaß, nur angewandt werden, wenn es unbedingt nötig ist. Vielmehr 

hoffen sie, dass sich die Bedeutung längerer Begriffe aus dem Verwendungskontext 

entnehmen lässt (Bredel/Maaß 2017: 213-224). Aufgrund ihrer Komplexität ist die 

Verwendung der Bindestrichregel besonders interessant für die Analyse der Mate-

rialentwicklung leichtsprachiger Texte. 

 

Die sechste Regel bezieht sich auf die Verwendung von Abkürzungen. Das Netzwerk 

Leichte Sprache empfiehlt - bis auf wenige Ausnahmen -, auf sie zu verzichten (Netz-

werk Leichte Sprache 2013: 7). Schriftbasierte Abkürzungen, wie „d. h.“ sind dem-

nach verboten, Siglenwörter des deutschen Grundwortschatzes sind weitestgehend 

bekannt und deshalb erlaubt. Maaß schätzt diese Regel als sinnvoll ein, wobei auch 

hierbei zu hinterfragen ist, was bei den AdressatInnen als „bekannt“ vorausgesetzt 

werden kann (Maaß 2015: 36).  

 

Auch die Aufforderung, Verben statt Substantive zu benutzen (Netzwerk Leichte 

Sprache 2013: 8), dient, so Maaß, der Verständlichkeit. Wobei die Vermeidung kom-

plexer Nominalstrukturen nicht nur die Wort-, sondern auch die Satzebene betrifft. 

Zudem berührt die achte Regel eher die Satzebene statt einzelner Worte. Sie ver-

langt, dass aktive Wörter verwendet werden sollen (Netzwerk Leichte Sprache 

2013: 8). Maaß merkt hierbei an, dass Wörter nicht aktiv formuliert werden können. 

Vielmehr können Sätze aktiv oder passiv sein. Sie stimmt mit dem Netzwerk Leichte 

Sprache darin überein, dass Aktiva leichter verständlich sind als komplexe Passiv-

konstruktionen, weshalb die Regel hilfreich bei der Formulierung leichtsprachiger 

Texte ist (Maaß 2015: 36-37). 

 

Die neunte und zehnte Regel zielen darauf ab, den Genitiv und den Konjunktiv zu 

vermeiden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 9). Beide Regeln sind nicht hinrei-

chend formuliert und für die Anwendung zu ungenau. Obwohl Maaß mit dem Netz-

werk Leichte Sprache übereinstimmt, dass sowohl der Genitiv als auch der Konjunk-

tiv Verständlichkeitsprobleme hervorrufen, spricht sie sich für eine Spezifizierung 

der Regeln aus. Zwar zeigt das Regelwerk die Problematik des flektierten Artikels 
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„des“ im Genitiv auf, doch bezieht es sich nicht auf den Gebrauch des Suffixes „-s“, 

das den Genitiv ebenso markiert. Auch die Regulierung des Konjunktivs ist nur un-

zureichend ausformuliert. Der Vorschlag, stattdessen den Partikel „vielleicht“ zu 

verwenden, um ungewisse Ereignisse zu beschreiben, trifft nur geringfügig auf die 

Semantik des Konjunktivs I und II zu (Maaß 2015: 36-39). Für die Verwendung des 

Genitivs und die Realisierung des Konjunktivs müssen die Regeln spezifiziert und 

erweitert werden, was gerade in Bezug auf die Anwendung der Regeln interessant 

ist. 

 

Auch die Anwendung der letzten beiden Wortregeln ist nicht unproblematisch. Das 

Regelwerk verlangt, positive Sprache zu benutzen (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 

10), obwohl, so Maaß, in einigen Kommunikationskontexten der Gebrauch von Ne-

gierungen nicht vermeidbar und sogar sinnvoll ist. Auch die zwölfte Regel ist nicht 

immer realisierbar. Sie verlangt, Redewendungen und bildliche Sprache zu vermei-

den, was angesichts dessen, dass das Verstehen von Metaphern an ein gewisses Vor-

wissen geknüpft ist, zunächst geeignet erscheint. Doch schließt sie die Tatsache aus, 

dass Sprache nicht ohne Metaphern funktioniert. Beispielsweise ist das Wort „Netz-

werk“ eine Metapher. Maaß spricht sich - dieser Ambivalenz entgegenwirkend - des-

halb für einen differenzierten Umgang mit bildlicher Sprache aus. Demnach sollen 

transparente Metaphern, die aus der Lebenswelt der AdressatInnen entstehen, er-

laubt sein. Alle weiteren bildsprachlichen Mittel sollen ersetzt oder erläutert wer-

den (Maaß 2015: 39-40). Auch aus sprachwissenschaftlicher Sicht ist die Öffnung 

der Regeln erwünscht, da die Verwendung rhetorischer Mittel durchaus die Motiva-

tion für eine spielerische Auseinandersetzung mit Sprache erhöht und eine Locke-

rung der Regeln hierbei zu einem anspruchsvollen, aber auch ästhetischen Sprach-

erleben führen kann (Fix 2017: 172). 

 

Neben den Regeln für Wörter eröffnet die Regeln für Leichte Sprache auch Stan-

dards für die Verwendung von Zahlen und Zeichen. Die erste Regel fordert dazu auf, 

Zahlen so aufzuschreiben, wie sie die meisten Menschen kennen (Netzwerk Leichte 

Sprache 2013: 11). Arabische Zahlen sind bekannter als römische, sodass die Regel 

treffend formuliert ist, wobei Texte, die römische Zahlen als Gegenstand behandeln, 
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wie es beispielsweise im Kontext des Mathematikunterrichts denkbar wäre, auch 

unter Verwendung römischer Zahlen verfasst werden können. Maaß spricht sich 

auch an dieser Stelle dafür aus, die Regeln unter Einbezug des textuellen Kontextes 

weniger streng zu befolgen (Maaß 2015: 40-41). Unterschiedliche Kontexte erfor-

dern unterschiedliche Texte, was gerade im Rahmen des Politikunterrichts und der 

individuellen Förderung von Kindern und Jugendlichen nicht unwesentlich ist. Da-

her sind die Praktikabilität und der flexible Umgang mit den Regeln dringend zu hin-

terfragen. 

 

Des Weiteren verlangt das Regelwerk, alte Jahreszahlen zu vermeiden (Netzwerk 

Leichte Sprache 2013: 11). Auf der einen Seite ist diese Regel, so Maaß, sinnvoll, da 

weit zuru ckliegende Jahreszahlen nicht greifbar sind. Doch Maaß betont auch, dass 

im geschichtlichen Kontext die Verwendung von Jahreszahlen sinnvoll ist, um histo-

rische Ereignisse einzuordnen. Eine Umsetzung der Regel ist hierbei also nicht ziel-

fu hrend (Maaß 2015: 41). Dies gilt auch fu r die na chste Regel, die besagt, hohe Zah-

len und Prozentzahlen zu vermeiden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 12). Da der 

Gebrauch Leichter Sprache auf die Inklusion der LeserInnen in jeglichen Lebensbe-

reichen abzielt und hierfu r große Zahlen und auch Prozentzahlen beno tigt werden, 

wu rde eine Umsetzung der Regel die Exklusion betroffener Menschen fo rdern. Maaß 

schla gt deshalb vor, Prozentzahlen u ber Diagramme einzufu hren (Maaß 2015: 42). 

Die angemessene Verwendung großer Zahlen stellt in der U bersetzungspraxis ein 

Desiderat dar, das gelo st werden will. 

 

Die na chsten drei Regeln, die Maaß kommentiert, bescha ftigen sich damit, wie man 

Zahlen und Daten schreiben soll (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 13-15). In Bezug 

auf die Schreibweise von Zahlen spricht sich das Netzwerk dafu r aus, Ziffern statt 

Zahlwo rter zu verwenden, was angesichts dessen, dass Zahlwo rter sehr lang sein 

ko nnen, sinnvoll erscheint. Fu r das Schreiben von Daten gilt es, die Null als Platzhal-

ter wegzulassen. Alles Weitere ha ngt von den Bedarfen und Belieben der Adressa-

tInnen ab. Angesichts dessen, dass auch die Angaben fu r Uhrzeiten an den Adressa-

tInnen bemessen werden sollen, stellt das Regelwerk hierbei keine verbindlichen 

Standards fu r die U bersetzung zur Verfu gung. Das kann, betrachtet man die 
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heterogene Adressatenschaft leichtsprachiger Texte, eine große Herausforderung 

fu r die U bersetzerInnen darstellen, die auf einheitliche und eindeutige Regelungen 

angewiesen sind (Maaß 2015: 42-44). Inwiefern die VerfasserInnen leichtsprachiger 

Texte dieses Problem lo sen ko nnen, ist zu evaluieren. 

 

Wesentlich eindeutiger ist das Regelwerk bei den Vorgaben fu r die Schreibung von 

Telefonnummern. Diese sollen, unter Verwendung von Leerzeichen, in gut wahr-

nehmbare kleine Blo cke unterteilt werden (Netzwerk leichte Sprache 2013: 15). Das 

Regelwerk verbietet hierbei den Gebrauch von Sonderzeichen, auch des Binde-

strichs, was angesichts der Regel zur Worttrennung angemessen ist (Maaß 2015: 

44). Auch fu r den u brigen Sprachgebrauch verbietet das Regelwerk die Verwendung 

von Sonderzeichen (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 16). Die Regel ist allerdings 

nicht exakt formuliert. Die genannten Beispiele verbieten lediglich Anfu hrungsstri-

che, das Prozentzeichen, Dreifachpunkte, das Semikolon, das Und-Zeichen, Klam-

mern und das Paragrafenzeichen. Einige der hier aufgefu hrten Sonderzeichen wer-

den nur selten verwendet und ko nnen deshalb nicht leicht interpretiert werden. 

Hierbei ist ein Verbot durchaus sinnvoll. Doch andere Zeichen werden ha ufiger ver-

wendet und ko nnen somit das Leseverstehen erleichtern. Das Verbot von Anfu h-

rungszeichen beispielsweise macht die Verwendung wo rtlicher Rede unmo glich, 

was das Verstehen dialogischer Texte erschweren kann. Deshalb ist diesbezu glich 

die Regel zu u berdenken, auch weil aus ihr nicht hervorgeht, welche Satz- und Son-

dereichen erlaubt sind. Die Verwendung ga ngiger Interpunktionszeichen wie Punkt, 

Kommata, das Fragezeichen oder das Ausrufezeichen ist unumga nglich fu r das Ver-

fassen von Texten (Maaß 2015: 45-46). An dieser Stelle spart das Regelwerk einen 

standardisierten Gebrauch aus, was sich auf die einheitliche Verwendung Leichter 

Sprache auswirken kann. Wieder liegt es in der Verantwortung der U bersetzerInnen, 

die Angemessenheit der Sonderzeichen zu hinterfragen. 

 

Besonders problematisch scheinen die Regeln in Bezug auf die Formulierung von 

Sa tzen zu sein. Die zentrale Regel wird hierbei zuerst benannt: „Schreiben Sie kurze 

Sa tze“ (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 17). Unter Verwendung kurzer Sa tze wer-

den die Satzgefu ge der Ausgangstexte aufgelo st. Wie genau das fu r unterschiedliche 
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Satztypen realisiert werden soll, offenbart das Regelwerk allerdings nicht. Es fordert 

lediglich dazu auf, einen einfachen Satzbau zu verwenden (Netzwerk Leichte Spra-

che 2013: 17). Hierbei soll vornehmlich das Subjekt vor dem Pra dikat und das Pra -

dikat vor dem Objekt des Satzes verwendet werden. Eine abweichende Satzstellung 

ist nicht erwu nscht, was der deutschen Grammatik in großen Teilen widerspricht 

(Maaß 2015: 46-47). Auch die Gestaltung der Satzanfa nge ist nicht kritiklos. Hierbei 

du rfen Konjunktionen verwendet werden, die u blicherweise die Verwendung von 

Nebensa tzen markieren (Netzwerk leichte Sprache 2013: 18). Statt Kommata zu 

verwenden, soll ein neuer Satz beginnen, was das Verstehen der argumentativen 

Struktur des Textes erschwert, da durch die fehlenden Kommata nicht deutlich wird, 

ob ein argumentatives Gefu ge abgeschlossen ist. Diese Regelung entspricht nicht der 

deutschen Orthografie, weshalb Maaß befu rchtet, dass leichtsprachige Texte weni-

ger akzeptiert werden und die LeserInnen leichter Texte deswegen benachteiligt 

sind (Maaß 2015: 47-48). Die Regeln zur Gestaltung von Sa tzen bieten in der U ber-

setzungspraxis nur unzureichend Orientierung und fo rdern die Exklusion der Lese-

rInnen, weshalb zu u berpru fen ist, inwiefern sie u berhaupt hilfreich fu r die Erstel-

lung leichtsprachiger Materialien sind. 

 

Die erste Regel fu r die Gestaltung des Gesamttextes ist, die LeserInnen perso nlich 

anzusprechen (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 19). Das zeugt davon, dass die Ad-

ressatInnen ernst genommen werden. Doch das Aufbrechen unperso nlicher Formu-

lierungen kann auch dazu fu hren, dass sich der Sinn des Textes wandelt, sodass beim 

U bersetzen eine hohe Expertise und ein gutes Vorwissen erforderlich sind. Doch 

nicht nur die Verwendung der Personalpronomen, sondern auch das politisch kor-

rekte Gendern wird kritisch hinterfragt. So ist es unter Aspekten der Gleichberech-

tigung durchaus erwu nscht, doch ist es oftmals auch schwieriger versta ndlich 

(Maaß 2015: 48-49). Die Einhaltung der Regel ist also auch hierbei kontextbezogen 

und verlangt eine hohe Eigenverantwortung der U bersetzerInnen. 

 

Die na chsten beiden Regeln beziehen sich auf die Herstellung von Koha renzen im 

Text. Mit der Ausnahme von U berschriften verbietet das Regelwerk, Fragen im Text 

zu verwenden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 20). Angesichts dessen, dass die 
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Regel nicht konsequent ist und Fragesa tze dabei helfen ko nnen, komplexe syntakti-

sche Bedingungsgefu ge zu vereinfachen, was explizit in den Regeln des Netzwerkes 

erwu nscht ist, ist diese Regel, so Maaß, nicht sinnvoll (Maaß 2015: 49-50). Ebenso 

problematisch ist die Aufforderung, alles zusammen zu schreiben, was zusammen-

geho rt, und Verweise zu vermeiden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 20). Verweise 

zu vermeiden ist nicht funktional, da sie die Versta ndlichkeit erho hen Maaß 2015: 

51). Fu r die Bildung von Koha renzen im Text wa re es wu nschenswert, Regeln her-

auszuarbeiten, welche die Hervorhebung und Gestaltung von Verweisen na her er-

la utern, und diese nicht ga nzlich zu verbieten. 

 

Des Weiteren erlaubt das Regelwerk, Texte beim Schreiben in Leichter Sprache zu 

vera ndern (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 21). Die Hauptverantwortung hierbei 

liegt wieder bei den U bersetzerInnen und/oder ihren AuftraggeberInnen, die ent-

scheiden, welche Informationen besonders wichtig und welche zu vernachla ssigen 

sind (Maaß 2015: 51-52). 

 

Bezogen auf die Gestaltung und die Bilder empfiehlt das Regelwerk, einfache Schrif-

ten zu verwenden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 22). Studien zur Lesegeschwin-

digkeit zeigen, dass Schriftarten wie Open Sans oder Neue Frutiger 1450 besser er-

kannt werden als Arial (Alexander 2017: 321). Vor diesem Hintergrund bo te sich 

eine Erga nzung dieser Alternativen an. Auch Christiane Maaß spricht sich fu r die se-

rifenlose Schrift aus. Zudem ra t sie, statt Hervorhebungen Kursivschriften anzustel-

len sowie Fettdruck zu verwenden (Maaß 2015: 52). Das entspricht auch dem Hin-

weis, eine große Schrift zu verwenden (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 23). 

 

Auch die weiteren Regeln zur Textgestaltung scheinen u berwiegend sinnvoll und 

hilfreich zu sein. Beispielsweise entspricht die Aufforderung, immer linksbu ndig zu 

schreiben (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 24), wesentlichen Erkenntnissen der 

Leseversta ndlichkeitsforschung (Maaß 2015: 53). Auch die Regel, jeden Satz in eine 

neue Zeile zu schreiben, und das Verbot, Wo rter am Zeilenende zu trennen, erschei-

nen nachvollziehbar, da auf diese Weise Zeilenspru nge vermieden werden, die den 

Lesefluss sto ren ko nnten (Netzwerk leichte Sprache 2013: 25). Lediglich der 
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Textzusammenhang kann durch diese Satzordnung aufgelo st werden, weshalb es 

denkbar ist, hier mit Einru ckungen zu arbeiten (Maaß 2015: 53-54). Daran anleh-

nend fordert das Regelwerk dazu auf, alle Wo rter in eine Zeile zu schreiben, die sinn-

gema ß zusammengeho ren (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 26). Obwohl das Bei-

spiel des Netzwerkes nur eine Aussage entha lt und damit ungeeignet ist, erachtet 

Maaß diese Regel als sinnvoll, da das Abtrennen von Sinngruppen das Leseverstehen 

erho ht (Maaß 2015: 54-55). Gleiches gilt fu r die Regel, Sa tze zusammen zu lassen 

(Netzwerk Leichte Sprache 2013: 26), die nicht spezifisch fu r leichtsprachige Texte, 

sondern eine Grundregel des Layouts von Seiten ist (Maaß 2015: 55). Auch der Hin-

weis, Absa tze und U berschriften zu setzen (Netzwerg Leichte Sprache 2013: 27), 

entspricht den Ergebnissen der Versta ndlichkeitsforschung. Ebenso fo rdern Zwi-

schenu berschriften das Leseverstehen (Maaß 2015: 56). Das Regelwerk gibt außer-

dem vor, Adressen wie auf einem Briefkopf aufzuschreiben (Netzwerk Leichte Spra-

che 2013: 28), was Maaß zwar als sinnvoll empfindet, aber als marginalen Fall ab-

wertet (Maaß 2015: 56). Die Aufforderung, wichtige Dinge hervorzuheben (Netz-

werk Leichte Sprache 2013: 29), doppelt sich mit den Regeln zur Schriftart und ist 

deshalb zu vernachla ssigen (Maaß 2015: 56-57). Auch der Hinweis, eine dunkle 

Schrift und helles Papier zu benutzen (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 30), sei le-

diglich eine Erga nzung zur vorhergegangenen Regel (Maaß 2015: 57). Wichtiger 

scheint es Maaß, darauf zu achten, dickes und mattes Papier zu benutzen und die 

sprachlichen Aussagen mit Bildern zu unterstu tzen (Maaß 2015: 57-58). Das Regel-

werk fordert diesbezu glich, scharfe und klare Bilder zu benutzen und diese nicht in 

den Hintergrund des Textes zu setzen (Netzwerk Leichte Sprache 2013: 33-34). Bil-

der fo rdern unterschiedliche Kodierungen, sodass Inhalte besser aufgenommen 

werden ko nnen (Maaß 2015: 57-58). Das Regelwerk in Bezug auf die Gestaltung des 

Layouts und des Einsatzes von Bildern zu analysieren ist deshalb von besonderem 

Interesse. 

 

Der letzte Teil der Regeln befasst sich mit dem Pru fen leichtsprachiger Texte. Das 

Regelwerk fordert dazu auf, die Texte immer pru fen zu lassen (Netzwerk Leichte 

Sprache 2013: 35). Diese Pru fung dient, so Maaß, nicht der Versta ndlichkeit leicht-

sprachiger Texte, sondern ist politisch motiviert. Vielmehr soll einerseits 
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sichergestellt werden, dass keiner aus der stark heterogenen Adressatenschaft be-

vorzugt oder ausgeschlossen wird. Andererseits wird durch die Pru ferInnen aber 

auch die Expertise der U bersetzerInnen infrage gestellt (Maaß 2015: 58). Eine Be-

wertung des Einsatzes von Pru ferInnen ist vor diesem Hintergrund mehr als wu n-

schenswert. 

 

Aus Sicht der Sprachwissenschaften weisen die Regeln fu r Leichte Sprache eindeu-

tige Defizite auf, was die Eignung der Regeln fu r die sprachliche Praxis anbelangt. 

Das Regelwerk bietet keine zureichenden Lo sungen fu r die Vielfalt der allta glichen 

Sprachpraxis. Kurzum: Die Regeln fu r Leichte Sprache begrenzen die sprachliche Va-

rianz und schra nken den Gebrauch der Leichten Sprache zudem auf einige wenige 

Kommunikationskontexte ein (Maaß et al. 2014: 62). Aus diesem Grund besteht der 

Forschungsbedarf darin, dass die RezipientInnen leichtsprachiger Texte eine brei-

tere Abdeckung von Leichter Sprache in jeglichen Lebensbereichen beno tigen. 

Hierzu muss fu r unterschiedliche Kommunikationskontexte ermittelt werden, wel-

cher Wortschatz angemessen sowie welche Satz- und Textgestaltung sinnvoll ist, 

welche Standards fu r die Bild- und Schriftgestaltung gelten sollen und inwiefern 

Pru ferInnen am Entstehen des Textes beteiligt sein ko nnen. Um diesem Bedu rfnis 

gerecht zu werden, mu ssen die Regeln der Leichten Sprache fu r jegliche Kommuni-

kationsanla sse erweitert werden (Maaß et al. 2014: 75). Im Rahmen dieser Arbeit 

soll diese Erga nzung des Regelwerkes fu r den Politikunterricht ausgearbeitet wer-

den, weshalb die sprachwissenschaftliche Kritik des Regelwerkes im Folgenden auf 

die politikdidaktische Perspektive u bertragen werden soll. 

 

3 . 4 . 2  Vo r a b a n n a h m e n  a u s  p o l i t i k d i d a k t i s c h e r  P e r -

s p e k t i v e  

 

Aus didaktischer Sicht wurde das Regelwerk des Netzwerks fu r Leichte Sprache nur 

sehr sporadisch durchleuchtet. Lediglich die Vermeidung von schwerer Sprache so-

wie Fremd- und Fachwo rter wurden bema ngelt, da das Regelwerk diese nicht ge-

nauer definiert und somit keinen Rahmen fu r die Verwendung einfacher Begriffe 
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bietet (Kilian 2017: 194). Dennoch lassen sich unter Einbezug der vorherig beschrie-

benen sprachwissenschaftlichen Kritik sowie unter Beru cksichtigung wesentlicher 

politikdidaktischen Leitlinien und Erkenntnisse der politikdidaktischen Auseinan-

dersetzung mit der Leichten Sprache, Hypothesen fu r die regelwerkgestu tzte Erar-

beitung von Materialien fu r den inklusiven Politikunterricht formulieren. Abschlie-

ßend sollen diese aus der Forschung abgeleiteten Vorabannahmen dazu dienen, eine 

theoriegeleitete Auswertungstabelle zu erstellen, die alle wesentlichen Kategorien 

zur Analyse der Interviews zusammenfasst. 

 

Grundannahme dieser Arbeit ist, dass aus politikdidaktischer Sicht ein Bedarf an 

leichtsprachigen Materialien fu r den Politikunterricht besteht. Es wird angenom-

men, dass diese zumeist von den LehrerInnen selbst verfasst werden, die nur selten 

u ber eine hohe u bersetzungswissenschaftliche Expertise verfu gen. Ebenso ist anzu-

nehmen, dass sie nur selten Erfahrungen mit Leichter Sprache im Politikunterricht 

gesammelt haben, weshalb es auch ein Interesse an einem hilfreichen und wissen-

schaftlich fundierten Regelwerk fu r Leichte Sprache sowie an Angeboten der Lehre-

rInnenbildung gibt. Aus diesem Grund muss zu Beginn der Interviews herausgestellt 

werden, welche Vorerfahrungen die LehrerInnen mit leichtsprachigen Regelwer-

ken mitbringen, welche Bedarfe sie an leichtsprachige Materialien haben und in-

wiefern Leichte Sprache Teil ihrer LehrerInnenbildung ist. 

 

Oberstes Ziel der Verwendung Leichter Sprache innerhalb der Gesellschaft sowie im 

Politikunterricht ist es, Personen mit Beeintra chtigungen Zugang zu Informationen 

zu ermo glichen, um die Inklusion ebendieser in der Schule und in der Gesellschaft 

zu befo rdern. Vermutlich bietet das Regelwerk hierbei einerseits das Potenzial, die 

gesellschaftliche und schulische Partizipation zu besta rken. Andererseits schafft es 

durch die Etablierung einer eigenen Sprache auch eine eigene Sprachwelt, die kein 

hohes Ansehen erfa hrt. Somit kann die Anwendung der Regeln fu r Leichte Sprache 

auch die Exklusion der Schu lerInnen aus schulischen und gesellschaftlichen Dis-

kursen fo rdern. Es wird also zu untersuchen sein, inwiefern Inklusion durch die Re-

geln der Leichten Sprache verwirklicht und Partizipation und Teilhabe gefo rdert 
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werden und/oder inwiefern die Exklusion der Schu lerInnen dadurch verscha rft 

wird. 

 

Ein weiteres Ziel der Verwendung Leichter Sprache ist es, das Leseverstehen der 

Schu lerInnen zu unterstu tzen. Hierbei ist es denkbar, dass das Regelwerk einheitli-

che Standards fu r die inhaltliche Reduzierung und die didaktische sowie sprach-

liche Reduktion der Ausgangstexte bietet. Vor dem Hintergrund, dass das Regel-

werk starre Regeln vorgibt, die sich nur unzureichend auf eine Vielzahl von Kommu-

nikationskontexten u bertragen lassen, la sst sich allerdings vermuten, dass das Re-

gelwerk gerade in Bezug auf die inhaltliche Reduzierung lu ckenhaft ist und den spe-

ziellen Anforderungen des Politikunterrichts nicht genu gt. Zudem ist das Regelwerk 

kein didaktischer Leitfaden fu r die didaktische Reduktion, weshalb auch hier eine 

Grenze des Gebrauchs der Regeln fu r Leichte Sprache bestehen kann, wenngleich es 

die LehrerInnen auch dabei unterstu tzt, die individuelle Fo rderung der fach- und 

sprachbezogenen Kompetenzen zu fo rdern, indem es einen Maßstab fu r das Verfas-

sen leichtsprachiger Texte bereitstellt. Die in den Regeln fu r Leichte Sprache festge-

haltenen Reglementierungen geben auch einen eindeutigen Rahmen fu r die sprach-

liche Reduktion der Ausgangstexte. Doch auch hierbei sind die Regeln auf Wort-, 

Satz- und Textebene sowie die Vorgaben fu r Zahlen und Zeichen sowie Gestal-

tung und Bilder hinsichtlich ihrer Potenziale und Grenzen zu hinterfragen. In vie-

lerlei Hinsicht widersprechen die Vorgaben allerdings auch wesentlichen Grundsa t-

zen der Politikdidaktik, beispielsweise das Verbot von Fachbegriffen und Fremd-

wörtern, und sind deshalb in der schulischen Praxis nicht anwendbar. Vermutlich 

wird die Verwendung von Fachbegriffen in Bezug auf die Sprachniveauförderung 

und die Kompetenzfo rderung im fachwissenschaftlichen Diskurs eine große Heraus-

forderung bei der regelgestu tzten Materialentwicklung sein, weshalb die Verwen-

dung von Fremdwo rtern und Fachbegriffen eine eigene Kategorie bei der Analyse 

des Regelwerkes darstellt. 

 

Andere Regeln u berschreiten vermutlich ebenfalls die Expertise der Lehrkra fte, weil 

sie zu unspezifisch formuliert sind. Beispielsweise werden sie vor die Aufgabe ge-

stellt, selbst zu entscheiden, welche Wo rter als bekannt vorausgesetzt werden 
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ko nnen, wie Wo rter sinnvoll durch den Bindestrich getrennt werden ko nnen, wann 

positive Sprache statt negative angemessen ist oder welche Wo rter Genitive und den 

Konjunktive ersetzen ko nnen, ohne die Inhalte des Ausgangstextes zu stark zu ver-

a ndern. Angesichts der Vielzahl unzureichender Wortregeln kann es sein, dass diese 

die LehrerInnen nur wenig beim Verfassen eigener Texte unterstu tzen und deshalb 

einer Erweiterung fu r den Politikunterricht bedu rfen. 

 

A hnlich verha lt es sich auch mit den Regeln fu r Zahlen und Zeichen. Hier ist das Re-

gelwerk in Bezug auf die Nutzung arabischer Zahlen, die Schreibung von Ziffern und 

die Darstellung von Telefonnummern eindeutig. Diesbezu glich werden die LehrerIn-

nen womo glich gut durch die Regeln fu r Leichte Sprache unterstu tzt. Die Regeln fu r 

die Verwendung von Satz- und Sonderzeichen sowie zur Ausschreibung von Daten 

sind hingegen zu lu ckenhaft und stellen die Lehrkra fte wieder vor die Herausforde-

rung, das Regelwerk nach eigenem Ermessen und unter Einbezug der Bedarfe ihrer 

Schu lerInnen zu erga nzen. Andere Regeln wie das Verbot von Jahreszahlen, hohen 

Zahlen und Prozentzahlen sind fu r den Gebrauch im Kontext des Politikunterrichts 

nicht sinnvoll, da sie verhindern, historische Zusammenha nge und Zahlenra ume 

darzustellen. Eine Anwendung dieser Regeln ist mo glicherweise auszuschließen. 

 

Ebenso herausfordernd stellen sich die Regeln fu r die Gestaltung von Sa tzen dar. Da 

sie keine Regeln zur Verwendung unterschiedlicher Satztypen benennen, den Auf-

bau einer einheitlichen Satzstruktur pra ferieren und eine Aneinanderreihung von 

Hauptsa tzen herbeifu hren, widersprechen sie der ga ngigen Orthografie der deut-

schen Sprache und erschweren die Darstellung von semantischen Zusammenha n-

gen und argumentativen Gefu gen. Obwohl kurze Sa tze das Leseverstehen der Schu -

lerInnen fo rdern und die Grundlage zur Vereinfachung von Texten bieten, stellen 

sich die Regeln zur Satzebene als zu komplex und abstrakt dar, sodass die Lehrkra fte 

an dieser Stelle wahrscheinlich keine wirkliche Hilfe durch das Regelwerk erfahren 

werden. 

 

Auch die Verwendung der Regeln auf Textebene ist nicht unproblematisch. Keine 

Fragen im Text zu verwenden oder Verweise zu vermeiden ist fu r den schulischen 
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Gebrauch undenkbar. Gerade letztere schaffen Koha renzen, die Zusammenha nge 

verdeutlichen und somit unumga nglich fu r die Fo rderung des Leseverstehens sind. 

Ein Verzicht auf Fragen und Verweise wird bei der Materialentwicklung fu r den Po-

litikunterricht deshalb wahrscheinlich nicht stattfinden. Ebenso kann das politisch 

korrekte Gendern auch das Verstehen der Texte erschweren. Wie bei der Vera nde-

rung der Ausgangstexte liegt hierbei das Ermessen wieder bei den Lehrkra ften und 

ihrer Einscha tzung in Bezug auf das Vorwissen und die Kompetenzen der Schu lerIn-

nen. Diese Verantwortung kann mit sich bringen, dass die Schu lerInnen, gerade in 

Bezug auf die inhaltliche Verku rzung leichtsprachiger Texte, darauf angewiesen 

sind, reflektierte Materialien zur Verfu gung gestellt zu bekommen. Das U berwa lti-

gungsverbot und das Kontroversita tsgebot des Beutelsbacher Konsenses bei der 

Textgestaltung einzuhalten liegt in der Verantwortung der LehrerInnen. Somit ist 

auch in Bezug auf die Textgestaltung die Unterstu tzung des Regelwerks nicht voll-

kommen deckungsgleich mit den Bedarfen des Politikunterrichts. 

 

Einzig die Regeln zur Gestaltung und Bilder sind sinnvoll und unterstu tzen die Leh-

rerInnen dabei, semantische Zusammenha nge zu verdeutlichen und das Leseverste-

hen der Schu lerInnen zu sta rken. Die Regeln zur Verwendung einer einfachen, seri-

fenlosen Schrift, zum linksbu ndigen Layout, zur Schreibung eines Satzes pro Zeile, 

zum Vermeiden von Zeilenspru ngen und die Vorgaben fu r U berschriften und Ab-

sa tze sind vermutlich genauso hilfreich wie die Regeln zur Verwendung scharfer und 

klarer Bilder und die Aufforderung dazu, dickes Papier zu verwenden. Hierbei birgt 

das Regelwerk ein großes Potenzial fu r den Einsatz bei der Materialentwicklung fu r 

den Politikunterricht. 

 

Gerade was die Verwendung des Regelwerkes bei der Erstellung von Materialien fu r 

den inklusiven Politikunterricht anbelangt, du rfen grundlegende politikdidaktische 

Leitlinien nicht vernachla ssigt werden. Hierbei sind zum einen die Einhaltung des 

Beutelsbacher Konsenses und zum anderen der Einbezug der politikdidakti-

schen Prinzipien bei der regelwerkgestu tzten Erstellung von Materialien zu hinter-

fragen. Vermutlich la sst sich hierbei lediglich die SchülerInnenorientierung prob-

lemlos verwirklichen. Die Erstellung individueller Materialien und die 
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schu lerInnenbezogene Kompetenzfo rderung stehen unter Einbezug der Interessen 

und der Lebenswelt der Schu lerInnen bei dieser Maxime im Vordergrund. Das Re-

gelwerk unterstu tzt durch seinen inkludierenden Anspruch diese Leitlinie, weshalb 

zu vermuten ist, dass es den LehrerInnen gelingt, unter Einbezug des Regelwerkes 

schu lerInnenorientierte Materialien zu verfassen.  

 

Schwieriger gestaltet es sich allerdings bei der Einhaltung des Kontroversitätsge-

botes und der Verwirklichung des Überwältigungsverbotes. Die Vereinfachung 

und Reduzierung des Inhaltes und der Sprache durch das Regelwerk ko nnen dazu 

fu hren, dass eine Thematik nicht aus unterschiedlichen Perspektiven heraus darge-

stellt wird. Die fehlende Multiperspektivita t widerspricht dem Kontroversita tsge-

bot, weshalb das Regelwerk hierbei ein Hindernis darstellen kann. An unterschied-

lichen Stellen wurde auch angemerkt, dass der normative Duktus der Leichten Spra-

che, der durch die sprachlichen Regulierungen der Regelwerke entsteht, sowie die 

Asymmetrie zwischen U bersetzerInnen und AdressatInnen, also zwischen LehrerIn-

nen und Schu lerInnen, und die Deutungsmacht, die den LehrerInnen bei der Aus-

wahl der sprachlichen Mittel sowie der Inhalte zukommt, die U berwa ltigung der 

Schu lerInnen sta rken. Somit la sst sich annehmen, dass die Verwendung des Regel-

werkes die Einhaltung des U berwa ltigungsverbotes eher erschwert statt unter-

stu tzt. 

 

Wenn durch das Regelwerk die Einhaltung des Kontroversita tsgebotes und des 

U berwa ltigungsverbotes erschwert wird, kann auch die Wirkung des Regelwerkes 

auf wichtige politikdidaktische Prinzipien wie der politischen Urteilsbildung und 

der Handlungsorientierung hinterfragt werden. Mangelnde Kontroversita t und In-

doktrination durch leichtsprachige Texte ko nnen sich negativ auf die politische Ur-

teilsfähigkeit der Schu lerInnen auswirken. Andererseits ist allerdings auch denk-

bar, dass die Schu lerInnen durch leichtsprachige Texte Zugang zu fachspezifischen 

Informationen erlangen, auf dessen Grundlage sie ein fundiertes konzeptuelles Deu-

tungswissen aufbauen ko nnen. Auf dieser Basis wa re es denkbar, die politische Ur-

teilsfa higkeit anhand regelkonformer Materialien zu fo rdern. Selbiges ist auch fu r 

die Handlungsorientierung denkbar. Sofern das Prinzip der 
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Schu lerInnenorientierung eingehalten wird, kann die Einhaltung der Handlungsori-

entierung impliziert werden. Dennoch ist hier - wie auch bei der gesellschaftlichen 

und schulischen Inklusion und Teilhabe - zu hinterfragen, inwiefern die eigene 

sprachliche Welt der Leichten Sprache die Schu lerInnen darin behindert, stan-

dardsprachlich Diskurse zu verstehen, und ihnen deshalb die Chance nimmt, außer-

halb des leichtsprachigen Kontextes politisch zu handeln. 

 

Teilhabe bietet auch das Prüfen der leichtsprachigen Materialien. Im schulischen 

Kontext ero ffnet das Regelwerk hierbei die Mo glichkeit, die Asymmetrie zwischen 

LehrerInnen und Schu lerInnen in Bezug auf die inhaltliche Deutungsmacht zu u ber-

winden und die U bersetzungsexpertise der Lehrkra fte infrage zu stellen. Zudem 

ko nnen die Bedu rfnisse vieler Schu lerInnen auf diese Weise in die Erarbeitung der 

Materialien einbezogen werden, was Bevorzugungen oder Benachteiligungen entge-

genwirkt. Zudem ero ffnet das Regelwerk die Chance, dass sich Schu lerInnen vertieft 

mit den Inhalten der Texte auseinandersetzen. Das Regelwerk kann demnach den 

Anstoß geben, die Schu lerInnen mehr in die Materialentwicklung einzubeziehen, 

was vor dem Hintergrund der Partizipation positiv zu bewerten ist. Allerdings legt 

es keine klaren Regeln fu r die Pru fung fest und beschreibt auch nicht, in welchem 

Rahmen es im Kontext der Schule mo glich und sinnvoll ist, weshalb hier wieder eine 

Erga nzung der Regeln durch die Expertise der Lehrkra fte mo glich sein kann. 

 

Letztendlich soll auch die Praktikabilita t der Regeln fu r Leichte Sprache im schuli-

schen Kontext hinterfragt werden. Mo glicherweise lassen sich nicht alle Regeln im 

schulischen Kontext anwenden und bedu rfen einer Erga nzung fu r die politische Bil-

dung. Deshalb stellt der Gebrauch des Regelwerks eine besondere Herausforderung 

fu r die LehrerInnen dar. Es ist denkbar, dass die U bersetzung ihnen ein zu hohes 

Maß an u bersetzungswissenschaftlicher Expertise und zeitliche Ressourcen abver-

langt und deshalb nur schwierig mit der schulischen Praxis vereinbar ist. Anderer-

seits kann es sein, dass das Regelwerk insgesamt einen gut strukturierten Leitfaden 

zur Erstellung leichtsprachiger Materialien bietet und die LehrerInnen bei der Er-

stellung leichtsprachiger Materialien fu r den inklusiven Politikunterricht unter-

stu tzt.  
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In der nachfolgenden Tabelle wird deutlich, welche Kategorien sich aus der voraus-

gegangenen Auseinandersetzung mit der Leichten Sprache fu r die Analyse der Re-

geln fu r Leichte Sprache ergeben und wie sie definiert werden: 

  

 

Kategorie Definition 

Vorerfahrung 
 
 

Erfahrungen, welche die LehrerInnen im Vorfeld des Inter-
views bereits mit Leichter Sprache/leichtsprachigen Regel-
werken gemacht haben 

Bedarf an leichtsprachigen Mate-
rialien 

Unterrichtskonzepte, in denen leichtsprachige Materialien fu r 
den inklusiven Politikunterricht beno tigt werden 

LehrerInnenbildung Erfahrungen mit Leichter Sprache im Rahmen der LehrerIn-
nenaus- und Fortbildung 

  
Inklusion 
 

Im gesellschaftlichen und schulischen Rahmen ein Prozess, 
um sozial konstruierte und persönliche Barrieren aufzulösen 
und allen Menschen unter Wertschätzung ihrer Unterschiede 
gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen 

Exklusion Ausschluss von Personen durch Barrieren jeglicher Art aus al-
len Bereichen des gesellschaftlichen und schulischen Lebens 

  
Leseverstehen Schaffung semantischer Zusammenha nge innerhalb der 

Texte, die das inhaltliche Verstehen der Schu lerInnen fo rdern 
Inhaltliche Reduzierung Inhaltliche Vereinfachung des Ausgangstextes 
Didaktische Reduktion Inhaltliche sowie sprachliche Anpassung und Vera nderung 

des Ausgangstextes unter Einbezug didaktischer Leitlinien fu r 
den inklusiven Politikunterricht 

Sprachliche Reduktion 
a) Wortebene 
b) Satzebene 
c) Textebene 
d) Zahlen und Zeichen 
e) Gestaltung und Bilder 

Sprachliche Vereinfachung des Ausgangstextes auf Wort-, 
Satz- und Textebene, in Bezug auf Zahlen und Zeichen sowie 
Gestaltung und Bilder 

  
Sprachniveaufo rderung 

a) Fremdwo rter und Fach-
begriffe 

Verwendung der Leichten Sprache als U bergangsvarieta t, um 
die (bildungs-)sprachlichen Kompetenzen der Schu lerInnen 
zu fo rdern. Hierzu za hlt auch die Verwendung von Fremdwo r-
tern und Fachbegriffen, welche die innerfachliche Diskursfa -
higkeit fo rdern 

  
Beutelsbacher Konsens 

a) Schu lerInnenorientie-
rung 

b) Kontroversita tsgebot 
c) U berwa ltigungsverbot 

Grundlegende Maximen der politischen Bildung, welche die 
Einhaltung der Schu lerInnenorientierung, d. h. der Orientie-
rung an der Lebenswelt und den Interessen der Schu lerInnen 
zugunsten ihrer politischen Handlungsfa higkeit, des Kontro-
versita tsgebotes, d. h. der multiperspektivischen Darstellung 
kontroverser Inhalte und des U berwa ltigungsverbotes, d. h. 
der Vermeidung der Indoktrination der Schu lerInnen beinhal-
tet 
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Politikdidaktische Prinzipien 
a) Politische Urteilsbildung 
b) Handlungsorientierung 

Politikdidaktische Prinzipien sind Leitlinien der Planung und 
Reflexion des Politikunterrichts. Nach dem Prinzip der politi-
sche Urteilsbildung sollen die Schu lerInnen im Politikunter-
richt lebensweltlichen und politischen Entscheidungssituati-
onen begegnen. Unter Einbezug von Sach- und Werturteilen 
sollen in diesem Rahmen rationale Urteile gefa llt werden. Die 
Handlungsorientierung beinhaltet, dass die Schu lerInnen in-
nerhalb der politischen Bildung die Notwendigkeit erfahren, 
politisch ta tig zu werden und innerhalb gesellschaftlicher Pro-
zesse zu partizipieren 

  

Pru fen Schu lerInnen u berpru fen die leichtsprachigen Texte unter 
Einbezug ihrer eigenen Fa higkeiten, Bedarfe und Interessen. 
Das Pru fen ist eine Mo glichkeit der Teilhabe an der Material-
entwicklung. Leichtsprachige Texte werden gema ß der Pru -
fung u berarbeitet 

  

Praktikabilita t Anwendung des Regelwerkes in der schulischen Praxis 

 

4 .  Fo r s c h u n g s d e s i g n  

4 . 1  Fe l d z u g a n g  

Die qualitative Inhaltsanalyse zeichnet sich dadurch aus, dass das zu analysierende 

Material immer im Zusammenhang seiner Entstehung betrachtet wird. Fu r die hier-

bei analysierten Interviews gilt es daher, den Kommunikations- und Entstehungszu-

sammenhang zu offenbaren. Die Darstellung des Feldzugangs dient der Nachvoll-

ziehbarkeit des Entstehungsprozesses der Interviews. Sie ist somit unverzichtbar 

fu r die Verifizierbarkeit der Analyse. Sie dient der Reflexion des Forschungsprozes-

ses und dem kritischen Auseinandersetzen mit dem Material (Mayring 2015: 50). Im 

Folgenden werden deswegen die Entstehungssituation, die Auswahlstrategie und 

der Feldzugang beschrieben. 

 

Fu r die Forschung dieser Arbeit wurden insgesamt fu nf Interviews im Zeitraum Juni 

bis Mitte August 2019 mit unterschiedlichen Lehrkra ften und Sonderpa dagogInnen 

gefu hrt. Sowohl die Vorbereitungen als auch die Einholung der Genehmigungen sei-

tens der Schulbeho rde und der Schulleitungen hat viel Zeit gekostet (s. Anhang: i)3. 

Der Kontakt zu den TeilnehmerInnen kam auf unterschiedliche Weise zustande. 

 

3 Sämtliche Anhänge können auf Nachfrage bei der Verfasserin eingesehen werden. 
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Einige InterviewpartnerInnen waren bereits aus dem Praxissemester be-

kannt.mAlle Absprachen fanden im Vorfeld telefonisch oder per Mail statt. Alle In-

terviewpartnerInnen zeigten ein großes Interesse am Thema Leichte Sprache und 

waren bereit, Materialien mithilfe des Regelwerks fu r ihre Lerngruppen zu erstellen. 

Zwei dieser erstellten Materialien wurden nach den Interviews fu r die Forschung 

zur Verfu gung gestellt (s. Anhang: ix-xviii). Bei der Auswahl der LehrerInnen habe 

wurde besonders darauf geachtet, unterschiedliche Schulformen und Jahrga nge in 

die Forschung einzubeziehen. Es wurden zwei Materialien fu r die Oberschule fu r 

den siebten und achten Jahrgang sowie drei Materialien fu r das Gymnasium fu r die 

fu nfte und siebte/achte Klasse und ein Material fu r die Oberstufe erstellt. Vier Leh-

rerInnen unterrichteten zum Zeitpunkt der Interviews Politik oder das interdiszip-

lina re Fach Gesellschaft und Politik (GuP). Eine Lehrkraft arbeitete hauptsa chlich in 

der LehrerInnenbildung fu r den Bereich Politik. Drei der Lehrpersonen haben eine 

Fakultas im Fach Politik. Zwei der Interviewten sind ausgebildete Sonderpa dagogIn-

nen und ko nnen jahrelange Erfahrungen in GuP und Politik aufweisen. Die Inter-

views wurden in den Ra umlichkeiten der Schulen gefu hrt. Alle Teilnehmenden ha-

ben sich ausreichend Zeit genommen. Vor den Interviews wurden grundlegende 

Formalia wie die Informationen zum Datenschutz sowie die Einwilligungserkla rung 

zum Interview verlesen, erla utert und unterzeichnet (s. Anhang: ii-iii). Die Inter-

views dauerten im Durchschnitt eine halbe Stunde und wurden nicht in erheblichem 

Maße unterbrochen. Alle Beteiligten waren interessiert und professionell. Die Inter-

views wurden mithilfe eines Diktiergera ts aufgenommen. Um die Interviewsituatio-

nen und wichtige Merkmale der Interviews festzuhalten, habe ich im Anschluss an 

die Befragungen zudem einen Protokollbogen nach dem Muster der Fachhochschule 

Nordwestschweiz ausgefu llt (s. Anhang: xix). Alle Interviews wurden digital 

transkribiert (s. Anhang: xx-lxxi). Bei der Transkription wurde sich zumeist an den 

Normen der Standardorthografie orientiert. Pausen, Wortku rzungen und Interjekti-

onen wurden allerdings mitgeschrieben, da sie - abha ngig vom Kommunikations-

kontext - bedeutsam fu r die Interpretation des Gesagten sind (Langer 2013: 518-

519). Die Regeln der erstellten Transkriptionen orientieren sich an den Vorgaben 

Antje Langers (Langer 2013: 521-524). Um das Gesagte besser nachvollziehen zu 
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ko nnen, wurden sie fu r diese Arbeit umgewandelt und angepasst. Eine Erkla rung 

unterschiedlicher Zeichen findet sich jeweils zu Beginn der Transkripte (s. Anhang). 

 

4 . 2  D a t e n e r h e b u n g s m e t h o d e  –  D a s  p r o b l e m -

z e n t r i e r t e  E x p e r t e n i n t e r v i e w  

 

Ein sehr ga ngiges Instrument zur Datenerhebung in unterschiedlichen Kontexten 

der qualitativen Sozialforschung sind Experteninterviews. Sie zeichnet aus, dass sie 

Erkenntnisse zu einem Themengebiet schaffen, das gemeinsam mit einem fu r diese 

Fachgebiet als relevant erachteten Akteur durchleuchtet wird (Bogner/Menz 2002: 

7). Um Leichte Sprache im Rahmen des Politikunterrichtes zu erforschen, wurden 

deshalb Experteninterviews mit Personen gefu hrt, die aufgrund ihrer Erfahrungen 

und ihrer Ausbildung als SpezialistInnen des Faches Politik und/oder des inklusiven 

Unterrichtes gelten. 

 

Folgt man der qualitativen Sozialforschung Mayrings, kommt man schnell zu dem 

Schluss, dass das halbstrukturierte und problemzentrierte Interview viele Vorteile 

zur Beantwortung der Fragestellung dieser Arbeit mit sich bringt. Der Ablauf des 

problemzentrierten Interviews unterteilt sich in drei Phasen. Im ersten Schritt wird 

das Problem ausformuliert und analysiert (Mayring 2002: 69). Dies ist bereits im 

theoretischen Teil dieser Arbeit realisiert worden. Die Problemzentrierung ergibt 

sich aus der gesellschaftlichen Relevanz der Verbreitung der Leichten Sprache, die 

ohne wissenschaftlich fundierte Regelwerke vonstattengeht. Der Hauptgegenstand 

dieser Arbeit sowie der Gegenstand der Interviews sind demnach die Regeln der 

Leichten Sprache des Netzwerkes Leichte Sprache, da sie die sprachlichen Merkmale 

der Leichten Sprache maßgeblich vorgeben. Die Problemstellung sowie der Gegen-

stand wurden bereits im Vorfeld theoriegeleitet durchleuchtet. Aus dieser Analyse 

ließ sich vor den Interviews ein Interviewleitfaden erstellen, der die wichtigsten Kri-

terien zusammenfasst und die Expertenbefragung strukturiert. Der zweite Schritt 

des problemzentrierten Interviews nach Mayring sieht hierbei eine Pilotphase vor, 

in der Probeinterviews gefu hrt werden und der Leitfaden getestet wird, um ihn ggf. 
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zu modifizieren (Mayring 2002: 69). Angesichts des zeitlichen und personellen Auf-

wandes wurde diese Phase im Rahmen dieser Arbeit getilgt. Der Interviewleitfaden 

wurde lediglich im Rahmen des Forschungskolloquiums besprochen und u berarbei-

tet, Probeinterviews fanden nicht statt. Der dritte Schritt des problemzentrierten In-

terviews ist die Interviewphase (Mayring 2002: 69). Mayring gibt hierbei die we-

sentliche Struktur des Leitfadens und der Interviews vor, die im Folgenden erla utert 

werden sollen.  

 

 

 

4 . 3  I n t e r v i e w l e i t f a d e n  

 

Die halbstrukturierte Befragung bietet die Mo glichkeit, offene Gespra che in Bezug 

auf die regelwerkgeleitete Materialentwicklung zu fu hren, in denen die Befragten 

frei ihre Antworten formulieren ko nnen. Das versta rkt das Verstehen der interview-

ten Personen und ero ffnet die Chance, subjektive Perspektiven und Deutungen der 

Befragten zu den jeweiligen Themengebieten in Erfahrung zu bringen. Zudem ko n-

nen die ExpertInnen wa hrend der Interviews selbst thematische Zusammenha nge 

und gro ßere kognitive Strukturen entwickeln, aus denen sich mo glicherweise neue 

Erkenntnisse schließen lassen (Mayring 2002: 67-68). Die Fragen des Leitfadens so-

wie die Struktur der Interviews sind deswegen mo glichst offen gehalten. Mayring 

unterscheidet drei Arten von Fragen, welche die Interviews strukturieren. Die Son-

dierungsfragen werden einleitend zu Beginn des Interviews gestellt. Sie sind allge-

mein gehalten und stellen die subjektive Bedeutung der Problemstellung und des 

Themas fu r die befragten Personen heraus. Ihnen folgen die Leitfadenfragen, diese 

konzentrieren sich auf wesentliche Themenaspekte und bilden den Hauptteil der 

Befragung. Die Offenheit der halbstrukturierten Befragung erlaubt zudem die Ver-

wendung von Ad-hoc-Fragen. Sie ergeben sich erst im Laufe des Gespra chs und er-

mo glichen Nachfragen, die u ber den Leitfaden hinausgehen (Mayring 2002: 70).  

 



 

69 

 

Fu r offene, leitfadengestu tzte Interviews formuliert der Soziologe Jan Kruse Anfor-

derungen, um die Qualita t der Interviews und den Anspruch der offenen Gestaltung 

zu wahren. Beispielsweise sollen keine geschlossenen Fragen, das heißt Fragen, die 

mit nur wenigen Worten zu beantworten sind, oder suggestive Fragen, also Frage-

stellungen, die die Antwort des/der Befragten beeinflussen,  verwendet werden. Die 

Fragende/der Fragende darf keine Wertung oder Erwartungen in ihren/seinen Fra-

gen formulieren. Zudem sollen die Fragen eindeutig und unmissversta ndlich ausge-

dru ckt werden. In der Interviewsituation selbst ist von emphatischen Kommentaren 

abzusehen, auch Deutungsangebote seitens der Fragestellerin/des Fragestellers sol-

len vermieden werden. Es sollen zudem keine geschlossenen Nachfragen gestellt 

werden (Kruse 2015: 215-216). Bei der Formulierung der Fragen fu r den Leitfaden 

sowie in der Interviewsituation selbst habe ich versucht, den von Kruse gestellten 

Anforderungen an die Formulierung von Stimuli gerecht zu werden. Der Leitfaden, 

der im Vorfeld der Interviews angefertigt wurde, ist im Anhang dieser Arbeit einzu-

sehen (s. Anhang: iv-viii).  

 

Die Struktur des Interviewleitfadens orientiert sich an Mayrings Empfehlungen fu r 

den Aufbau von Interviews. Zu Beginn werden das grundsa tzliche Interesse am 

Thema sowie die Bedarfe und Vorerfahrungen der ExpertInnen aufgedeckt, um die 

Verbreitung des Regelwerkes und der Leichten Sprache zu hinterfragen. Bevor der 

Hauptteil des Leitfrageninterviews beginnt, wird das Material der LehrerInnen vor-

gestellt, damit deutlich wird, wofu r das Regelwerk verwendet wurde. Der Kern des 

Interviews beinhaltet alle wesentlichen Themen und Analysepunkte, die sich aus der 

theoretischen Auseinandersetzung mit leichtsprachigen Regelwerken ergeben. Die 

einleitende Frage zu jedem Frageblock soll in das Thema der Fragen einfu hren. Die 

Unterfragen stellen vertiefende Aspekte zu den einzelnen Themenbereichen heraus. 

Der erste Fragenblock dient der Evaluation des Regelwerkes. Hierbei werden seine 

Potenziale und Grenzen in Bezug auf das Leseverstehen, die inhaltliche und sprach-

liche Reduzierung, den Gebrauch von Fremd- und Fachbegriffen sowie die allge-

meine Praktikabilita t hinterfragt. Handelt es sich bei dem erstellten Material um die 

Vereinfachung eines Ausgangstextes, kann als Na chstes die Wirksamkeit des Regel-

werkes innerhalb des U bersetzungsprozesses analysiert werden. Hierzu kann der 
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zweite Fragenblock verwendet werden. Er bezieht sich auf die Vereinfachung der 

Inhalte mittels der sprachlichen Reduktion wa hrend der U bersetzung. Ist der Aus-

gangstext kein Schulmaterial, muss neben der U bersetzung auch die didaktische Re-

duktion des Ausgangsmaterials hinterfragt werden. Hierzu dient der dritte Fragen-

block. Um den didaktischen Bezug zu vertiefen, soll das Regelwerk auch in Bezug auf 

seine Potenziale und Grenzen bei der Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses, der 

Fo rderung der politischen Urteilsfa higkeit und bei der Handlungsorientierung hin-

terfragt werden. An dieser Stelle sind nur die Fragen zur Schu lerInnenorientierung 

und zur Kontroversita t sehr direkt verfasst, da davon auszugehen ist, dass die poli-

tische Urteilsfa higkeit, das U berwa ltigungsverbot und die Handlungsfa higkeit impli-

zit erfasst werden ko nnen. Die Art des Interviews la sst auch offen, explizitere Nach-

fragen diesbezu glich zu stellen, wenn die Antworten diese Bereiche nicht hinrei-

chend aufdecken. 

 

Der fu nfte Fragenblock bescha ftigt sich mit der In- bzw. Exklusion durch leichtspra-

chige Texte im Unterricht, bezogen auf die gesellschaftliche Inklusion ist die For-

schung bisher ambivalenter Auffassung. Einerseits verschafft Leichte Sprache Zu-

gang zu komplexen Inhalten, weshalb sie die Inklusion fo rdert. Andererseits schafft 

sie eine eigene Sprachkultur, was zur Ausgrenzung der LeserInnen leichtsprachiger 

Texte fu hren kann. Fu r die Inklusion im Politikunterricht gibt es bisher keine Er-

kenntnisse, weshalb dieser Fragenblock von besonderem Interesse ist. Der vorletzte 

Block der Leitfadenfragen lenkt noch einmal vom genuin schulischen Kontext ab und 

hinterfragt das Regelwerk in Bezug auf seine Fo rderung der politischen Handlungs-

kompetenzen und Unterstu tzung der gesellschaftlichen Partizipation von Schu lerIn-

nen. 

 

Als letzter Block des Hauptteils soll das Pru fen durchleuchtet werden. Da die Unter-

stu tzung der regelwerkgeleiteten Materialentwicklung durch Schu lerInnen bisher 

noch nicht erforscht wurde, sind die Erkenntnisse dieses Teils besonders innovativ. 

Um bisher nicht implizierte Aspekte und Kritik an der Erarbeitung von Unterrichts-

materialien mit dem Regelwerk herauszustellen, schließt das Interview mit einer 

sehr offenen Frage nach bisher unausgesprochenen Themen und Punkten. 
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Insgesamt dient der Leitfaden der Orientierung und Strukturierung des Interviews. 

Ad-hoc-Fragen und eine Vera nderung der Reihenfolge liegen im Charakter des halb-

strukturierten Interviews, weshalb die Befragungen zwar im Kern gleich sind, aber 

auch unterschiedliche Aspekte vertiefen. 

 

4 . 4  D a t e n a u s w e r t u n g s m e t h o d e  –  D i e  q u a l i t a t i v e  I n -

h a l t s a n a l y s e  

 

Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring ermo glicht eine nachvollziehbare Ana-

lyse der Transkripte. Im Wesentlichen dient sie dazu, das in den Interviews gewon-

nene Material in Bezug auf die Fragestellung dieser Arbeit auszuwerten. Die quali-

tative Inhaltsanalyse ermo glicht es, die aus der Theorie gewonnenen Kategorien an-

hand des Interviewmaterials zu u berpru fen und mithilfe des Materials neue Katego-

rien zu generieren. Auf diese Weise gibt sie Gelegenheit, die Potenziale und Grenzen 

der Regeln fu r Leichte Sprache theoriegeleitet und mittels der Transkripte heraus-

zustellen. 

 

Im Rahmen dieser Arbeit soll bei der Inhaltsanalyse sowohl deduktiv als auch induk-

tiv vorgegangen werden. Die Anwendung der zusammenfassenden Inhaltsanalyse 

und der Strukturierung nach Mayring lassen sowohl die U berpru fung der aus der 

Theorie gewonnenen Kategorien als auch die Begru ndung neuer Kategorien auf Ba-

sis der Interviews zu. Die zusammenfassende Inhaltsanalyse ermo glicht die induk-

tive Bildung neuer Kategorien aus dem zu analysierenden Material. Sie besteht im 

Wesentlichen aus drei Schritten. Zuna chst werden Textteile zu Kodiereinheiten zu-

sammengefasst. Diese Einheiten werden in einem zweiten Schritt paraphrasiert und 

abstrahiert. Sich aufeinander beziehende Paraphrasen werden zusammengefasst, 

was der Reduzierung und Selektion des Materials dient. In einem letzten Schritt wer-

den aus den Kodiereinheiten und ihren Paraphrasen Kategorien abgeleitet, die in 

einem Kodierleitfaden zusammengefasst werden. Dieser beinhaltet die Kategorien 

und ihre Definitionen, Ankerbeispiele aus den Transkripten und die Paraphrasen. 

Damit die Abgrenzungen der einzelnen Kategorien deutlich werden, werden im 
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Kodierleitfaden auch Kodierregeln festgehalten. Um die Kategorien zu u berpru fen 

und um das Kodiersystem an die induktiv gewonnenen Erkenntnisse anzupassen, 

wird die Inhaltsanalyse mehrfach wiederholt (Gla ser-Zikuda 2013: 138-140). 

Gleichzeitig soll die inhaltsanalytische Technik der Strukturierung nach Mayring die 

kriteriengeleitete Deutung des Materials unterstu tzen. Das Vorgehen ist hierbei de-

duktiv. Anhand der sich aus der Auseinandersetzung mit der Forschung ergebenden, 

theoriegeleiteten Kategorien sowie unter Einbezug der Fragestellung werden die in-

haltlichen Aspekte der Interviews den Kategorien zugeordnet. Hierzu werden diese 

zuna chst in den Transkripten gekennzeichnet und herausgefiltert. Anschließend 

werden sie im Kodierleitfaden zusammengefasst (Mayring 2002: 118-120). 

 

Die Auswertung der Daten im Kontext dieser Arbeit ist demnach sowohl deduktiv 

als auch induktiv. Das theoriegeleitete Kategoriensystem wird mittels der transkri-

bierten Interviews u berpru ft. Zudem ero ffnet die qualitative Inhaltsanalyse die Mo g-

lichkeit, neue Kategorien aus den Befragungen in Bezug auf die Verwendung des Re-

gelwerkes im inklusiven Politikunterricht zu generieren. Alle gewonnenen Erkennt-

nisse werden im Anschluss an die Analyse unter Einbezug der theoretischen For-

schung interpretiert. 

 

4 . 5  A n a l y s e  d e r  B e f u n d e  

 

Betrachtet man die transkribierten Interviews, stellt man fest, dass alle Kategorien 

in die Antworten der Befragten einbezogen wurden. Viele Fragen wurden einheitlich 

beantwortet, andere wurden spezifiziert, sodass die Bildung neuer Unterkategorien 

notwendig war, um die Aussagen der interviewten Personen im Kategoriensystem 

abzubilden. Im Folgenden sollen Kategorien mit den Antworten der Befragten zu-

sammengefasst werden. 

 

Die erste Kategorie bescha ftigt sich mit den Vorerfahrungen der LehrerInnen. Wa h-

rend der Zuordnung stellte sich heraus, dass es sinnvoll ist, zwischen Vorerfahrun-

gen mit der Leichten Sprache, Regelwerken der Leichten Sprache und Erfahrungen 
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mit den Regeln fu r Leichte Sprache zu unterscheiden. Es la sst sich feststellen, dass 

alle LehrerInnen im Rahmen der schulischen Differenzierung Erfahrungen damit ha-

ben, versta ndliche Informationen zu formulieren. Leichte Sprache ist allen bekannt, 

wobei lediglich GP03S bereits Texte in Leichter Sprache verfasst hat (GP03S: Z. 4-

19). DP04L und DP05L kennen leichtsprachige Texte aus Webtexten o ffentlicher In-

stitutionen wie den Bundesministerien, der Seite der Senatorin fu r Bildung oder der 

Bundeszentrale fu r politische Bildung (DP04L: Z. 4-6/DP05L: Z. 3-4). Das Regelwerk 

selbst war DP04L und DP05L ebenfalls bekannt, wenngleich sie noch keine Texte mit 

ihm verfasst haben (DP04L: Z. 26/DP05L: Z. 19-21). Auch MP02L und GP03S haben 

keine Vorerfahrungen mit den Regeln fu r Leichte Sprache. Ihnen sind allerdings a hn-

liche Regeln von Inclusion Europe „Sag es einfach!“, von Onlinesoftwares zur Ermitt-

lung des Lesbarkeitsindexes und vom Scaffolding, einer Methode zum sukzessiven 

Erweitern der sprachlichen Kompetenzen, bekannt (MP02L: Z. 50-54/GP03S: 32-

34). 

 

Auch was den Bedarf an leichtsprachigen Materialien anbelangt, war es no tig, diese 

Kategorie differenzierter zu fassen. Wa hrend der Zuordnung stellte sich heraus, dass 

der Bedarf seitens der LehrerInnen davon zu unterscheiden ist, welches Interesse 

die interviewten LehrerInnen seitens der Schu lerInnen wahrnehmen. DP04L ver-

mutet, dass es seitens der Schu lerInnen keinen Bedarf an leichtsprachigen Texten 

gibt (DP04L: Z. 21-23). Die LehrerInnen fu hren hingegen unterschiedliche Gru nde 

zur Verwendung leichtsprachiger Materialien an. Gesamtgesellschaftlich betrachtet 

beno tigt man in der Schule leichtsprachige Materialien, um zwischen der Fachspra-

che und einer zunehmend vereinfachten Sprache in den digitalen Medien zu vermit-

teln (SP01S: Z. 38-45). Zumeist wird die aufkommende Inklusion genannt, die den 

Bedarf an leichtsprachigen Materialien ero ffnet. Auch die hohe Anzahl an migrieren-

den Schu lerInnen, die Deutsch als Zweitsprache erlernen, begru ndet den Wunsch 

nach leichtsprachigen Materialien (GP03S: Z. 67-74). Aber auch Regelschu lerInnen 

haben einen erho hten Bedarf an Leichter Sprache (DP05L: Z. 9-16). Die Sprache in 

Fachbu chern ist, so MP02L, zu komplex, weshalb es leichtsprachiger Materialien be-

darf (MP02L: Z. 29-32). DP04L merkt diesbezu glich an, dass das Verfassen 
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leichtsprachiger Texte die Expertise der LehrerInnen u bersteigt, weshalb sie einen 

Bedarf an bereits vorbereiteten Themen und Arbeitsauftra gen sieht (DP04L: Z. 198-

203). 

 

In Bezug auf die LehrerInnenbildung sind den meisten LehrerInnen Angebote zur 

Formulierung versta ndlicher Materialien und zum sprachsensiblen Politik-/GuP-

Unterricht bekannt (SP01S: Z. 32-35/MP02L: Z. 6-8/GP03S: Z. 59-65). Lediglich 

DP05L sieht keinen Bedarf an Fortbildungen fu r LehrerInnen, weil das Regelwerk 

selbsterkla rend ist (DP05L: Z. 26-28). 

 

Die folgende Kategorie bescha ftigen sich mit der Inklusion durch Leichte Sprache. 

Inklusion wird hierbei zuna chst allgemein betrachtet und anschließend wird sich im 

Spezifischen auf die gesellschaftliche Teilhabe und den schulischen Kontext bezo-

gen. Im Allgemeinen la sst sich feststellen, dass sich gesellschaftliche Themen mit 

Leichter Sprache erkla ren lassen. DP04L merkt allerdings auch an, dass man gar 

nicht alles verstehen muss, um gesellschaftlich teilzunehmen (DP04L: Z. 286–295). 

Schulische Inklusion fordert regelrecht einen differenzierten und sprachsensiblen 

Unterricht (MP02L: Z. 32-36). Durch Leichte Sprache ko nnen komplizierte politische 

Sachverhalte erla utert und auf diese Weise kann Schu lerInnen Zugang zu politischen 

Themen verschafft werden, was die Grundlage ihrer gesellschaftlichen Partizipation 

ist (SP01S: Z. 144-161). Auch GP03S merkt an, dass die gesellschaftliche und schuli-

sche Inklusion durch Leichte Sprache erleichtert werden kann (GP03S: Z. 295-304). 

DP05L a ußert zudem, dass die Verwendung Leichter Sprache im schulischen Kon-

text zuku nftig die gesellschaftliche Teilhabe betroffener Personen sta rken kann, da 

sie die gesellschaftliche Verwendung der Leichten Sprache etablieren (DP05L: Z. 

201-206). 

 

Die befragten LehrerInnen problematisieren die Leichte Sprache in Bezug auf ihre 

ausschließende Wirkung unterschiedlich. So merkt DP04L an, dass Leichte Sprache 

nicht alle Teilhabebarrieren beeintra chtigter Personen lo st (DP04L: Z. 204-227). Um 

am fachsprachlichen Diskurs teilzunehmen, muss die spezifische Fachsprache er-

lernt werden (SP01S: Z. 133-143). Auch MP02L kritisiert die Verwendung der 
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Leichten Sprache. Diese legt zwar die Schwierigkeiten der Schu lerInnen offen, aller-

dings sind leichtsprachige Texte oft auch lebensfremd (MP02L: Z. 197-203). Zudem 

fu hrt, so GP03S, die o ffentliche Verteilung leichtsprachiger Texte zur Abwertung der 

Leichten Sprache und derer, die sie nutzen. Er begru ndet diesen Prestigeverlust mit 

der Verurteilung der Leichten Sprache durch LeserInnen eines ho heren Leseniveaus 

(GP03S: Z. 330-337). 

 

Fu r die Kategorie des Leseverstehens la sst sich festhalten, dass leichtsprachige Un-

terrichtsmaterialien, insbesondere leichtsprachige Fragestellungen, Schu lerInnen 

dazu befa higen, sich mit den Inhalten des Unterrichts auseinanderzusetzen und ihr 

Wissen zu pra sentieren (SP01S: Z. 74-79). DP05L merkt hierbei an, dass fu r das Ver-

stehen eines Textes nicht alle Inhalte des Ausgangstextes beno tigt werden, sodass 

irrelevante Informationen getilgt werden ko nnen (DP05L: Z. 70-75). 

 

Eine inhaltliche Vereinfachung des Ausgangstextes mithilfe des Regelwerks ist mo g-

lich. Sie fu hrt beispielsweise dazu, dass urspru ngliche Arbeitsbla tter und Lehrbuch-

seiten entzerrt und inhaltlich reduziert werden. Außerdem werden sie so struktu-

riert, dass nur ein Operator fu r eine Aufgabenstellung sowie lediglich eine Aufgabe 

pro Blatt verwendet werden (GP03S: Z. 104-111). Allerdings merkt DP04L auch an, 

dass die Vereinfachung komplexer Unterrichtsmaterialien die Expertise der Lehre-

rInnen u berschreitet. Statt vorhandene Materialien zu u bersetzen, empfindet sie es 

als einfacher, eigene Materialien zu erstellen (DP04L: Z. 43-60). 

 

Die Regeln haben auch bei der didaktischen Reduktion der Ausgangstexte geholfen 

(DP05L: Z. 65-70), wenngleich MP02L erga nzt, dass sich Internetseiten von Kinder-

nachrichtensendungen besonders eignen, leichtsprachige Texte mithilfe des Regel-

werks zu verfassen, da sie bereits einfach geschrieben sind. Auch fu gt er an, dass sich 

E-Books fu r die elektronische Verarbeitung der Ausgangstexte mehr eignen als 

Schulbuchtexte, da man sie direkt in das Dokument des Unterrichtsmaterials einfu -

gen kann (MP02L: Z. 297-316). 
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Insgesamt waren die Vorgaben zur sprachlichen Reduktion hilfreich (DP04L: Z. 80-

83). Sie haben die LehrerInnen darauf sensibilisiert, auf Versta ndlichkeit zu achten 

(DP05L: Z. 110-116). Die Kategorie der sprachlichen Reduktion musste allerdings 

bei der Zuordnung der Interviews erweitert und durch Unterkategorien erga nzt 

werden, da sich die Antworten nicht allgemein auf die Verwendung der Regeln auf 

Wort-, Satz- und Textebene, auf Zahlen und Zeichen sowie auf die Gestaltung und 

Bilder bezogen, sondern diese durch explizite Ausfu hrungen zu einzelnen Regeln 

oder Regelbu ndnissen spezifiziert wurden. Die Bildung neuer Unterkategorien be-

trifft die Wortebene. Hier wurde insbesondere auf Abku rzungen und die Binde-

strichtrennung bei Komposita sowie die Ebene der Zahlen und Zeichen eingegangen. 

Ebenso fu hrten die Befragten ihre Kritik an der  Schreibweise von Telefonnummern 

sowie die der großen Zahlen und an den Regeln zur  Gestaltung und Bebilderung 

aus. Hierbei wird weitestgehend zwischen der Layout- und Schriftgestaltung sowie 

der Verwendung von Bildern und Piktogrammen unterschieden. Bis auf die Regeln 

zur Textebene wurden alle sprachlichen Reduktionen, die das Regelwerk festlegt, 

von den Befragten kritisch kommentiert. 

 

Die Regeln zur Verwendung kurzer Wo rter und zur Vereinfachung von Begriffen sind 

nicht immer auf alle Wo rter anwendbar. Bestimmte Begriffe mu ssen, so SP01S, ver-

wendet werden. Außerdem geht aus dem Regelwerk nicht hervor, welche Wo rter als 

bekannt vorausgesetzt werden ko nnen (SP01S: Z. 197-207). Auch DP04L findet die 

Vorgaben, was die Auswahl der Begriffe anbelangt, nicht leicht umzusetzen. Zum Teil 

sind sie nicht mit der Ku rze der Sa tze vereinbar (DP04L: Z. 118-144). In Bezug auf 

die Verwendung und Erkla rung von Abku rzungen fand GP03S das Regelwerk hilf-

reich (GP03S: Z. 249-253). Er kritisiert allerdings die Bindestrichtrennung bei Kom-

posita. Diese Besonderheit der Leichten Sprache ist gesellschaftlich nicht angesehen 

und sorgt fu r Irritation und negative Verurteilung. GP03S beteuert allerdings auch, 

dass, falls diese Regel hilfreich ist, diese dennoch legitim sei (GP03S: Z. 314-319). 

 

Die Regeln der Satzebene waren SP01S bereits bekannt (SP01S: Z. 97-99). DP04L 

bema ngelt, dass die Regulierungen bezu glich kurzer Satzstrukturen die Darstellung 

kontroverser Meinungen erschweren (DP04L: Z. 456-460). 
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GP03S empfand die zahlenbezogenen Regeln als hilfreich (GP03S: Z. 256-259). Dies-

bezu glich fand SP01S die Regulierungen der Adressen und Telefonnummern unter-

stu tzend (SP01S: Z. 90-93). MP02L kritisiert hingegen gerade die Schreibweise der 

Telefonnummern, da sie nicht der spa teren Lebenswirklichkeit der Schu lerInnen 

entspricht. Er spricht sich dafu r aus, den Schu lerInnen auch noch andere, allta gli-

chere Schreibweisen von Telefonnummern na herzubringen (MP02L: Z. 212-218). 

Auch der durch das Regelwerk eingeforderte Verzicht auf große Zahlen ha lt er nicht 

fu r umsetzbar, da die Schu lerInnen durch die Herstellung von Relationen ein Gefu hl 

fu r große Mengen entwickeln sollen, um ebendiese ins Verha ltnis setzen und die 

durch sie getragenen Informationen einordnen zu ko nnen (MP02L: Z. 241-255). 

 

Die Regeln zur Schrift- und Layoutgestaltung wurden von den Befragten unter-

schiedlich angewandt und wahrgenommen. Einerseits unterstu tzen sie die Leseleis-

tung der Schu lerInnen (DP04L: Z. 82-86). Andererseits ko nnen sie frei befolgt wer-

den und sind keine strikten Vorgaben (DP05L: Z. 78-86). Aufgrund seiner Vorerfah-

rungen verwendete GP03S die Regeln zum Textlayout, zur Leserichtung und zum 

Zeilenabstand eher implizit. Aus seiner Erfahrung wa hlte er die serifenlose Schrift-

art „Norddruck“, die nicht im Regelwerk vorgeschlagen wird (GP03S: Z. 111-115). 

MP02L bema ngelt, dass die Regeln bezogen auf die Schriftarten, die Leserichtung 

und das Schreiben von Adressen nicht ausreichen, um die Schu lerInnen darauf vor-

zubereiten, komplexere Texte zu verstehen (MP02L: Z. 204-212). 

 

Auch die Verwendung von Bildern und Piktogrammen wird unterschiedlich bewer-

tet. SP01S stellt fest, dass Bilder Sachverhalte vereinfachen ko nnen (SP01S: Z. 181-

184). Auch visualisieren Piktogramme den Arbeitsauftrag, was das Verstehen unter-

stu tzt (GP03S: Z. 121-122). Die Regeln hierzu werden zumindest von DP05L als 

selbsterkla rend wahrgenommen (DP05L: Z. 123-127). MP02L fu hrt außerdem aus, 

dass auch Schu lerInnen in der Lage sind, Bilder um Text zu recherchieren und diese 

selbst einzufu gen (MP02L: Z. 286-289). Andererseits stellt DP04L heraus, dass Bil-

der und Piktogramme komplexe politische Inhalte und Begriffe nicht abbilden ko n-

nen (DP04L: Z. 92-107). 
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Die na chste Kategorie beinhaltet die Sprachniveaufo rderung und die Benutzung von 

Fachbegriffen und Fremdwo rtern innerhalb und außerhalb des schulischen Kontex-

tes. Im Allgemeinen wird das niedrige Sprachniveau der Leichten Sprache bema n-

gelt, das keine Sprachniveaufo rderung zula sst (MP02L: Z. 194-223). DP04L betrach-

tet Leichte Sprache deshalb als Einstieg, um Zugang zu Unterrichtsthemen zu erhal-

ten. Sie ist allerdings auch der Meinung, dass im Bildungsprozess ein komplexerer 

Sprachgebrauch angestrebt werden soll (DP04L: Z. 310-317). 

 

Das Verbot von Fachbegriffen und Fremdwo rtern wird durchaus ambivalent bewer-

tet. DP04L betont, dass Fachbegriffe spezifisch sind und deshalb beno tigt werden 

(DP04L: Z. 153-157). SP01S verzichtet hingegen im Unterricht und bei Klassenar-

beiten auf Fachsprache, weil sie schwierig zu verstehen ist und die Schu lerInnen 

u berfordert (SP01S: Z. 68-74). DP05L versucht, Fachbegriffe zu umschreiben, um 

den Text versta ndlicher zu machen (DP05L: Z. 119-120). GP03S vermittelt Fachbe-

griffe u ber zusa tzliche Tafelbilder und das Erstellen von Wo rterbu chern und Glossa-

ren (GP03S: Z. 129-150). Wa hrend es innerhalb des Unterrichts mo glich ist, auf 

Fachbegriffe und Fremdwo rter zu verzichten, ist es fu r die außerschulische Verwen-

dung wichtig, Fachvokabular im Unterricht zu benutzen und dieses zu erla utern 

(MP02L: 255-252). Auch SP01S ist der Auffassung, dass gesellschaftlich verwendete 

Fachbegriffe im Rahmen des Unterrichts aufgegriffen und erkla rt werden ko nnen, 

ohne diese ha ufig zu verwenden (SP01S: Z. 123-132). 

 

Die na chste Kategorie bezieht sich explizit auf die Einhaltung des Beutelsbacher 

Konsenses. Auch hierbei sind die Auffassungen der Lehrpersonen unterschiedlich. 

DP05L ist der Meinung, dass der Beutelsbacher Konsens trotz der Verwendung 

Leichter Sprache eingehalten werden kann (DP05L: Z. 175-176). Doch die Auslas-

sungen durch den verku rzten Satzbau ko nnen dazu fu hren, dass die Texte weniger 

kontrovers sind (DP05L: Z. 148-156). Auch GP03S ist der Auffassung, dass die Dar-

stellung kontroverser Perspektiven zu viel Platz beno tigt (GP03S: Z. 265-274). 

SP01S, MP02L und DP04L halten es allerdings fu r mo glich, kontroverse Texte in 
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Leichter Sprache zu verfassen und unterschiedliche Perspektiven darzustellen 

(SP01S: Z. 234-235/MP02L: Z. 362-365/DP04L: Z. 431-436). 

 

Auch das Prinzip der Schu lerInnenorientierung wird bei der Erstellung leichtspra-

chiger Materialien eingehalten. Die Kompetenzen und Bedu rfnisse der Schu lerInnen 

sind die Basis zur Erstellung des Unterrichtsmaterials. Sie sollen auf Grundlage der 

Arbeitsmaterialien zum eigensta ndigen Denken angeregt werden (DP04L: Z. 182-

188). 

 

In Bezug auf das U berwa ltigungsverbot merkt DP04L an, dass Lehrkra fte dazu ge-

neigt sind, Schu lerInnen mit Fo rderbedarf zu bevormunden, weshalb das Verbot be-

sonders wichtig ist (DP04L: Z. 431-436). MP02L sieht gerade was das Entgegenwir-

ken populistischer U berwa ltigung anbelangt große Potenziale in der Verwendung 

der Leichten Sprache, da sie die Schu lerInnen dazu befa higt, eigensta ndig Probleme 

zu lo sen, ihre Umwelt zu begreifen und ein eigenes Versta ndnis fu r Politisches zu 

entwickeln, ohne auf die Deutung anderer angewiesen zu sein (MP02L: Z. 423-450). 

 

MP02L ist ebenfalls der Auffassung, dass Leichte Sprache Mo glichkeiten bietet, die 

politische Urteilsfa higkeit der Schu lerInnen zu fo rdern. Indem sie inhaltliche Zu-

ga nge schafft, werden die Schu lerInnen dazu in die Lage versetzt, sich in fachliche 

Diskurse einzubringen (MP02L: Z. 367-370).  

 

Bezu glich der politischen Handlungsorientierung war es no tig, eine weitere Unter-

kategorie in das Analysesystem einzufu gen, da GP03S die Rolle von schriftlichen Ma-

terialien im handlungsorientierten Unterricht hinterfragt. Er ist der Auffassung, dass 

das Arbeitsblatt in diesem Kontext „hilfreich sein [kann], [um zu] unterstu tzen, [zu] 

erga nzen und dann auch zur Ergebnissicherung [zu] dienen“ (GP03S: Z. 280-282). 

Aber im handlungsorientierten Unterricht sind Arbeitsbla tter eher zweitrangig ge-

genu ber dem politischen Aktivismus (GP03S: Z. 278-282). Die politische Handlungs-

orientierung und die Befa higung zur politischen Teilhabe stehen, so MP02L, im Po-

litikunterricht u ber der Verwendung korrekter Fachsprache (MP02L: Z. 389-392). 

Nichtsdestotrotz verschafft die Handlungsorientierung Zugang zur Sprache, da die 
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Beschreibung der Ta tigkeit auch die Verwendung von Fachbegriffen abverlangt 

(GP03S: Z. 142-145). 

 

Das U berpru fen der Materialien durch die Schu lerInnen erachten die LehrerInnen 

als nicht notwendig und durchfu hrbar. Zwar ist eine Beratung durch die Schu lerIn-

nen sinnvoll, wenn sich die Lehrkraft bei der U bersetzung unsicher ist, da die Schu -

lerInnen ExpertInnen ihres eigenen Lebens sind. Jedoch ist das Pru fen mit dem Re-

gelwerk zu zeitaufwendig und nicht praktikabel (SP01S: Z.349-367). Es ist Teil der 

schulischen Praxis, dass schriftliche Ausarbeitungen der Schu lerInnen als Maßstab 

eines versta ndlichen Sprachniveaus dienen. Ihr Einsatz als Pru ferInnen ist zeitauf-

wendig und bedarf einer Vorstrukturierung und Vordifferenzierung (MPL02: Z. 475-

488). Sich u ber die Versta ndlichkeit von Texten im Unterricht auszutauschen und 

die Materialien an die Bedu rfnisse der Schu lerInnen anzupassen ist ga ngig (DP05L: 

Z. 235-240). DP04L betrachtet das Pru fen deshalb als nicht notwendig, wenn die 

LehrerInnen schu lerInnenorientiert arbeiten. Zudem ist sie der Auffassung, dass 

Schu lerInnen mit einem niedrigen Sprachniveau nicht dazu in der Lage sind, u ber 

ihren Sprachgebrauch zu reflektieren (DP04L: Z. 362-408). Es ist mo glich, das Pru -

fen selbst zum Gegenstand des Unterrichts zu machen (SP01S: Z. 349-367). Doch 

GP03S ist zudem der Auffassung, dass das Pru fen prima r Disziplin des fachu bergrei-

fenden Deutschunterrichtes ist (GP03S: Z. 411-416). 

 

Fu r die Kategorie der Praktikabilita t haben sich wa hrend der Zuordnung die meisten 

neuen Unterkategorien gebildet. Die Anwendung wird von den LehrerInnen in Be-

zug auf die Struktur des Regelwerks, die Ausfu hrung der Regeln, die Erstellung dif-

ferenzierter Unterrichtsmaterialien und der Nutzung der Materialien durch die 

Schu lerInnen bewertet. Allgemein la sst sich feststellen, dass mit steigender Vorer-

fahrungen das Regelwerk nur noch zur Aktivierung des Vorwissens, aber nicht mehr 

bindend zum Verfassen der Texte verwendet wird (MP02L: Z. 330-333). Fu r die An-

wendung der Regeln im Politikunterricht ist das Regelwerk nicht ausreichend, um 

den besonderen Anspru chen dieses Kontextes gerecht zu werden. Dementspre-

chend bedarf es einer U berarbeitung und Erweiterung der Regeln fu r Leichte Spra-

che.  So ist es fu r die Anwendung der Leichten Sprache im Unterricht hilfreich, wenn 
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es einheitliche Bildersammlungen, Symbolsammlungen und Schriftarten gibt 

(GP03S: Z. 165-177). Fu r schulspezifische Anliegen, beispielsweise die Verwendung 

von Operatoren, stellt das Regelwerk ebenfalls keine Standards bereit (DP04L: Z. 

177-181). 

 

Die Struktur des Regelwerks ist sinnvoll und gut nachvollziehbar. Sie erleichtert die 

Umsetzung der Regeln (DP04L: Z. 78-79). Die Markierungen der wichtigsten Regeln 

ermo glichen es, sich diese leicht zu merken (SP01S: Z. 83-87). Auch die Ausfu hrun-

gen der Regeln und Beispiele sind u bersichtlich und pra gnant, sodass man gut damit 

arbeiten kann (SP01S: Z. 165-168/GP03S: Z.86-89/DP05L: Z. 134-140). Diese Ge-

staltung ermo glicht den Einsatz des Regelwerks in unterschiedlichen Kontexten in-

nerhalb und außerhalb der Schule (MP02L: Z. 57-61). Die Anwendung der Regeln im 

individuellen, inklusiven und differenzierten Unterricht ist wu nschenswert (DP05L: 

Z. 29-37). Auch die Differenzierung der Materialien anhand der individuellen Leis-

tungsniveaus der Schu lerInnen ist mo glich (MP02L: Z.176-185). Allerdings merkt 

GP03S an, dass Schu lerinnen keine offensichtliche Differenzierung wollen. Schu le-

rInnen mit Beeintra chtigungen wollen nicht die leichten Materialien haben, wenn 

sie im Vergleich zu ihren Mitschu lerInnen schlechter dastehen. Binnendifferenzie-

rung u ber Sprache muss deshalb subtil gestaltet sein (GP03S: Z. 387-407). Auch fu r 

die Anwendung der Materialien seitens der Schu lerInnen ergeben sich Potenziale 

und Grenzen der regelwerkgestu tzten Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien. Vor-

teile sehen die LehrerInnen beispielsweise im großen Layout, das einen weiten Ab-

stand zwischen den Linien ermo glicht. Das erleichtert ihnen das Ausfu llen des Ar-

beitsblattes (GP03S: Z. 115-121). Ein weiteres Beispiel des Politikunterrichts ist die 

Durchfu hrung einer Karikaturenanalyse. Leichte Sprache kann helfen, das Bildma-

terial zu beschreiben, zu deuten und zu beurteilen (DP05L: Z. 99-105). Allerdings 

fu hren die Vorgaben des Layouts und der Schrift auch dazu, dass sich die Seitenzahl 

der leichtsprachigen U bersetzungen erho hen kann, was die Lesemotivation der 

Schu lerInnen negativ beeinflusst (DP04L: Z. 167-168).  

 

 

 



 

82 

 

 

 

 

5 .  I n t e r p re t a t i o n  d e r  B e f u n d e  

5 . 1  S c h n i t t s t e l l e n  z w i s c h e n  T h e o r i e  u n d  P r a x i s  

 

Im gesellschaftlichen Rahmen erlangt Leichte Sprache vor allem u ber die Webseiten 

des Bundes, einzelner Zeitungen und der Bundeszentrale fu r politische Bildung Be-

kanntheit (Maaß 2015: 20-22). Auch den interviewten LehrerInnen ist Leichte Spra-

che aus diesem Kontext bekannt (DP04L: Z. 4-6/DP05L: Z. 3-4). Die meisten Lehre-

rInnen ist Leichte Sprache auch schon einmal bei Fortbildungen zum sprachsensib-

len Unterricht begegnet. Die Mehrheit hat ein großes Interesse daran, ihre Expertise 

in diesem Bereich auszuweiten (SP01S: Z. 32-35/MP02L: Z. 6-8/GP03S: Z. 59-65). 

Ebenso gibt es Vorerfahrungen mit anderen Regelwerken wie Inclusion Europe oder 

a hnlichen Sprachlernkonzepten wie dem Scaffolding. Im Bereich des sprachsensib-

len Unterrichts setzen die LehrerInnen außerdem eine Onlinesoftware zum Erken-

nen des Lesbarkeitsindexes ein (MP02L: Z. 50-54/GP03S: 32-34). Mit der Einhaltung 

der UN-BRK, der Empfehlung zur Fo rderung der bildungssprachlichen Kompeten-

zen und der Verfestigung des sprachsensiblen Fachunterrichts in den Bremer Bil-

dungspla nen gibt es ein Interesse an Sprachfo rderung mittels Leichter Sprache 

(KMK 2019: 2-6/Bremer Bildungsplan GuP 2010: 4-5). Im Rahmen der Interviews 

la sst sich ebenfalls feststellen, dass alle LehrerInnen in der schulischen Differenzie-

rung Erfahrungen damit haben, versta ndliche Informationen zu formulieren. 

Leichte Sprache ist bereits begegnet und auch das hierbei analysierte Regelwerk ist 

zumeist bekannt, wobei es im Unterricht kaum angewendet wird (GP03S: Z. 4-

19/DP04L: Z. 26/DP05L: Z. 19-21). 

 

Fu r den Unterricht gibt es bisher kaum leichtsprachige Materialien (Riegert/Musen-

berg 2017: 388). In der Schule sind LehrerInnen und Lehrer hauptsa chlich fu r das 

Erstellen ihrer Unterrichtsmaterialien zusta ndig. Das Verfassen leichtsprachiger 
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Materialien u bersteigt allerdings oft ihre Expertise (Ru stow 2015: 116; Zurstrassen 

2015: 129). Auch aus den Aussagen der befragten LehrerInnen la sst sich ableiten, 

dass sie das Verfassen leichtsprachiger Texte u berfordert, weshalb nicht nur ein Be-

darf an einheitlichen und gut anwendbaren Regeln, sondern auch der Wunsch nach 

bereits vorbereiteten leichtsprachigen Materialien besteht (DP04L: Z. 198-203). 

 

Aus der politikdidaktischen Auseinandersetzung mit Leichter Sprache geht hervor, 

dass die didaktische Reduktion der Ausgangstexte an hohe zeitliche Ressourcen und 

einen großen perso nlichen Aufwand geknu pft ist. Das Regelwerk kann hierfu r eine 

Anleitung fu r das U bersetzen sein, weil es einheitliche Richtlinien fu r leichtspra-

chige Texte bereitstellt, wenngleich es keinesfalls als didaktische Leitlinie funktio-

nieren kann (Ru stow 2015: 116; Zurstrassen 2015: 129). Diese Einscha tzung spie-

gelt sich auch in den Aussagen der Befragten wider. Die Struktur des Regelwerks 

wird als durchaus sinnvoll und u bersichtlich bewertet (DP04L: Z.78-79). Zudem ist 

es den LehrerInnen mo glich, mithilfe des Regelwerks eine inhaltliche und didakti-

sche Reduktion ihrer Ausgangstexte vorzunehmen. Es hilft dabei, die Ausgangstexte, 

die vorzugsweise bereits in leichter, kindgerechter Sprache verfasst und online ver-

fu gbar sind, inhaltlich zu vereinfachen, die Informationen zu entzerren und sie in 

eine einfache Struktur zu bringen (MP02L: Z.297-316/ GP03S: Z. 104-111). 

  

Zudem werden die Regeln zur visuellen Unterstu tzung durch Bilder und Pikto-

gramme als selbsterkla rend und hilfreich wahrgenommen. Die LehrerInnen sind 

sich einig, dass Bilder das Verstehen von Inhalten und Arbeitsauftra gen unterstu t-

zen ko nnen, wenngleich nicht alle politischen und fachspezifischen Inhalte sowie 

Begriffe anhand von Bildern dargestellt werden ko nnen (SP01S: Z. 181-184/GP03S: 

Z. 121-122/DP04L: Z. 92-107/DP05L: Z. 123-127). Diese Erkenntnis schließt sich 

den sprachwissenschaftlichen Befunden an, dass Bilder und Piktogramme unver-

zichtbar bei der Vereinfachung von Inhalten sind. Sie helfen, schwere Textpassagen 

zu verstehen, Zusammenha nge darzustellen und Vorwissen zu aktivieren (Wu nsche 

2017: 329). Aus den Interviews geht zudem hervor, dass nicht nur die LehrerInnen 

Bilder zu den Texten vorgeben ko nnen, sondern dass es durchaus fo rderlich sein 



 

84 

 

kann, wenn die Schu lerInnen selbst das Gelesene mit etwas Visuellem verknu pfen 

und eigene Bilder zum Text recherchieren (MP02L: Z. 286-289). 

 

Ein Kritikpunkt in Bezug auf die sprachliche Reduzierung ist der Verzicht auf große 

Zahlen und Prozentzahlen. Auf diese zu verzichten wa re seitens der Sprachwissen-

schaftler fatal, da sie die LeserInnen leichtsprachiger Texte so den Zugang zu allta g-

lich beno tigten numerischen Angaben verweigert und auf diese Weise ihre gesell-

schaftliche Inklusion erschwert (Maaß 2015: 42). Auch die Aussagen der Lehrper-

sonen besta tigen diese Einscha tzung. Der Verzicht auf hohe Zahlen ist im Politikun-

terricht nicht umsetzbar. Die Schu lerInnen sollen ein Gefu hl fu r Mengen entwickeln 

und lernen, die durch Zahlen transportierten Informationen ins Verha ltnis zu setzen. 

Das ist mit einem Verzicht auf große Zahlen und Prozentangaben nicht mo glich 

(MP02L: Z. 241-255). 

 

Die heterogene Adressatengruppe stellt eine große Herausforderung beim Verfas-

sen leichtsprachiger Texte dar (Maaß et al. 2014: 55-56). Menschen mit Lernschwie-

rigkeiten, SprachlernerInnen, funktionale Analphabeten und Menschen mit gerin-

gem Bildungsstand geho ren zu den Adressaten der Leichten Sprache. Texte zu ver-

fassen, die den Bedu rfnissen dieser weitgefassten und heterogenen Adressaten-

gruppe gerecht werden, ist - in logischer Konsequenz - eine große Herausforderung 

(Bock 2014: 19). Die Schu lerInnen spiegeln diese Adressatengruppe wider. Die auf-

kommende Inklusion, die Fo rderung bei Lernschwierigkeiten sowie die hohe Anzahl 

migrierter Schu lerInnen, die Deutsch zumeist als Zweitsprache erwerben, begru n-

den den Bedarf an leichtsprachigen Materialien (GP03S: Z. 67-74). Aber auch Regel-

schu lerInnen beno tigen die Leichte Sprache im Unterricht (DP05L: Z. 9-16). Mo g-

licherweise begru ndet sich dieser Bedarf darin, dass Leichte Sprache, so die Lehre-

rInnen, eine Bru cke zwischen der in der Schule verlangten Fach- und Bildungsspra-

che und der einfachen Sprache der digitalen Medien schlagen kann (SP01S: Z. 38-

45). 

 

Ein wesentlicher Bestandteil des Politikunterrichts ist folglich die Sprachniveaufo r-

derung. Aus didaktischer Sicht widerspricht Leichte Sprache den ga ngigen 
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Sprachlernkonzepten, weil sie keine suggestive Wortschatzerweiterung vorsieht 

(Kilian 2017: 201). Auch die LehrerInnen erkla ren die Leichte Sprache deshalb fu r 

den schulischen Kontext als ungeeignet. Es wird vor allem das niedrige Sprachni-

veau bema ngelt, das keine Sprachniveaufo rderung zula sst. Deshalb wird Leichte 

Sprache im Unterricht allenfalls als Einstieg betrachtet, um den Schu lerInnen einen 

Zugang zu den Inhalten des Unterrichts zu ermo glichen. Um die eigenverantwortli-

che gesellschaftliche Teilhabe der Schu lerInnen fu r das Erwachsenenalter zu fo r-

dern, bedarf es allerdings eines komplexeren Sprachgebrauchs, der im Laufe des Bil-

dungsprozesses erlernt werden soll (MP02L: Z. (194-223/DP04L: Z. 310-317). 

 

Es ist festzustellen, dass die Sprache in Fachbu chern zu komplex ist, weshalb es 

leichtsprachiger Materialien bedarf, um Schu lerInnen einen Zugang zu diesen Inhal-

ten zu verschaffen (MP02L: Z. 29-32). Leichte Sprache bietet hingegen eine Mo glich-

keit, komplizierte politische Sachverhalte zu erla uterten und den Schu lerInnen Zu-

gang zu politischen Themen zu verschaffen, was die Grundlage ihrer gesellschaftli-

chen Partizipation ist (SP01S: Z. 144-161). Auch seitens der Politikdidaktik bietet 

Leichte Sprache im Politikunterricht eine Chance, den Schu lerInnen die sprachliche 

Eigenkultur der Politik zu vermitteln und ihnen Zuga nge zu Fachwissen und gesell-

schaftlicher Partizipation zu verschaffen (Ru stow 2015: 121). 

 

Doch geht aus den Interviews auch hervor, dass Leichte Sprache la ngst nicht alle 

Teilnahmebarrieren lo sen kann (DP04L: Z. 204-227). Die Aussagen der Befragten 

gehen dadurch mit den Einscha tzungen der politikdidaktischen Forschung konform. 

Diese bema ngelt, dass Leichte Sprache einen eher niederschwelligen Zugang zu ge-

sellschaftlichen und politischen Informationen verschafft. Die Vermeidung von 

Fach- und Fremdwo rtern begrenzt die sprachlichen und kognitiven Entwicklungs-

chancen der Schu lerInnen. Die Regeln der Leichten Sprache verhindern somit die 

Teilhabe am fachlichen Diskurs und schaffen eine eigene sprachliche Sozialisation, 

die zum Ausschluss der Betroffenen fu hren kann (Zurstrassen 2015: 130). Auch die 

LehrerInnen sehen deswegen die Notwendigkeit, die Teilhabe am fachlichen Diskurs 

zu sta rken, indem sie die spezifische Fachsprache vermitteln (SP01S: Z. 133-143). 

Auch aus sprachwissenschaftlicher Sicht ist die Verwendung von Fachsprache im 
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bildungssprachlichen Kontext sinnvoll, da sie zentrale Aussagen transportiert. Um-

schreibungen oder Erkla rungen dieser Begriffe ko nnen Verstehensprobleme bei den 

LeserInnen hervorrufen (Maaß 2015: 34). Auch aus politikdidaktischer Perspektive 

ist die Vermittlung von Fremd- und Fachbegriffen unumga nglich, um den Schu lerIn-

nen Zuga nge zum fachsprachlichen Diskurs zu ermo glichen (Zurstrassen 2015: 

130). Die LehrerInnen sind deshalb bemu ht, leichtsprachige Texte unter Einbezug 

fremd- und fachsprachlicher Begriffe zu verfassen. 

 

Das Verbot von Fachbegriffen und Fremdwo rtern wird deshalb unterschiedlich 

stringent angewendet. Aus den Interviews geht hervor, dass versucht wird, Fachbe-

griffe zu vermeiden oder diese zu umschreiben. Ein ga nzlicher Verzicht auf Fach- 

und Fremdwo rter findet nicht statt, da sie fu r die außerschulische Verwendung von 

hoher Bedeutung sind und deshalb einer Erla uterung bedu rfen. Die Bedeutungen 

dieser Begriffe ko nnen den Schu lerInnen beispielsweise u ber Glossare, Tafelbilder 

oder Wo rterbu cher vermittelt werden (SP01S: Z. 68-74/GP03S: Z. 129/DP04L: Z. 

153-157/DP05L: Z. 119-120/G). Durch die Interviews la sst sich eruieren, dass die 

Regeln zur Verwendung kurzer und bekannter Wo rter nicht immer anwendbar sind. 

Bestimmte Begriffe ko nnen nicht vereinfacht werden und mu ssen, auch wenn sie 

den Anspru chen des Regelwerks nicht genu gen, verwendet werden. Außerdem 

problematisieren die LehrerInnen, dass aus dem Regelwerk nicht hervorgeht, wel-

che Wo rter als bekannt vorausgesetzt werden ko nnen (SP01S: Z. 197-207). Diese 

Einscha tzung geht mit der Kritik der Sprach- und U bersetzungswissenschaft einher, 

wonach die Bedarfe der heterogenen AdressatInnengruppe noch nicht hinreichend 

erforscht sind, um zu definieren, welche Begriffe als bekannt vorausgesetzt werden 

ko nnen und welche nicht (Maaß 2015: 32). 

 

Die Regeln zur Verwendung und Erkla rung von Abku rzungen hingegen werden als 

hilfreich wahrgenommen (GP03S: Z. 249-253). Auch seitens der Sprachwissenschaf-

ten ist es sinnvoll, bekannte Abkürzungen zu verwenden, wobei auch hierbei zu hin-

terfragen ist, welche Abkürzungen bei den LeserInnen als bekannt vorausgesetzt 

werden können (Maaß 2015: 36).  
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Der Verlust des Ansehens leichtsprachiger Texte wird zudem durch ihr besonders, 

kindliches Erscheinungsbild befo rdert, was dem normativen Standard widerspricht. 

Das ruft negative Stigmata und eine Verurteilung derjenigen hervor, welche die 

Leichte Sprache nutzen (Zurstrassen 2017: 62-65). Die besonderen Merkmale der 

Leichten Sprache, beispielsweise die Bindestrichtrennung bei Komposita, versta r-

ken diesen Effekt. Dieses Charakteristikum besitzt kein hohes Ansehen in der Gesell-

schaft und sorgt fu r Irritation und Vorverurteilung. Aufgrund dessen, dass diese Re-

gel allerdings auch das Leseverstehen der Schu lerInnen unterstu tzt, wird sie den-

noch als legitim empfunden (GP03S: Z. 314-319). Daraus la sst sich ableiten, dass der 

Zugang zu Wissen, der durch die Spezifika der Leichten Sprache befo rdert wird, ho -

herrangiger ist als eine mo gliche Exklusion durch die sprachlichen Besonderheiten. 

 

Aus den Interviews ergab sich außerdem, dass die Gefahr der Verurteilung und der 

Exklusion auch den Gebrauch der Leichten Sprache im Politikunterricht beeinflusst. 

Die LehrerInnen stellen fest, dass die o ffentliche Verteilung und der offensichtliche 

Gebrauch leichtsprachiger Texte zur Abwertung der Leichten Sprache und derer, die 

sie nutzen, fu hrt (GP03S: Z. 330-337). Der Prestigeverlust betrifft sowohl die gesell-

schaftliche als auch die schulische Inklusion. Aus den Interviews ging diesbezu glich 

hervor, dass die Binnendifferenzierung u ber Sprache subtil sein muss, um den Ver-

gleich der Schu lerInnen untereinander und die Motivation der Schu lerInnen, sich 

mit den Inhalten auseinanderzusetzen, nicht negativ durch diese Stigmatisierung zu 

beeinflussen (GP03S: Z. 387-407). 

 

Grundsa tzlich gilt in der Politikdidaktik, dass jegliche Unterrichtsplanung an den Be-

darfen der Schu lerInnen abzuleiten ist, weshalb die Schu lerInnenorientierung auch 

beim Verfassen leichtsprachiger Texte eine wichtige Maxime fu r die politische Bil-

dung darstellt (Wehling 1977: 178-180). Die individuelle Fo rderung erfordert von 

den LehrerInnen eine genaue Einscha tzung und Beru cksichtigung der unterschied-

lichen Lernniveaus und Kompetenzunterschiede. Aus den Interviews geht hervor, 

dass dieser Anspruch bei der Erstellung regelkonformer Materialien eingehalten 

werden kann. Die Interessen und Bedarfe der Schu lerInnen bilden die Basis zur Er-

stellung leichtsprachiger Unterrichtsmaterialien, die zum eigensta ndigen 
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Nachdenken anregen sollen. Das Regelwerk unterstu tzt die Pa dagogInnen dabei 

(DP04L: Z. 182-188). 

 

Daran anknu pfend ist es auch mo glich, die politische Urteilsfa higkeit anhand leicht-

sprachiger Texte zu fo rdern. Grundlage hierfu r ist, dass die Schu lerInnen ein Grund-

wissen erlernen, um politische Themen und Probleme einordnen und diese dann 

beurteilen zu ko nnen (May 2014: 38). Die Auswertung der Interviews ergab eben-

falls, dass es mo glich ist, anhand leichtsprachiger Materialien die politische Urteils-

fa higkeit zu fo rdern, da sie Zuga nge zu Inhalten schaffen und die Schu lerInnen auf 

diese Weise dazu befa higen, an fachlichen Diskursen teilzunehmen (MP02L: Z. 367-

370). 

 

5 . 2  D i s k r e p a n z e n  z w i s c h e n  T h e o r i e  u n d  P r a x i s  

 

Die Auswertung der Interviews ergab durchaus neue Perspektiven auf Leichte Spra-

che und den Gebrauch des Regelwerks. Entgegen dem Vorwurf, Leichte Sprache 

wu rde eine eigene sprachliche Welt schaffen und den Ausschluss der Schu lerInnen 

aus gesellschaftlichen Prozessen herbeifu hren, geht aus den Interviews hervor, dass 

die Verwendung der Leichten Sprache in der Schule dazu fu hren kann, dass sich der 

Sprachgebrauch dieser Varieta t in der Gesellschaft etabliert und normalisiert. Somit 

kann die Teilhabe der Schu lerinnen durch Leichte Sprache auch zuku nftig gesichert 

werden (DP05L: Z. 201-206). 

 

Die didaktische Reduktion kann zu einer Verknappung der Inhalte fu hren (Ru stow 

2015: 123). Auch bei der Erstellung leichtsprachiger Unterrichtsmaterialien werden 

Inhalte verknappt. Nichtsdestotrotz fo rdern diese Materialien das Leseverstehen so-

wie das Erlernen und Pra sentieren neuer Inhalte, weil zum Verstehen nicht alle Aus-

sagen des Ausgangstextes beno tigt werden (SP01S: Z. 74-79/DP05L: Z. 70-75). Den-

noch bema ngelt die Politikdidaktik die fehlende Multiperspektivita t in leichtspra-

chigen Texten. Die Texte zeigen zu wenige Kontroversen auf und fo rdern die U ber-

wa ltigung der LeserInnen (Meyer/Hilpert 2018: 348). Die LehrerInnen waren auch 
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diesbezu glich anderer Meinung. Obwohl der verku rzte Satzbau und die Vorgaben 

des Regelwerkes zu inhaltlichen Auslassungen fu hren und die Darstellung unter-

schiedlicher Meinungen in leichtsprachigen Texten mehr Platz beno tigt als in stan-

dardsprachlich formulierten Texten, ha lt es die Mehrheit der Lehrpersonen fu r mo g-

lich, kontroverse Texte zu verfassen (SP01S: Z. 234-235/MP02L: Z. 362-365/GP03S: 

Z. 265-274/DP04L: Z. 167-168/DP04L: Z. 431-436/DP05L: Z. 148-156). 

 

Die Regeln der Leichten Sprache werden seitens der Sprachwissenschaften und auch 

seitens der Politikdidaktik als strikter Leitfaden zur sprachlichen und inhaltlichen 

Reduzierung der Ausgangstexte wahrgenommen. Diese Starrheit widerspricht der 

Multifunktionalita t leichtsprachiger Texte (Bock 2014: 30-32). Die Anwendung der 

Regeln fu r den inklusiven Politikunterricht zeigt allerdings, dass gerade die Regeln 

zur Gestaltung des Layouts, der Textgestaltung und zur Schriftart offen interpretier-

bar und flexibel zu gebrauchen sind (DP05L: Z. 78-86). So konnten die Vorerfahrun-

gen der LehrerInnen bezu glich der Erstellung sprachsensibler Unterrichtsmateria-

lien in den Prozess der Materialentwicklung einbezogen und eigene Erga nzungen 

der Regeln, beispielsweise was die Schriftart Norddruck anbelangt, hinzugefu gt 

werden (GP03S: Z. 111-115). 

 

Die LehrerInnen empfanden gerade kleinere Regeln wie jene zur Schreibung von Ad-

ressen oder Telefonnummern als hilfreich (SP01S: Z. 90-93). Dies widerspricht der 

Einscha tzung der Sprachwissenschaften, da sie die Regeln zwar als gelungen anse-

hen, den Fall der Anwendung aber als marginal betrachten (Maaß 2015: 56). Seitens 

der Sprachwissenschaften wird gerade die Schreibweise der Telefonnummern als 

sinnvoll erachtet, da sie den Ziffern eine versta ndliche Struktur gibt (Maaß 2015: 

44). Auch die Auswahl einer serifenlosen Schriftart ist in Anbetracht der Lesefo rde-

rung durchaus sinnvoll (Maaß 2015: 52). Doch aus den Interviews geht hervor, dass 

gerade die Blockschreibweise lebensfremd wirkt und die Schu lerInnen nicht dazu 

befa higt, im Alltag Telefonnummern zu verstehen. Auch die Schreibung der Adres-

sen unterstu tzt die Schu lerinnen nicht. Die Pa dagogInnen sprechen sich deshalb da-

fu r aus, den Schu lerInnen auch die allta gliche Schreibweise der Telefonnummern 

nahezubringen (MP02L: Z. 204-212/MP02L: Z. 212-218). Selbiges gilt fu r die Wahl 
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der Schriftart. Serifenlose Schriften ko nnen zwar das Leseverstehen fo rdern, wer-

den im allta glichen Leben allerdings kaum verwendet. Im schulischen Rahmen ist es 

deshalb notwendig, die Schu lerInnen dazu zu befa higen, auch komplexere Schriften 

zu lesen (MP02L: Z. 204-212). 

 

Auch was die U berwa ltigung der Schu lerInnen anbelangt, ergab sich aus der Analyse 

der Interviews eine andere Sichtweise, als es die Forschung vermuten la sst. Die Leh-

rerInnen problematisieren zwar, dass sie dazu neigen, Schu lerInnen mit besonde-

rem Fo rderbedarf zu bevormunden, weshalb es im Unterricht und bei der Erstellung 

der Materialien besonders wichtig ist, den Schu lerInnen die Mo glichkeit zu geben, 

eigene Meinungen zu a ußern (DP04L: Z. 432-436). Doch sie erkennen auch ein gro-

ßes Potenzial in der Verwendung der Leichten Sprache, um U berwa ltigung vorzu-

beugen. Dadurch, dass den Schu lerInnen u ber Leichte Sprache Zugang zu komplexen 

Informationen ermo glicht wird, sind diese in der Lage, politische Probleme und The-

men eigensta ndig zu verstehen, einzuordnen und zu beurteilen. Dieses Wissen 

schu tzt sie davor, den Ausfu hrungen populistischer Meinungen zu verfallen und 

beugt so einer U berwa ltigung durch radikale Indoktrination vor (MP02L: Z. 423-

450). 

 

Auch der Handlungsorientierung wird im leichtsprachigen Unterricht eine neue Be-

deutung gegeben. Die Befa higung zur politischen Teilhabe wird hier u ber die Ver-

wendung korrekter Fachsprache gestellt (MP02L: Z. 389-392). Ein Unterricht, der es 

den Schu lerInnen ermo glicht, politisch ta tig zu werden, und ihre Kooperations- und 

Partizipationsfa higkeit sta rkt, kann auch ohne schriftliche Materialien auskommen 

(May 2014: 38). Arbeitsbla tter sind zur Fo rderung des politischen Aktivismus nicht 

notwendig (GP03S: Z. 278-282). Hierbei ko nnen leichtsprachige Materialien ledig-

lich die Handlungen erga nzen oder der Ergebnissicherung dienen (GP03S: Z. 280-

282). Die sprachliche Fo rderung wird vielmehr u ber die Beschreibungen der Ta tig-

keiten vorangetrieben. Selbst Fachbegriffe ko nnen auf diese Weise verwendet wer-

den (GP03S: Z. 142-145). 
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Die Teilhabe der Schu lerInnen am Entstehungsprozess der Materialien ist seitens 

der Politikdidaktik ebenso denkbar. Die Schu lerInnen erhalten so die Mo glichkeit, 

sich tiefer mit den Inhalten des Textes zu befassen (Ru stow 2015: 123). Doch aus 

den Interviews ergab sich, dass die LehrerInnen das Pru fen der Texte durch die 

Schu lerInnen nicht fu r notwendig erachten, da es Teil der schulischen Praxis ist, die 

Materialien an die Kompetenzen und Bedu rfnisse der Schu lerInnen anzupassen und 

sich mit ihnen u ber das Leseverstehen auszutauschen. Schriftliche Ausarbeitungen 

der Schu lerInnen dienen hierbei als Maßstab zur Ermittlung des Leseniveaus. Zu-

dem bedarf das Pru fen einer aufwendigen Vorstrukturierung und Vordifferenzie-

rung, was zu zeitaufwendig ist (MP02L: Z. 475-488/DP05L: Z. 235-240). Es ist mo g-

lich, das Pru fen selbst zum Gegenstand des Unterrichts zu machen (SP01S: Z. 349-

367). Doch wird dieser Prozess eher dem fa cheru bergreifenden Deutschunterricht 

zugeordnet und nicht der politischen Bildung (GP03S: Z. 411-416). Außerdem wird 

angezweifelt, dass die Schu lerInnen eines niedrigen Sprachniveaus in der Lage sind, 

u ber ihren Sprachgebrauch zu reflektieren (DP04L: Z. 362-408). 

 

Der spezielle Anwendungsbereich des Politikunterrichts ero ffnet neue Aspekte, die 

sich noch nicht in den Regeln fu r Leichte Sprache widerspiegeln. So wu nschen sich 

die LehrerInnen fu r die Anwendung des Regelwerks einheitliche Bildersammlungen 

und Symbolsammlungen sowie frei zuga ngliche Schriftarten (GP03S: Z. 265-177). 

Fu r die Formulierung von Arbeitsauftra gen ist es ebenfalls wu nschenswert, Stan-

dards fu r die Verwendung der Operatoren in Leichter Sprache zur Verfu gung zu stel-

len (DP04L: Z. 177-181). 

 

Auch was die Anwendbarkeit der Texte fu r die Schu lerInnen betrifft, ergaben sich 

innerhalb der Interviews neue Erkenntnisse. Die LehrerInnen bezweifeln, dass es 

seitens der Schu lerInnen u berhaupt einen Bedarf an leichtsprachigen Texten gibt 

(DP04L: Z. 21-23). Dennoch erkennen sie Vorteile der Verwendung leichtsprachiger 

Materialien, gerade in Bezug auf die Layoutgestaltung. Der große Abstand zwischen 

den Zeilen ermo glicht es, genu gend Platz fu r die Ausfu hrungen der Schu lerinnen zur 

Verfu gung zu stellen, sodass ihnen auf diese Weise das Ausfu llen der Arbeitsbla tter 

erleichtert wird (GP03S: Z. 115-121). Ebenso kann Leichte Sprache den 
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Schu lerInnen dabei helfen, Methoden des Politikunterrichts anzuwenden. Als Bei-

spiel wird hierbei die  Karikaturenanalyse in drei Schritten genannt, die unter der 

Verwendung der Leichten Sprache durchgefu hrt werden kann (DP05L: Z. 99-105). 

 

5 . 3  B e w e r t u n g  d e r  B e f u n d e  

Bevor die Ergebnisse der Interpretation bewertet werden, sollen zuna chst der For-

schungsprozess und die Analyse kritisch hinterfragt werden. Die qualitative Inhalts-

analyse nach Mayring zeichnet sich dadurch aus, dass die Aussagen der interviewten 

Personen kategorisiert, paraphrasiert und interpretiert werden. Die Kategorien las-

sen sich aus der Theorie ableiten und durch die Ausfu hrungen der Befragten erga n-

zen (Mayring 2002: 118-120). Dieses Vorgehen hat sich als besonders fruchtbar fu r 

die Evaluation der Regeln fu r Leichte Sprache herausgestellt, da sich in den Antwor-

ten der Interviewten sowohl Bezu ge zur politikdidaktischen und sprachwissen-

schaftlichen Forschung herstellen als auch neue Erkenntnisse gewinnen lassen. Der 

Forschungsprozess fordert allerdings auch ein hohes Maß an Selbstreflexion und 

Objektivita t seitens des Forschenden. Hierbei werden die Forschungsergebnisse an-

greifbar, da die Interpretation durch eine einzige Person nur eine Perspektive auf die 

Aussagen der Befragten pra sentiert. Eine Auswertung der Interviews durch ein For-

schungsteam wu rde sicherlich zu reflektierteren und differenzierteren Analyseer-

gebnissen fu hren. Dieses Vorgehen u berschreitet allerdings die Ressourcen dieser 

Masterarbeit, in der sich um gro ßtmo gliche Reflexion und Objektivita t bemu ht 

wurde. Diesbezu glich ko nnen auch der Leitfaden des Interviews und die Durchfu h-

rung der Befragung kritisch betrachtet werden. Spezifischere Nachfragen und offe-

nere Fragestellungen in den Gespra chen ha tten sicherlich weitere interessante As-

pekte zum Vorschein gebracht. Eine kritische Betrachtung der erstellten Unter-

richtsmaterialien wa re ebenso wu nschenswert. Es bleibt zu u berpru fen, inwiefern 

die Regeln der Leichten Sprache tatsa chlich in die Materialien eingegangen sind und 

an welchen Stellen die Arbeitsbla tter nicht den vorgegebenen Standards entspre-

chen. Da allerdings nur zwei erarbeitete Materialien zur Verfu gung gestellt wurden, 

ist eine derartige Auswertung an dieser Stelle nicht mo glich. Nichtsdestotrotz geben 

die Ergebnisse dieser Masterarbeit einen ersten Einblick in das Feld der Leichten 
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Sprache im inklusiven Politikunterricht, was zuku nftig einer tieferen und differen-

zierteren Betrachtung bedarf. 

Die Interpretation der Interviews ergab, dass sich wesentliche Vorabannahmen in 

den Aussagen der LehrerInnen wiederfinden und besta tigen lassen. Einige erga nzen 

die theoriegestu tzten Hypothesen durch die spezifische Perspektive der schulischen 

Praxis. Ebenso ergeben sich aus den Interviews neue Erkenntnisse, die neue Hypo-

thesen generieren. 

Es la sst sich feststellen, dass ein hoher Bedarf an leichtsprachigen Materialien be-

steht. Die aufkommende Inklusion und die erho hte Zahl der Schu lerInnen mit 

Deutsch als Zweitsprache begru nden diesen Bedarf (GP03S: Z. 67-74). Diese Er-

kenntnis stimmt mit der bisherigen Forschung zur Leichten Sprache u berein. Doch 

aus den Aussagen der LehrerInnen geht auch hervor, dass nicht nur Schu lerInnen 

mit besonderem Fo rderbedarf, sondern auch Regelschu lerInnen Leichte Sprache be-

no tigen, um die Bildungs- und Fachsprache zu verstehen (DP05L: Z. 9-16). Deshalb 

la sst sich vermuten, dass Leichte Sprache im schulischen Kontext dafu r genutzt wer-

den kann, allen Schu lerInnen, mit unterschiedlichen Sprachbarrieren, einen Zugang 

zu Informationen zu ermo glichen und ihre individuelle Sprachfo rderung zu unter-

stu tzen, um ihre bildungssprachlichen Kompetenzen zu fo rdern.  

 

Leichte Sprache kann bei der sprachlichen Differenzierung im Politikunterricht ein-

gesetzt werden. Wie vermutet, besitzen LehrerInnen in der Verwendung der Leich-

ten Sprache allerdings kaum Erfahrungen. Zwar sind ihnen die Leichte Sprache und 

das hierbei analysierte Regelwerk bei Fortbildungen zum sprachsensiblen Unter-

richt oder auf o ffentlichen Websites bereits begegnet, doch hat das bisher keinen 

Einfluss auf die schulische Praxis genommen (SP01S: Z. 32-35/MP02L: Z. 6-

8/GP03S: Z. 59-65/GP03S: Z. 4-19/DP04L: Z. 4-6/DP04L: Z. 26/DP05L: Z. 3-

4/DP05L: Z. 19-21). Das entspricht im Wesentlichen den sprachwissenschaftlichen 

Befunden der Forschung Maaßs (Maaß 2015: 20-22). Anders als die Verbreitung der 

Regeln fu r Leichte Sprache erwarten la sst, besitzen Inclusion Europe und andere 

Sprachlernkonzepte wie das Scaffolding oder Onlinesoftware zur Bestimmung des 

Lesbarkeitsindexes eine gro ßere Popularita t in der schulischen Praxis als die Regeln 
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fu r Leichte Sprache (Maaß 2015: 27-28/MP02L: Z. 50-54/GP03S: 32-34). Dieser Be-

fund la sst sich allerdings damit erkla ren, dass Leichte Sprache noch kein fester Be-

standteil des Politikunterrichts ist, weshalb die LehrerInnen auf bekannte Methoden 

zur Sprachfo rderung und ebenfalls weitverbreitete Regeln zuru ckgreifen. Denn die 

Ergebnisse der Interviews besta tigen auch, dass es fu r den Politikunterricht bisher 

kaum leichtsprachige Materialien gibt (Riegert/Musenberg 2017: 388). Deshalb 

werden diese oft von den LehrerInnen selbst verfasst. Die Vermutung liegt nahe, 

dass dies ihre Expertise u bersteigt, weshalb es seitens der LehrerInnen ein großes 

Interesse an wissenschaftlich fundierten und gut strukturierten Regelwerken gibt 

(2015: 116; Zurstrassen 2015: 129). Diese Hypothesen besta tigen sich in den Aus-

fu hrungen der LehrerInnen. Ha ufig u berfordert sie das Verfassen leichtsprachiger 

Texte, weshalb es nicht nur einen Bedarf nach einheitlichen und gut anwendbaren 

Regeln, sondern auch nach bereits vorbereiteten leichtsprachigen Materialien gibt 

(DP04L: Z. 198-203). Es ist außerdem festzustellen, dass die Sprache in Fachbu chern 

zu komplex ist, was den Wunsch nach leichtsprachigen Materialien besta rkt 

(MP02L: Z. 29-32). 

 

Bereits vor den Interviews wurde vermutet, dass das Regelwerk die gesellschaftli-

che und schulische Partizipation der Schu lerInnen unterstu tzen und somit die In-

klusion befo rdern kann (Ru stow 2015: 121). Diese Vermutung wurde mit den Aus-

fu hrungen der LehrerInnen besta tigt (SP01S: Z. 144-161). Auch la sst sich den Aus-

sagen der LehrerInnen entnehmen, dass der Gebrauch des Regelwerks die Teilhabe 

der Schu lerInnen an gesellschaftlichen Prozessen langfristig erleichtern kann. Es 

la sst sich vermuten, dass der schulische Gebrauch die Etablierung der Leichten Spra-

che innerhalb der Gesellschaft fo rdert und somit eine Akzeptanz der Leichten Spra-

che als Varieta t des Deutschen geschaffen wird (DP05L: Z. 201-206). Momentan ist 

es allerdings noch so, dass - wie bereits im Vorfeld der Interviews vermutet - die ge-

stalterischen und sprachlichen Besonderheiten der Leichten Sprache zur Verurtei-

lung der LeserInnen dieser Texte antreibt und somit ihren Ausschluss aus der Ge-

sellschaft und aus der schulischen Gemeinschaft verscha rft (Zurstrassen 2017: 62-

65)/GP03S: Z. 314-319/GP03S: Z. 330-337). Deshalb liegt die Vermutung nahe, dass 

die Binnendifferenzierung u ber Sprache subtil gestaltet sein muss, um den Vergleich 
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der Schu lerInnen untereinander und die negative Stigmatisierung der betroffenen 

Schu lerInnen nicht zu befeuern (GP03S: Z. 387-407). Inklusion beinhaltet allerdings 

auch das Respektieren unterschiedlicher Fa higkeiten und Interessen, sodass im Rah-

men eines inklusiven Unterrichtes durchaus Leistungsunterschiede und Fo rderbe-

darfe offengelegt werden sollten, um den Schu lerInnen einen respektvollen Umgang 

miteinander zu ermo glichen (Zentrum für inklusive politische Bildung 2019). Sicher-

lich ist es sinnvoll, den Wettbewerb unter den Schu lerInnen durch die Materialien 

nicht zusa tzlich voranzutreiben, sondern ein Unterrichtsklima zu schaffen, in dem 

jegliche Schwa chen und Sta rken wertgescha tzt werden. Deshalb ist zu hinterfragen, 

ob ein Verschweigen der Niveauunterschiede dem Anspruch der Inklusion u ber-

haupt gerecht werden kann oder ob nicht viel mehr ein offener Umgang mit Hetero-

genita t wu nschenswert ist. 

 

Die Sprachniveaufo rderung ist ein wesentlicher Bestandteil des sprachsensiblen Po-

litikunterrichts. Folgt man den Auffassungen der Sprachdidaktik, la sst sich vermu-

ten, dass Leichte Sprache den ga ngigen Sprachlernkonzepten widerspricht, weil sie 

keine suggestive Wortschatzerweiterung vorsieht, sehr einfach ist sowie Fremd- und 

Fachwo rter verbietet (Kilian 2017: 201). Auch die LehrerInnen erkennen diesen Wi-

derspruch und erachten die Leichte Sprache deshalb fu r die Sprachfo rderung als un-

geeignet. Deshalb liegt es nahe, dass Leichte Sprache im Unterricht allenfalls als Ein-

stieg benutzt wird, um den Schu lerInnen einen Zugang zu den Inhalten des Unter-

richts zu ermo glichen. Um die Inklusion und Partizipation der Schu lerInnen zu fo r-

dern, la sst sich allerdings vermuten, dass es eines komplexeren Sprachgebrauchs 

bedarf, der im Laufe des Bildungsprozesses erlernt werden muss (MP02L: Z. 194-

223/DP04L: Z. 310-317). 

 

Leichte Sprache kann demnach nicht alle gesellschaftlichen und schulischen Teil-

nahmebarrieren lo sen (DP04L: Z. 204-227). Bereits im Vorfeld der Interviews lag 

die Vermutung nahe, dass durch das niedrige Niveau der Leichten Sprache nur ein 

niederschwelligen Zugang zu gesellschaftlichen und politischen Informationen ge-

geben werden kann. Es wird außerdem davon ausgegangen, dass die Vermeidung 

von Fach- und Fremdwo rtern die Teilnahme am fachlichen Diskurs begrenzt, was 
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zum Ausschluss der Schu lerInnen fu hren kann, weshalb eine Anwendung dieses 

Verbotes im inklusiven Politikunterricht abzuwa gen ist (Zurstrassen 2015: 130). 

Auch die LehrerInnen sehen deswegen die Notwendigkeit, die Teilhabe am fachli-

chen Diskurs zu sta rken, indem sie die spezifische Fachsprache vermitteln (SP01S: 

Z. 133-143). Vermutlich ko nnen Fachbegriffe trotz Verwendung der Leichten Spra-

che u ber Erla uterungen anhand von Wo rterbu chern, Glossaren oder Tafelbildern in 

den Politikunterricht einfließen (SP01S: Z. 68-74/GP03S: Z. 129/DP04L: Z. 153-

157/DP05L: Z. 119-120). Fest steht, dass das Verbot der Fremd- und Fachsprache 

im Politikunterricht nicht anwendbar ist. Hier ist das Regelwerk nicht mit den An-

forderungen des schulischen Bildungsauftrages kompatibel.  

 

Zudem ist das Verbot von großen Zahlen und Prozentzahlen, wie bereits im Vorfeld 

der Analyse anzunehmen war, fu r den Politikunterricht nicht anwendbar, da die 

Schu lerInnen dazu befa higt werden mu ssen, im Alltag ein Gefu hl fu r Mengen zu ent-

wickeln, um angemessen am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu ko nnen(Maaß 

2015: 42/MP02L: Z. 241-255). Selbiges gilt, so stellen die LehrerInnen fest, fu r die 

Schreibung von Telefonnummern und die Verwendung der serifenlosen Schriftar-

ten. Obwohl die Regeln fu r Zahlen und Zeichen sowie fu r das Layout und die Schrift, 

wie vermutet, eindeutig beschrieben und deswegen als hilfreich bewertet werden, 

bereiten sie die Schu lerInnen nicht auf den Alltag außerhalb des schulischen Kon-

textes vor (SP01S: Z. 90-93/MP02L: Z. 204-212/ MP02L: Z. 212-218). Obwohl die 

Blockschreibweise der Telefonnummern und die Verwendung einer serifenlosen 

Schriftart den Leseprozess der Schu lerInnen unterstu tzen, ist es vermutlich sinnvoll, 

ihnen große Zahlen und Prozentzahlen - genauso wie ga ngige Schriftarten und die 

standarddeutsche Schreibung von Telefonnummern - na herzubringen, um ihre Teil-

habe außerhalb des schulischen Kontextes nicht zu behindern (Maaß 2015: 

44/Maaß 2015: 52). Um diesem Anspruch gerecht zu werden, bedarf es einer Erwei-

terung der Regeln. 

 

Nichtsdestotrotz sind bei weitem nicht alle Regulierungen, die das Regelwerk vor-

schreibt, widerspru chlich zu den Anspru chen des Politikunterrichts. Wie bereits im 

Vorfeld der Interviews vermutet, bieten die Regeln der Leichten Sprache einheitliche 
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Standards fu r die inhaltliche Reduzierung sowie die didaktische und sprachliche Re-

duktion der Ausgangstexte, wenngleich das Regelwerk kein didaktischer Leitfaden 

fu r die Erstellung von Unterrichtsmaterialien ist (Ru stow 2015: 116; Zurstrassen 

2015: 129). Diese Einscha tzung spiegelt sich auch in den Aussagen der Befragten 

wider. Die Struktur des Regelwerks wird als durchaus sinnvoll und u bersichtlich be-

wertet (DP04L: Z.78-79). Die Anwendung der Regeln im Politikunterricht beweist, 

dass die Regeln in Bezug auf die inhaltliche Reduzierung - anders als angenom-

men - nicht zu lu ckenhaft sind. Das Regelwerk ist gut strukturiert und bietet die 

Mo glichkeit, Inhalte zu vereinfachen und Informationen zu entzerren, sodass sie ein-

fach strukturiert dargestellt werden ko nnen (GP03S: Z. 104-111). Es hat sich her-

ausgestellt, dass es hierbei besonders praktikabel ist, bereits einfache, kindgerechte 

Texte zu verwenden, die elektronisch verarbeitet werden ko nnen (MP02L: Z. 297-

316). Dieser Tipp ist angesichts der knappen zeitlichen Ressourcen im schulischen 

Alltag sinnvoll und vermutlich hilfreich. 

 

Auch die Regulierungen zur Verwendung von Bildern und die Gestaltung des Textes 

wurden durchaus positiv bewertet. Wie erwartet, empfanden auch die LehrerInnen 

die Bilder und Piktogramme als selbsterkla rend und hilfreich, um inhaltliche Zusam-

menha nge zu verdeutlichen (Wu nsche 2017: 329). Die LehrerInnen gehen mit die-

ser Einscha tzung konform, auch wenn sie anmerken, dass Bilder und Piktogramme 

nicht alle politischen Inhalte verdeutlichen ko nnen (SP01S: Z. 181-184/GP03S: Z. 

121-122/DP04L: Z. 92-107/DP05L: Z. 123-127). Die Verwendung von Bildern und 

Piktogrammen unterstu tzt den sprachsensiblen Politikunterricht. Aus den Inter-

views la sst sich außerdem schließen, dass nicht nur die LehrerInnen, sondern auch 

die Schu lerInnen dazu angehalten werden ko nnen, passende Bilder zu den Textin-

halten zu recherchieren, um das Gelesene mit etwas Visuellem zu verknu pfen 

(MP02L: Z. 286-289). Dieses Vorgehen ist in Bezug auf Leichte Sprache neu, weshalb 

eine Versta rkung des Leseverstehens durch die intensive Auseinandersetzung mit 

den Textinhalten anhand der Bildersuche zwar eine naheliegende Vermutung ist, die 

allerdings einer genaueren U berpru fung bedarf. 
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Der schulische Kontext ero ffnete immer wieder Mo glichkeiten, die Regeln an die 

spezifischen Anforderungen des Politikunterrichts anzupassen. Deshalb war der 

Umgang mit dem Regelwerk oft flexibel und nicht so stringent wie vermutet. Entge-

gen den Erwartungen war es mo glich, die meisten zur Erstellung der Unterrichts-

materialien anzuwenden, was die Multifunktionalita t leichtsprachiger Texte, die 

durchaus angezweifelt wird, besta tigt (Bock 2014: 30-32). Die Anwendung der Re-

geln fu r den inklusiven Politikunterricht zeigt, dass die Regeln zur Gestaltung des 

Layouts, der Textgestaltung und zur Schriftart offen interpretierbar und im schuli-

schen Kontext anwendbar sind (DP05L: Z. 78-86). Die Vorerfahrungen der LehrerIn-

nen und die Bedarfe des Politikunterrichts konnten auf diese Weise in die Material-

entwicklung einfließen, was zu spezifischen Erga nzungen der Regeln, beispiels-

weise der Empfehlung, Norddruck zu verwenden, fu hrte (GP03S: Z. 111-115). Das 

beweist, dass die Regeln - anders als angenommen - nicht zu starr fu r den sprachli-

chen Kontext des Politikunterrichts sind. 

 

Wie bereits vermutet, bietet das Regelwerk viele Mo glichkeiten der Anwendung im 

Politikunterricht und bedarf ebenso einer Erga nzung der speziellen Belange der po-

litischen Bildung. Die speziellen Anforderungen des Politikunterrichts ero ffnen zu-

dem Anwendungsbereiche derjenigen Regeln, die noch keinen Einbezug ins Regel-

werk gefunden haben. Beispielsweise wu nschen sich die LehrerInnen einheitliche 

Bilder- und Symbolsammlungen oder Regeln fu r den Umgang mit Operatoren in 

Leichter Sprache (GP03S: Z. 265-177/DP04L: Z. 177-181).  

 

Die Offenheit der Regeln wird zumeist positiv aufgenommen. Doch an einigen Punk-

ten, beispielsweise der Verwendung kurzer und bekannter Wo rter, bieten die Regeln 

keine ausreichenden Standards, weshalb die Anwendung der Regeln hier die Exper-

tise der LehrerInnen u bersteigt und das eigenverantwortliche U bersetzen sehr her-

ausfordernd ist. Da aus dem Regelwerk nicht hervorgeht, welche Wo rter als bekannt 

vorausgesetzt werden ko nnen, sind die LehrerInnen dazu angehalten, nach eigenem 

Ermessen in Bezug auf ihre Schu lerInnen eine Auswahl zu treffen (SP01S: Z. 197-

207). Dieser Befund unterstu tzt die Forderung der Sprach- und 
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U bersetzungswissenschaft, die Bedarfe der LeserInnen leichtsprachige Texte wis-

senschaftlich fundiert zu erforschen (Maaß 2015: 32). 

 

Die Schu lerInnenorientierung des Beutelsbacher Konsens ist Grundlage jeglicher 

Unterrichtsplanung. Auch bei der Erarbeitung der Materialien mit dem Regelwerk 

konnte diese Maxime, wie erwartet, umgesetzt werden. Sowohl die Interessen als 

auch die Kompetenzen der Schu lerInnen ko nnen in die regelwerkgeleitete Materia-

lentwicklung einbezogen werden und die Schu lerInnen dazu befa higen, eigensta n-

dig nachzudenken (DP04L: Z. 182-188). Folgt man der Maxime der Schu lerInnenori-

entierung, wird - anders als die politikdidaktische Auseinandersetzung erwarten 

la sst - auch das Pru fen der Texte durch die Schu lerInnen unno tig. Die Auswertung 

der Interviews ergab, dass es ga ngig ist, die Materialien an die Kompetenzen und 

Bedu rfnisse der Schu lerInnen anzupassen und sich mit ihnen u ber das Leseverste-

hen auszutauschen. Ru ckmeldungen und schriftliche Ausarbeitungen der Schu lerIn-

nen bieten eine Orientierung zum Verfassen der Texte und ersetzen das U berpru fen 

durch die Schu lerInnen. Der im Regelwerk beschriebene Pru fungsprozess wird zu-

dem als zu aufwendig empfunden, weil er einer Vorstrukturierung und Vordifferen-

zierung bedarf. Außerdem wird er vielmehr dem fachu bergreifenden Deutschunter-

richt zugeordnet denn als Gegenstand des Politikunterrichts festgeschrieben. Zu-

dem wird angezweifelt, dass Schu lerInnen eines niedrigen Leseniveaus u ber ihren 

Sprachgebrauch reflektieren und somit die Materialien auf dieser Grundlage u ber-

pru fen ko nnen (SP01S: Z. 349-367/MP02L: Z. 475-488/GP03S: Z. 411-416/DP04L: 

362-408/DP05L: Z. 235-240). Die kategorische Ablehnung des Pru fens la sst sich 

mo glicherweise darauf zuru ckfu hren, dass es bisher nicht u blich ist, Materialien 

durch Schu lerInnen gegenlesen zu lassen und darauf, dass es kein konkretes Kon-

zept fu r die U berpru fung durch die Schu lerInnen gibt. Man kann ebenfalls davon 

ausgehen, dass die Asymmetrie zwischen LehrerInnen und Schu lerInnen durch den 

kritischen Umgang mit Unterrichtsmaterialien ein kleines Stu ck aufgelo st werden 

wu rde, was dem Einbezug der Bedu rfnisse der Schu lerInnen entgegenkommen und 

der hohen Stellung der LehrerInnen widersprechen ko nnte. Sofern die LehrerInnen 

auf die Deutungsmacht und die leitende Stellung in Bezug auf die Schu lerInnen 
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beharren, ist ein Pru fprozess in der Schule daher nicht denkbar, obwohl er durchaus 

Potenzial hat, Benachteiligungen auszugleichen. 

 

Die Einhaltung der weiteren Maxime des Beutelsbacher Konsens wurden im Vorfeld 

angezweifelt. Diese Zweifel lassen sich anhand der Aussagen der LehrerInnen wi-

derlegen. Es wurde vermutet, dass die sprachlichen und inhaltlichen Vereinfachun-

gen zu einem Verlust der Kontroversita t fu hren. Die LehrerInnen sind der Auffas-

sung, dass trotz inhaltlicher, sprachlicher und stilistischer Verknappung der Texte 

kontroverse Meinungen und unterschiedliche Perspektiven auf ein Thema darge-

stellt werden ko nnen. Sie bema ngeln lediglich, dass die Darstellung der Kontrover-

sen mehr Platz beanspruchen, was sich negativ auf die Lesemotivation auswirken 

kann (SP01S: Z. 234-235/MP02L: Z. 362-365/GP03S: Z. 265-274/DP04L: Z. 167-

168/DP04L: Z. 431-436/DP05L: Z. 148-156). Daraus ableitend la sst sich vermuten, 

dass es Darstellungsmo glichkeiten bedarf, die einfach zu verstehen sind, ohne zu viel 

Platz zu beanspruchen. An dieser Stelle ist eine Zusammenarbeit der Fachdidaktik 

mit dem Netzwerk Leichte Sprache zur Entwicklung ansprechender Methoden denk-

bar. 

 

Auch was die U berwa ltigung der Schu lerInnen anbelangt, ergab sich aus der Analyse 

der Interviews eine differente Sichtweise. Zu Beginn der Analyse wurde vermutet, 

dass die Asymmetrie zwischen den U bersetzerInnen und den AdressatInnen der 

Texte die U berwa ltigung fo rdert. Diese Vermutung wurde von den LehrerInnen - an-

ders als es die Forschung vermuten la sst - nicht besta tigt. Die LehrerInnen proble-

matisieren zwar eine Bevormundung der Schu lerInnen mit Fo rderbedarf durch die 

LehrerInnen in der schulischen Praxis, die unbedingt zu verhindern ist, damit die 

Schu lerinnen lernen, fu r sich selbst einzustehen (DP04L: Z. 432-436). Doch sie er-

kennen vielmehr ein großes Potenzial in der Verwendung der Leichten Sprache, um 

U berwa ltigung durch radikale Populisten vorzubeugen (MP02L: Z. 423-450). Da 

Leichte Sprache Zugang zu Informationen verschafft, fo rdert sie - anders als im Vor-

feld angenommen - die politische Urteilsfa higkeit der Schu lerInnen und macht sie 

weniger anfa llig fu r politische Indoktrination. Die Asymmetrie zwischen LehrerIn-

nen und Schu lerInnen wirkt sich demnach nicht negativ auf die politische 
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Urteilsbildung aus, was den anfa nglichen Erwartungen widerspricht. Leichte Spra-

che stellt einen Zugang zu einem Grundwissen her, das die Schu lerinnen dazu befa -

higt, politische Themen und Probleme einordnen und beurteilen zu ko nnen (MP02L: 

Z. 367-370). Leichtsprachige Materialien stehen somit nicht im Widerspruch zum 

Beutelsbacher Konsens und ko nnen die politische Urteilsfa higkeit der Schu lerInnen 

sta rken. 

 

Was die Konzeption eines handlungsorientierten Politikunterrichts anbelangt, erge-

ben sich bei der Auswertung der Interviews ebenfalls neue Erkenntnisse. Wie an-

fa nglich vermutet, ist ein handlungsorientierter Politikunterricht mittels Leichter 

Sprache durchaus mo glich, sofern er den Schu lerinnen die Teilhabe am schulischen 

und politischen Diskurs ermo glicht. Die Aussagen der interviewten LehrerInnen 

ergaben, dass Handlungsorientierung im Sinne der politischen Ta tigkeit, Koopera-

tion und Partizipation auch ohne schriftliche Materialien auskommen kann. Leicht-

sprachige Materialien ko nnen hierbei lediglich der Erga nzung der Aktivita t oder ih-

rer Ergebnissicherung dienen (GP03S: Z. 280-282). Wichtiger erscheint es den Leh-

rerInnen, Sprache durch politische Handlungen und Diskurse bezu glich dieser Ta -

tigkeiten zu vermitteln (GP03S: Z. 142-145). Somit liegt die Vermutung nahe, dass 

die politische Handlungsorientierung die Sprachfo rderung unterstu tzen kann, die 

Verwendung der Leichten Sprache hierbei aber implizit u ber die Verwendung der 

Sprache und weniger u ber Unterrichtsmaterialien erfolgt. Der mu ndliche Sprachge-

brauch der Leichten Sprache ist bisher kaum erforscht, weshalb eine wissenschaft-

liche U berpru fung dieser Annahme dringend zu empfehlen ist. 

 

Eine neue Perspektive auf die Verwendung der Leichten Sprache im Politikunter-

richt ero ffnet die Anwendung der Materialen seitens der Schu lerInnen. Die Lehre-

rInnen bezweifeln, dass die Schu lerInnen ein Interesse an leichtsprachigen Texten 

haben. Dennoch erachten sie den Einsatz der Materialien fu r die Schu lerInnen als 

sinnvoll, da sie wesentliche Methoden des Politikunterricht unterstu tzen und das 

Layout der Arbeitsbla tter das Bearbeiten der Arbeitsauftra ge erleichtert (GP03S: Z. 

115-121/DP04L: Z. 21-23/DP05L: Z. 99-105). Ein Einbezug der Schu lerInnen in die 

Evaluation des Regelwerkes und in die U berpru fung der Anwendung der Leichten 
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Sprache im Politikunterricht ist vermutlich sehr gewinnbringend, da er die Bedarfe 

der AdressatInnen leichtsprachiger Texte offenlegt. Eine Forschung in diesem Be-

reich ist deshalb unabdingbar, um die Vor- und Nachteile der Leichten Sprache und 

des Regelwerkes sowie ihre Auswirkungen auf die politische Bildung zu ergru nden. 

 

6 .  Fa z i t  u n d  Au s b l i c k  

 

Nicht nur aus sprachwissenschaftlicher, sondern auch aus politikdidaktischer Sicht 

hat die Evaluation der Regeln fu r Leichte Sprache neue Erkenntnisse in Bezug auf 

die Anwendung der Leichten Sprache im inklusiven Politikunterricht zutage gefo r-

dert. Zudem wurden bereits vorhandene theoretische Auseinandersetzungen mit 

den Regeln der Leichten Sprache besta tigt, andere wurden widerlegt und viele fu r 

die spezifischen Belange des Politikunterrichts erweitert. Ziel dieser Arbeit war es, 

zu kla ren, welche Potenziale und Grenzen die Anwendung der Regeln fu r Leichte 

Sprache bei der Entwicklung von Unterrichtsmaterialien fu r den inklusiven Politik-

unterricht bietet. Diesbezu glich lassen sich viele Erkenntnisse aus der theoretischen 

und der empirischen Analyse des Regelwerks gewinnen und neue Forschungsfelder 

ero ffnen. 

 

Im schulischen Kontext besteht durch die Ausweitung der Inklusion ein großes In-

teresse an leichtsprachigen Materialien. Schu lerInnen mit und ohne besondere Fo r-

derbedarfe sowie DeutschlernerInnen geho ren hierbei zu den AdressatInnen leicht-

sprachiger Texte. Die Regeln fu r Leichte Sprache bieten den LehrerInnen eine gut 

strukturierte und u bersichtliche Vorlage zur Erstellung leichtsprachiger Unter-

richtsmaterialien. Das Regelwerk ist flexibel in unterschiedlichen Kontexten des Un-

terrichts einsetzbar und deckt somit den Bedarf an standardisierten Regeln fu r die 

inhaltliche und sprachliche Vereinfachung sowie fu r die didaktische Reduktion der 

Ausgangstexte. Es la sst sich feststellen, dass eine Anwendung der Regeln fu r Leichte 

Sprache im inklusiven Politikunterricht mo glich und wu nschenswert ist. 
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Aufgrund dessen, dass es kaum leichtsprachige Materialien fu r den Politikunterricht 

gibt, mu ssen die Lehrpersonen diese Materialien erstellen. Die Regeln der Leichten 

Sprache unterstu tzen hierbei die sprachliche Differenzierung und das Vereinfachen 

komplexer Fachtexte. Dennoch u bersteigt das U bersetzen die Expertise der Lehr-

kra fte. Hierbei ist es wu nschenswert, die Regeln fu r Leichte Sprache viel mehr in der 

schulischen Praxis zu verankern. Auf diese Weise ist es den LehrerInnen mo glich, 

Erfahrungen mit den Regeln der Leichten Sprache zu sammeln und zu erweitern. 

Zudem ist es hilfreich, wenn das Thema Leichte Sprache versta rkt Einfluss auf den 

Aus- und Fortbildungsprozess der LehrerInnen nimmt. Fu r den Politikunterricht 

bietet sich die Einbettung des Themas insbesondere in die Fortbildungen zum 

sprachsensiblen Fachunterricht an. Aber auch die Pra zision und die Anpassung der 

Regeln an die Bedarfe der LehrerInnen und im Speziellen an die Anforderungen des 

Politikunterrichts sind an vielen Stellen des Regelwerks wu nschenswert. 

 

Ha ufig waren die LehrerInnen bei der Auswahl der Wo rter u berfordert. Das Regel-

werk gibt hierbei keine konkreten Standards zur Ermittlung bekannter Begriffe vor. 

Somit liegt die Diagnostik der Bedarfe und des Vorwissens ihrer Schu lerInnen allei-

nig bei den Lehrkra ften. Um die LehrerInnen zu entlasten, wa re die Entwicklung ei-

nes leichtsprachigen Grundwortschatzes empfehlenswert. Auf dieser Grundlage 

ko nnen die Lehrpersonen dann ihre Wortwahl begru nden. Zur Erstellung dieser 

Wo rterliste bedarf es allerdings verscha rfter Nachforschungen, was die Bedarfe und 

Wortkenntnis der LeserInnen leichtsprachiger Texte anbelangt. Diese Forschung 

steht bislang aus. 

 

Auch was die Verwendung von Fremd- und Fachbegriffen anbelangt, bedu rfen die 

Regeln einer Erweiterung. Die festgeschriebenen Verbote von Fremd- und Fachwo r-

tern sind im Politikunterricht nicht anwendbar, da sie die Schu lerInnen aus jeglichen 

fachspezifischen Diskursen ausschließen. Fu r den Politikunterricht ist eine O ffnung 

der Regeln fu r Fremd- und Fachbegriffe deshalb unumga nglich. Eine fachdidaktische 

Erweiterung der Leichten Sprache, die es erlaubt, Wo rterbu cher und Glossare zu 

Fachbegriffen zu erstellen und das Fachvokabular zu erla utern, ist durchaus wu n-

schenswert. 



 

104 

 

 

Zudem sind die Regeln zur Verwendung großer Zahlen und Prozentzahlen sowie zu 

Telefonnummern und serifenlosen Schriftarten fu r die politische Bildung nicht ge-

eignet. Sie verhindern, dass die Schu lerInnen ein Gefu hl fu r Mengen und die in Zah-

len transportierten Informationen entwickeln und begrenzen auf diese Weise die 

Teilhabe der Schu lerInnen an gesellschaftlichen Prozessen. Zudem beschra nken die 

schrift- und nummernbezogenen Vorgaben die Schu lerInnen auf den Gebrauch der 

Leichten Sprache. Das fu hrt dazu, dass sie nicht dazu befa higt werden, komplexere 

Schriftarten oder andere Schreibweisen zu lesen. Folglich verhindern diese Regeln 

ebenso die Partizipation in allta glichen Situationen. Auch im Bereich der Zahlen und 

Schriftarten muss demnach eine O ffnung und Erweiterung der Regeln, die den Ge-

brauch großer Zahlen und Prozentzahlen sowie die Verwendung von Serifen und der 

standardisierten Schreibweise bei Telefonnummern erlauben, etabliert werden. 

 

Auch das Pru fen der Materialien wird von den LehrerInnen abgelehnt. Es ist in der 

schulischen Praxis nicht u blich, zu aufwendig und wird eher dem fachu bergreifen-

den Deutschunterricht statt dem Politikunterricht zugeschrieben. Auch wird hinter-

fragt, inwiefern die Schu lerInnen dazu in der Lage sind, u ber ihren Sprachgebrauch 

zu reflektieren. Auch wenn die Regeln fu r Leichte Sprache hierbei keinen Leitfaden 

zur Etablierung einer U berpru fung der Unterrichtsmaterialien bieten, wa re es in An-

betracht einer reflektierten LehrerInnenta tigkeit und des Aufbrechens der Asym-

metrie zwischen LehrerInnen und Schu lerInnen sinnvoll, selbst erstellte Unter-

richtsmaterialien durch die Schu lerInnen kritisieren zu lassen. Noch steht allerdings 

nicht fest, in welchem Rahmen das Pru fen fu r die Schule mo glich und angemessen 

ist.  

 

Derzeitig ist die Verwendung der Leichten Sprache im schulischen Kontext auf den 

Beginn des sprachlichen Bildungsprozesses begrenzt, weil sie keinerlei Anhalts-

punkte fu r eine suggestive Steigerung des Sprachniveaus bietet. Die Kompetenzfo r-

derung und die gesellschaftliche Teilhabe fordern allerdings ein komplexeres 

Sprachniveau als das der Leichten Sprache. Auch an dieser Stelle wa re eine 
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Erweiterung des Konzeptes der Leichten Sprache unter Einbezug sprach- und poli-

tikdidaktischer Sichtweisen ratsam. 

 

Wesentlich positiver werden die Regeln der Leichten Sprache in Bezug auf die Ver-

wendung von Bildern und Piktogrammen bewertet. Im Politikunterricht lassen sich 

durch die Vorgaben zur Gestaltung komplexe Zusammenha nge versta ndlich darstel-

len. Zur Entlastung der LehrerInnen und zur Unterstu tzung des Leseverstehens sind 

allerdings einheitliche Symbol- und Bildersammlungen wu nschenswert, die bei-

spielsweise durch die Fachdidaktik und das Netzwerk Leichte Sprache entwickelt 

werden und das Regelwerk erga nzen ko nnen. Auch eine einheitliche Liste der Ope-

ratoren in Leichter Sprache ließe sich so erstellen, was den Gebrauch der Regeln im 

Politikunterricht vermutlich erleichtert. 

  

Der Beutelsbacher Konsens, der als wesentliche Maxime der politischen Bildung gilt, 

kann auch unter Verwendung der Leichten Sprache eingehalten werden, was den 

Einsatz der Regeln fu r Leichte Sprache im inklusiven Politikunterricht besta rkt. Die 

Schu lerInnenorientierung bildet hierbei die Basis zur Erstellung sprachlich differen-

zierter Unterrichtsmaterialien. Auch die Kontroversita t kann trotz sprachlicher, in-

haltlicher und stilistischer Verknappung der urspru nglichen Inhalte gewahrt wer-

den, wenngleich die Darstellung unterschiedlicher Perspektiven viel Platz in An-

spruch nimmt. An dieser Stelle ist ebenfalls eine Zusammenarbeit der Politikdidak-

tik mit dem Netzwerk Leichte Sprache denkbar, um neue, ansprechende und weni-

ger textlastige Methoden zur Veranschaulichung der Multiperspektivita t zu entwi-

ckeln. 

 

Auch das U berwa ltigungsverbot kann durch die Wahrung der Kontroversita t einge-

halten werden. Zudem beugt die Bereitstellung leichtsprachiger Informationen der 

Indoktrination der Schu lerInnen durch populistische Meinungen vor. Leichte Spra-

che fo rdert die politische Urteilsbildung der Schu lerInnen, indem sie ihnen ein 

Grundwissen zur Verfu gung stellt, auf dem sie politische Probleme und Themen ein-

ordnen und beurteilen ko nnen. Diese Erkenntnis stellt ein großes Potenzial der 

Leichten Sprache in der politischen Bildung dar. 
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Allenfalls der handlungsorientierte Politikunterricht bedarf - außer fu r die Ergeb-

nissicherung und die Begleitung der Aktivita ten - keiner leichtsprachigen Materia-

lien. Hierbei ist es mo glich, die sprachliche Bildung u ber Diskurse bezu glich der Ta -

tigkeiten zu fo rdern. Der mu ndliche Sprachgebrauch der Leichten Sprache ist bisher 

kein Bestandteil der Forschung, weshalb hierbei ein dringender Bedarf besteht zu 

u berpru fen, inwiefern ein handlungsorientierter Politikunterricht in Leichter Spra-

che die fachlichen und sprachlichen Kompetenzen der Schu lerInnen fo rdern kann. 

 

Eine neue Perspektive bietet die Schu lerInnenseite. Hierbei werden sowohl Vorteile 

der Regeln in Bezug auf die Bearbeitung der Aufgaben als auch die Verwendung spe-

zifischer Methoden des Politikunterrichts herausgestellt. Ein Einbezug der Schu le-

rInnen in die Evaluation der Regeln fu r Leichte Sprache und eine U berpru fung der 

Leichten Sprache im Politikunterricht ero ffnen neue Mo glichkeiten, Erkenntnisse zu 

den Bedarfen der AdressatInnen leichtsprachiger Texte zu gewinnen. Eine Nachfor-

schung in diesem Bereich ist deshalb notwendig, um die Potenziale und Grenzen der 

Leichten Sprache und des Regelwerkes innerhalb der politischen Bildung zu erfor-

schen. 

 

Die Befragten LehrerInnen sprechen der Leichten Sprache auch eine Unterstu tzung 

der Teilhabe und Partizipation sowie eine Fo rderung der Inklusion zu. Doch derzeit 

werden gerade das niedrige Sprachniveau sowohl im schulischen als auch im gesell-

schaftlichen Kontext eher verurteilt als positiv bewertet und die sprachlichen Be-

sonderheiten der Leichten Sprache vermehrt kritisiert, weshalb LeserInnen dieser 

Texte oft ausgeschlossen werden. Doch die Exklusion der AdressatInnen der Leich-

ten Sprache kann - so ist anzunehmen - gerade durch den schulischen Gebrauch der 

Leichten Sprache la ngerfristig entscha rft werden. Die Anwendung der Leichten 

Sprache im Unterricht kann zu einer erho hten Akzeptanz dieser besonderen Varie-

ta t des Deutschen und zu einer Normalisierung ihres Gebrauches fu hren. Diese 

These ist in Anbetracht der Inklusion zu begru ßen. Dennoch bedarf auch sie einer 

hinreichenden wissenschaftlichen U berpru fung. 
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Zusammenfassend la sst sich herausstellen, dass die Evaluation der Regeln fu r 

Leichte Sprache viele Mo glichkeiten fu r die Verwendung der Leichten Sprache im 

inklusiven Politikunterricht offenlegt. Sowohl die individuelle Fo rderung und die 

sprachliche Differenzierung als auch die Erweiterung der Inklusion und Teilhabe 

sind mit leichtsprachigen Materialien mo glich. Dort, wo die Anwendung auf Grenzen 

sto ßt, bedu rfen die Regeln allerdings einer Erweiterung, um den spezifischen An-

spru chen des Politikunterrichtes gerecht zu werden. Gerade in Bezug auf die Bedarfe 

und Perspektiven der Schu lerInnen besteht diesbezu glich ein dringender For-

schungsbedarf, da ihre Kompetenzen und ihr Vorwissen Grundlage jeglicher Mate-

rialentwicklung sind.  
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